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!üer oHenausgesprocthen, daß in Österreich
6ne Regierungsumbilldungvor sich ,gehen muß,
denn die unfähigen Regi'epungsmit,gEeder Si'lHI
dar,an s0hu,),d, daß es in Österreich nicht vor­
wärts-, sO'1l'dernahwärtsgeht. Wir können diese
Meinung durchau's nicht tei'len, nein, denn daß
es in Östeneichabwärtsgeht, ist nicht die
Schuld ,der österreichischen 'Regierung, son­
dern das ist die 'Schuld der Marshall"Plan­
Politik. Die .schuld der österreichischen Regie­
rung lie,gt daflin, daß sie diese Politik bewußt
une! bedinlg1ungslos unterstützt; das ist die
Schuld der österreichischen Reg,iewng! Man
soll uns jetzt nicht damit 'kommen, daß man
Mel1Jschen auswechseln muß, daß man Minister
austauschen muß, weil sie unfähig sind. Nein,
ausgewechseM werden muß in Östen'eich di'e
'ganze Pol,itiik der 'österreichischclli Regierung,
die PolHik der bedingungslosen Unterweflf,ung
unter den amerik,anischen Kapitalismus, der
bedi1l'gungs1Ios'en Unterwerfung unt'er das Dik­
tat des MarshaH-Planes.

Anfangs wurde uns dieser Marshall-Pl,an
a,ls ein 'Segen im Interesse der Yö1:ker dar­
gestellt. Es stellte sich aber ,immer mehr und
mehr alsdier Teufdsifuß d'i,eser Menschenliebe
heraus. Weiter stellt'e sich immer mehr hemus,
daß der Marshall-Plan, was wir schon ,a'1l'f,angs
gesagt haiben, keinen anderen Z.weck verfolgt,
als einen neuen Kr,ieg 'vorzuhereiten. Heute
frag'en wir: Was ist für die arbeitenden
Menschen vom Marshall-P.lan übri,ggeblieben?
Selbst soOzialistisohe Aib~OTdrnete, die Jahre
hindurch Lobeshymnen auf -den Marshall-Plan
gesungen haben, müssen jetzt festst'olilen, ,daß
für den arbeitenden Menschen dabei nichts
herausgeschaut hat. Wer davon Vorteile gehabt
hat, das waren die RohstO'ff- und die Kriegs­
industrie. Die Rohstoffindustrie exportiert
unsere Rohstoffe, damit si'e zu Kr,iegsvo'rberei­
tungen Verwendung finden. (Zwischenruf:
Auch das Erdöl!) Ich werde auf das Erdöl
noch z'urüokikommen, um die seg,ensreiche
Tät,igkeit unserer Regierung aufzuzeigen. Der
ganze Marshall-PIan war a,lso 'von Anfang an
darauf aus1g'erichtet, den Kapitalismus zu stär­
ken, vor aHem den KapitaIismus in der Roh­
stoffindus'trie, um so ,die Grundl,a~ge für die
Vorbereitung eines neuen Krieges zu schaffen.
Was hat er aber den arheitendenMenschen
gebracht? Das \X1älhrungssc'hutzg1esetz stand
am Anfang des Marshall-P'la:nes. Dieses \Väh­
rungsschutzgesetzhat v'orges,ehen, daß von
allen Ersparnissen sofort 60 Prozent zur
Stabilisierung der Währung ei1n!gewgen und
die weiteren 40 Prozent in Bundesschuldver­
schreihulltgel1 ,ausgiegeben werden. ,Diese Bun­
dessC'hUildversohrei,bungen sollten zu ei'nem
spät'eI'en Zeitpunkt wahrscheinlich am

Sankt-Nimmerleins-Tag-_. eingelöst werden. Als
Begründung für dieses WähpUil1igsschutz'gesetz
wurde sogar amgeführt - wie Nationalrat
Migsch im Parrlament meinte -, daß dieses
Gesetz ein iSchla,g gegen die Schleichhändler
und Spekulanten sein wird. Der Schlag ist wohl
erfolgt, ,aber nicht ,g.egen die Sohleic'hhändler
und Spekulanten, sondern gegen die kleinen
Sparer, denen man nahezu restlos aHes weg­
genommen hat, was sie sich in jahr,whnte­
langer A~beit für das Alter lerübrigt ha'ben.

Nachdem man in Österreich ,auf dem Stand­
punkt steht, daß alle Opfer 'bringen müssen,
hat man damals auah die sogenannte Ver­
lllögensahgabe beschlossen. Damals ,hieß es:
\'(1enn schon den kleinen Sp,arern ,alles weg­
genommm wird, dann sollen'.auch die Reichen
tlwas -dazu bez"hlc~. Von de.n kleinen Spa:crn
steht es fest unü memand WIrd das hestrelt'en,
daß man ihnen wiriklich restlos a,Hes wecr­
genommen hat. Wie schaut es ,aber mit d~r
Vermög,ensahgabe aus, die die reiohen ILeutein
Österreich tragen soMten? Ursprünglich war
vorgesehen, daß diese einma'Hge Yermölgensab­
gabe 2 Milliarden Schilling einbringen soll.
Ende Oktober di,eses Ja!hres w,ar von diesen
:2 Milliarden Schini'ng eTst ungef,ähr ein Vier­
tel eingebracht, nämlich 569 Mi'Hionen Schil­
ling. Von ,diesen 569 Mi'Hionen SchiHi'llig wur­
dCIlJ ,aber nur 22 Milhonen SchiIHnlg tatsäch­
lich bar entpiohtet, während ,der Hest mit so­
genannten Bundesschuldscheinen bezahlt wurde.
Diese iß\undesschuldscheine werden nämlich an
der Börse gehandelt 'und die kleinen 'Sparer,
denen man 60 Prozent ihpeT Erspanniss1e ent­
z'O'gen hat, sind heute 'gezwungen, diese Bua­
c1esschmldscheine zu V'eI1kaufen. An der Börse
h.aben sie nun scho'1l den ;fabellhaHen 'Kursl von
40 SchiUingfür 1OOSchj,JJ,jng erreicht, das
heißt, wenn ein rk'leinerMan'1l Ersparnis,se in
der Höhe von 100 Schillinggehaht hat, wur­
den ihmgleic:h 00 Schilling wegig,enommen, und
für die restlichen 40 SchiHi1llg hat er 'Bundes­
schu1ldverschreihul1Igen bekommen. W'enn er sie
nun 'heute vel1'k.auH, dann bekommt 'er von
diesen 40 ISc.hiliing 'nur etwas über 10 Sohil­
ling, die er dann also 'von 'seinen 100 Schi'IHng
glücklich ,gerettet hat. Diejenig'en aber, welche
die Vermögel1lsabg,abe bezahlen sO'llten, k,öHnen
nun um 40 SchiHing ß,undesiSohuld'ver­
schr6bungen kaufen und sie dem Staat bei der
Zahlung ,der Y,ermögensahgahe für 100 Schi']­
ling anrechnen. (Zwischenrufe des AbR·. Pro­
ii'ssor Zach.)

Es i'st so, Herr Abgeordneter Zach. \XIir
leben in einem angeblich sehr 'Sozial'en Staat, wo
man ,dem Kleinen winklich aHes raubt, ,um dem
Großen Möglichkeiten zu schaffen, daß er noch
ein ,gutes Geschäft daraus machen kann. Das
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ist das sozi·ale Gesicht :des Staat'es! Das ist ei.n
Teil des MarshaiH-iP"lanes. Das W,äihrungs­
schutzgesetz ist nic'ht nur bei uns ·in Österreich,
es ist in aUeu MarshaH~Plan~Staaten unter
ganz gleichen :Bedilngul1Igen -durchgef'ührtwor­
den. Der Marshal1-P'Ian f,ußt doch auf der
These: AUlf Kostender Kleinen soUen die
Großen noch g'rößer werden! Das list der
Grundsatz des Marsihalil--Planes, ,und er kommt
überall z-um Ausidl1UCik.

Es ist :heute ,auch über die Lohn- und Preis­
pakte gespro-ohen w01;den, und es sind hier
Ding,e angeführt worden, die zeigen, daß man
bÖlswillig nicht verstehen wHl, wie die Ding,e
wirklich liegen. Wir halten j,a in Österreich
jetzt schon beim ·fün-HenLohn-und Preispakt,
und die vürher'gehendenvier ILohn- und: Preis­
pakte waren ,für das ö'Sterreic~ische VOllkaluch
nicht von Pappe. iDaßes 'natürlich in der Ent­
wicklung und in ,den Gesetz,en dier Wirtschaft
begründet ist, daßei-n Lohn- und P reispakt
nach ,dem anderen mit ,immer gr'Öß,eren Opfern
für die ariheitende B-ev,ÖIlkefiUing verbunden ist,
das stimmt durchaus. Aber die ,Lohn- und
Preispakte haben in Österr-eich mit dem Tag
Einzug g,ehalten, an dem auch der Marshall­
Plan seinen Ei'llIz,ug gehaiH'en 'hat. Da-sist die
Tatsache ,und das ist ZIU sagen, wenn man
wirklich ernsthaH die Di'ng'e erörtern wiH und
den Ursac'hen wirikHch an di,e Wurzeln ,gehen
wH!.

Der MarshaN-iPlan hat für diearbeH'ende
Bevölkerung überhaupt ~ei'ne Vortei,le glebracht.
Zu den Lohn- und Prei1spakten ist in der
letzten 7eit -die sogenannte Preisselli~ung g·e­
treten, 'Über die auch hier einiges gesagt wurde.
Jetzt hat man jahreIanggerade 'von Ihrer
Seite umt:nt,enbroc'hen nach Weltma<rktpreis,~'n

gerufen, hat man unun~erhrochen verlan!gt, Iwir
müssen auf die B,asis ,der Weltmarlkbpr,eise
kommen. Als wir nun die WeHmanktpreise er­
reicht ha'ben,beginnt man auf einmal die
Pr'eise zu senken! Wie reimt sich das zu­
sammen? (AbR·. Zach: Weil sie in eini,f!:en
Din,f!:en überschritten wurden!) Nein, weil man
hier bewußt mit diesem Preissentkungssc:hw-indel
-unodni'chts anderes ist es - verhindern willI,
daß auch die Löhne und GehäHer dias Welt­
mar'ktniveau erreichen soH'en. Darum ertoÖnt
jetzt dieses .ganze Geschrei mit der 'Preissen­
kung. Fast kommt man sich Idabei schon vor
wie zur Zeit der seliglen Maria Antoinette. Als
damals die Pariser Arbeiter demonsltrierten,
weil sie zuwenig IBrothatten, hat die Maria
Antoilnette nur das ei,nz'i,ge dalzu zu "sagenge­
wußt: Wamm eSlsen: die Leute denn keinen
Kuchen, wenn sie so weni'g Bmt Ihaben? Heute
steht manalulf 'dem iStandpun1kt: Warum ikaufen
denn die Leute keine Teppiche, die im 'Preis ge-

senkt wurden, wenn ihnen das Fleis,ch :zU teu,er
geworden ist? Genlau ,dien gleichen 'StandIpunkt
kann man heute ihier wi·eder ver,:zeichnen, so wie
er dama:ls zu B,eginn der büngerlichen
Revolution vom verlfauHen Feudiail,isl1TIiU's ver­
treten wUl'c1e. Genau au'f den !gleiehen Stand­
punkt ist man heute wieder z'unückgclrehrt.
Manglau:bt auch, durch opt'i,sche Manöver
Gesetze der Wirtschaft außer KraH setz'en z'tt
können. Aber mit noC'h so schönen Worten, mit
noch so hombastischen Worten w,ird man trotz­
dem nicht diese Gesetze ·außer Kraft setzen
koÖnnen. Nicht nur auf -dem ISektor dier "L-oihn­
und Preispaktehat man ständiig v,ensucht, im
Zeichen ,des Mal1sha'H-Planes das IRlela"lei'nk'O:ll1­
men der arbei-tendJen ·Menschen herahzudit'ücken
sondern man !hat auch mi't Hilfe der Steuer~
schr,aubei -den Weg heschritten, 'von dem 1111­

unterbrochen sinlkenden Realleinkommen llIoch
mehr hera,uszupl;essen und ,a'bzuschöpf'en, was
abz.uschöpfen mögl<ich ist. Während auf der
einen Seite die Steuern, die die kl'einen 'L,euk
belasten, immer 'griÖß'er, immer :höher geworden
sind, hat 'man in der ;gleichen Z,eit· unter Iden
versc!hiedensten Titel-n, wie 'Investitionsbeg:iinsti­
gung, 'usw., Mlöglich~eiten gdun:den, daß die
Reichen ihre Gelder s,j·cher st'euerfrei an1l<egen
könne'n. Ja, man hat hier ,alles darang,esetzt,
um wirklich auf Kosten -der !kleinen 'Leu,te den
anlderenBegülllst-igttngen ZUIZluitün-reill.

Schauen wir, wie es allein 'bei -der Lo'hnsteuer
1St. Ein Arbeiter, der vor dem zweiten WeH­
krieg, 'vo.r 1938, in Öskrr!eiC'h 70 S Wochen­
lohn erhalten hat, hat damals 1 Prozent s,eines
\XTo.chenlohnes - das waren 70 Gro'Sohen - an
LO'hnst,euer bcz,ahH. Heuk ist das ILohl1lüveau
aufungefä'hr das Fünffache ,der Zeit 'VOT 1938
gestiegen, die LebenSihaHun,gskosten ,hilng~'gen

sind ,auf das Siebenfache Igestiegen. Oer gll-eiche
Arbeiter, ·der !heute 350 S Wochenlohn ,ef1hält,
hat Iganz andere Prozentsätz,e an Lohnsteuer
zu bezahlen. Ist er 'verheiratet ,und hat er ein
Kind, dann za!hlt er 21 S, ist er vlenheiratet
ohne Kind, ,dannzahH er 27 S, i,st er aber
ledi'g, dann zahlt er g3r 39 S Lo'hnsteuer, das
heißt, die Lohnsteuer ist heute dreiß,ig- bis
fünfzi!gmal so hoch g,eworden, alls isie im
Jahre 1937 gewesen ist. Da wHI man davon
sprechen, daß im iB-udget :der sOiziale Charakter
unserer Politik Z'U'1TI A'usdruck Ikommt?

Genau so schaut es bei der E,inkol11<men­
steU'eraus, di,e die 'Meinen Gewerlbe-treibenden
und die kl'einen und mitHef1en IBauem zu hc­
za!hlen haben. B,ei ihnen schau.t es mit ,der
Stei,g:erung genau so aus. IErst übe'r ein 'be­
stimmt,es AusllIlaß hinaus bemerikt man pl:ötz­
lieh, daß. dieser Kampf um :die Milde\1Ulllig dier
Progression, wie er immer wi,ed:er bezleichnet
wird, nichts anderemdknt, als bei groß,en
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Einkommen '~ünstige Steuef'vorschreihungen zu
ermö'g'lichen.

Dazu kommt ,aber noch, daß der. Arbeiter,
der An~estellte, der kle+ne Gewerhetreihende
und der gauer ihre Steuern pünkHierh ent­
richten müssen. nie LOihn- 'U'nd Gehaltrs­
emp>fänger werden gar inkM gefragt, ob s'ie
ihl'e Steuern bezahlen woNen, ihnen werden sie
einfachabgezo,gen. Dem kleinen Bauern oder
GewerbetTeiibende'l1, der s,ioh keinen St'euer­
berater leist,en kann, wird einfach 'eine Steuer
vorgeschrieben, die mit seinem Einkommen
in kei'nen Einlklang zu bringen ,ist. iB,ei der Ein­
trei:hung ist man hier auerh ganz rücksichtslos
Da verlangt man floMe, hedin,gungslose Be­
za'h!'ung der Steuem. Bei den Reichen in
Öste'ffleich aher 'Schauen die Dinge wieder
anders aus. IErstens können sie die 's'egensreiche
Einrichtung der Steuel1berater für sich in An­
~pr.uch nehmen, deren Aufgabe darin besteht,
die Bilanz so lange hin und her zu fri'sieren,
bismög1Jjohst keine Steuer mehr für den Staat
herausschaut. ,Selbst das genügt aber noch
nicht. Von dieser ohnehin sehr z'ufrilsierten
Steuer hleiben sie no-ch den größten Tei'l schul­
dig, de'nn bekanntlich haben die Steuerschulden
aus der Einkommensteuer hereits eine Höhe
von '2 Milliarden Schilül1Ig erreicht. (Ab~eord­

ne/er Zaclz: Bei den USIA-Betrieben!) Sie
irren, -ich wer,de darauf noch zurüokkommen.
Gerade Sie, Hen KoMege Zach, waren es, der
hei der B,er,atung im ,finanz.ausschuß tbei der
Verteiditg-ung des Landesrates M'ÜlIner hezüg­
lich der iSpita'lskosten gesagt hat: Na, von
selbst wird niemand etwas zahlen, 'wenn ,ihm
nichts vOl1g,eschr,ieben wir'd, wlenn daw kei'lI
Zwang Ibesteht. (Ab~. Zaclz: Das ist eine Ver­
drehun~·.') leh eri'nnere Sie weiter dar,an, daß
gerade beil den Oemeinder.atlswahlen hl Trailsen
die "Arbeiter-'Zeitung" 'versucht hat, darzustel­
len, daß der USI:A..Betrieb dort 'keine !Steuern
bezahlt; eine Delegation von soziaIistisohen,
kommunistlischenund parteilÜ'sen Betriebsräten,
die ;zum Ifi'nanzamt ,gega,ngell ist, hat aber
dort die Ausktunft erhaMen daß der USIA"Be­
triebaHe !Steuern, die ihm ~vorgeschrieben wur­
den, auch tat,sächlichentTiC1htet hat. W'edter Sie
noch ich, noch irgend j'emand anderer in Öster­
reich wird eine Steuer bezahlen, die nicht vor­
gtschrieben wird und deren Höhe er 'Überh.aupt
nicht kennt. (Ab,!(. Zach: Die Vorsclzreibun~

ist walzrsclzeinliclz we~en der Ergebnislosi,!(keit
eingestellt worden!) Nei'n, sondern die T.at­
~ache, daß hier keine firmenprotokoHierlmg
vorliegt, macht es eben den .finanzämtern, die
dem 'Herrn Dr.Marg,ar'cttha unterstehen, un­
möglich, diese Vorsc'hrei-bungen durchzuführen.
Wenn man alsü über etw,as sprioht, dann muß
man die Tatsachen kennen (Abg. Stangler: Die
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kennen wir selzr genau!), denn 'Sonst btlamiert
man sich oder man will sie bewußt nicht ver­
ste'hen, um hier ganz 'bewuß't die Poht,ik in
diese Dinge 'hinei,nlz'utra,gen. Hier hat man gatn:z
bewußt falsche Behauptungen daz'll benützt, um
di·e Hetze noch weiter zu vers,tärken. Das ,ist
zu diesem Kapitel ZiU sagen.

Nun komme ich aherauf ,he Steuern wieder
zu sprechen. Die haup-tsächHchst-en Steuern
sind die indirekten Steuern. IHi'er ,istfestzustel­
len, daß in unserem angeblich sÜlzialen Staa t,
bei di,estr sozial vera-ntwortuugslbewuJHen
Politik, von der Her!r Ko:IIege Zach 'gesprochen
hat, die W,arenoumsatzsteuer vom Jahre 1946
his 1951 um das Zlwei'undzwanzigfachegte­
:,tiegen ilst! Die L'öh'ne 'und GehäHer sind da­
gegen von 1937 bis 1951 nur auf das Ifünf­
fache gestie,gen! Die W,arcnumsa-tzsteuer, al'so
jene Steuer, die tgerade die kleinen Leute he­
lastet, dlie gerade den Meinen ,L'euten bei jeder
K'leinigkeit die 'Üwsc;hen alUs der T,asche zieht,
ist auf das Zweiundzwa:nzig,fachegestiegen'
Da wiH man nun davon reden, daß dieses Bud­
get -den InteressenaI-Ier gereoht wird! Ich
glaube das nicht, ,denn hier ze,igen schon die
Ziffern, di~ ich angeführt habe, was das für
ein Budget is,t, in wessen Interesse und zu
wessen Ungunst dieses Budiget erstellt wurde.
Das kommt hier ganz kla-r zlum Ausdruck.

Diese erhöhte steuerliche Le,istu.ng findet
auch hier im ni,ederösterrekhisc:hen Landes­
budget seinen Ni'eder'schlag. Herr KoHege Zach
hat dieses Budget ,als ein BUidiget der klaren
Übersicht bezeichnet. (Ab,~·. Ernecker: Der
Zaclz liegt dir im Magen!) lah habe schon
eingangs 'erwä:hnt, daß. Ibei BUtd!gdberat!unogen
immer mit sClhöng,eflärbten und g'roßen Worten
versucht wird, die harten Tatsachen, die in den
Zahlen ihpen Alusdimck finden, zu verschleiern.
Herr Koll'ege Zach hM a'lso dieses Budget ein
Budget der klarsten Übersicht genannt. Ich hin
damit ei l1've-rlst.anden, denn man sieht hier Wilik­
lidl kla!r, wer zahlt, für wen er zahlt, und wer
liicht zahlt. Das sieht man aus diesem Budig,et
ganz ei'ndeuNlg ,aln d~m Steuerauf,~ommen ,im
Land Niede11öste!1J1eicrh. Di,e steuerlichen ,Ein­
nahmen des Landes, di'e für das Budget maß­
gebend sind, si'nd mit 395 MHJionen SchilI!ling
v'eral1'soh'lagt. Das bedeutet geg1enÜ'ber dem
letzt,en Budget für das Jahr 1951 eine S beige­
rung um 49 Pl'Ü'zent. Interiessant wird aber
erst die Iganze Politik, die -ich hier Slkiizz,iert
habe, wenn die zahlenmäßi'ge Belügulltg dieser
Politik des Mars!hal:l-Pltanes ,erfolgt und wenn
mall Vel"'gleiche anstüHt, wie das st-euerl,iche
Aufkommen in unserem !Budget pro Kopf de:"
Bevölkerung ausschaut. Im Jahr 1946 ~- hier
habe ich das o'11dentliC!he, das auß'el1Ü'rdenNkhe
und ,das damals noch best,andene Wiedterauf-
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haubudge~ zusal1ll1mengeno'11lmen - ist pro
Kopf ,der iß,evölikerung an -Steuern für das
Land ei'llßet-rag 'Von 37 S aufzubringen ge­
wesen. Im Ja,hr 1947 haben diese ·drei B'udgets
zusammen einen Durchschnitt von 52 S pro
Kopf der 'ß.evölikerung erge'berl. Damals hat der
M.arshall-PI,an begonnen und damit auch der
große Sprung bei den Steuern. Im Jahr 1948
waren es im or,denUichen iBudg,et bereits 17(i S
und im Jahr 1952 sOigar 398 S, das heißt, .daß
sich dassteuer.Jiche Aufkommen pro Kopf der
Bevölker1ung im Laufe dieser sechs Jahre von
194ü his 1952 vereHfacht hat! Das i3t eirw
Tatsache, die eindeutig aus dem Budiget her­
vorgeht. Diese Zmern zei,gen, wie immer neue
Steuern g,eschaffcn werden und dadurc:h die
Ausplünderung der Bevölkerung vor isidl g~h t.
Allerdi'ngs werden nur Siteuern geschaffen, die
die arbeitenden Menschen in unserem Land
treffen. Dabei müssen wirfeststeUen, ,daß 'Von
ciemgesamten steuerlichen A'lI'fkommen nmd
40 Prozent aus direkten Steuem und üO Pro­
zent aus den ·indirekten Steuern stammen. Die
Besteuerun.g mit direkten iStenern nimmt auf
die Eiinkommensverhältnisse R'ÜCiksi cht. Die
direkten Steuern sind jene Steuern, bei ,deren
Bezahlung joeder weiß, wofür er !Steuer nnd
wieviel Steuer er bezahlt. -Die indirekten
Steuernhiingegen nehmen 'ü:berhaupt keine
Rüoksicht auf ,das Einkommen. Sie sind jene
Steuern, die entrichtet werden müssen, o!hne
daß man weiß, was man an Steuern bezahlt
hat. Diese indirekten Steuern sind die un­
lI1oralischest'en und unsozialsten Steuern üher­
haupt. Si'e werden 'von ,aHen Leuten eingeho1ben,
gleichgültig, wer es ist, gleichg1ültoig, wie hoch
sein 'E'inkommen ist und wozu 'er es hraucht.
Bei den indrin!kten Steuern muß der Arhe-itslose.
dier eine Zigarette raucht, genau so vid
Sicuer hez,ahlen wie der GeneraJ.direktor, oh­
\\"Oh1 die E,inkommen dieser heiden ein Hundi:Tt­
faches an Unterschied aufweisen. Die in­
direkten Steuern, glauhe ich, müßten überhaupt
ahgelehnt !werden. (Abg. Zach: Oberall? ) J<1­

wohl, überaill! Denn wenn man !berücksichtigt,
daß sich neun Zehntel unserer Bevölkepung'
aus Lohn- und Gehaltosempflälllgern zusammen­
setzen, daß diese neun Zehntel auch nC'LlIl
Z",hntel der VeJ1brauchslgüter konsumieren, daR
daher neun Zehntel dieser indirekten Steuern,
die ja VerbraUichssteuern sind, von diesen n-eun
Zehnteln ,der kleinen Leuteaufgehracht wer­
den, dann kommt man zu diesen sehr inte;·­
cssarltoenfeststelJungen. ,Dazu ,kommen noch
die Härt,en und Ungerechhgkeiten, die ich bei
den direkten Steuern a,uf,gezeigt habe.

In unserlCm 'Budget figm-jert di'e Summe von
211 Mi'llionen SchijlJingals Anteil des Landes
an indiH~kten St,euern. Nimmt man nun an, daß

von dies'en indirekten Steuern neun Zehntel
von den hereits 'genannten kleinen Leuten auf­
,gebracht werden, so ergibt das 190 Millionen
SchiHing. Dazu kommt noch die Lohnsteuer,
die im ,ß'udget des rLand~ mit fast 93 Mil­
lionen Sc'hiHing enthalten ist. Dazu kann man
ruhignoc'h 50 Prozent ,der Einkommensteuer
rechnen, die von den M'einel1 :Gewerbetreibenden
und 'von den kleinen iBauerngezahlt wird, was
weitere 34 Mi'lhonen Schilling ergibt, so daß
zusammen 317 Millionen Schilling 'von di,esen
'kleinen ,Leuten in Ni'ederös,terreich auf,gebracht
werden. Das ,heiß,t, daß 90 Prozent des St'euer­
auf'kommens von die~nkleinen Leuten stam­
men, 'und daß nur 10 Prozent des SteueraUlf­
kommens von den Hesitzenden erbracht werden,
wobei wir ,den kleilnen Gr!eißler, den Schuh­
machermei'ster oder ·den ,k'loe'inen 'Bauern nicht
z·u den Besitwnden rechnen, da sh~ ja ihTen
bescheidenen Kleinbesitz dazu hrauchen, um
überhaupt lebe'n zu können.

Von diesen kleinen Leuten stammen also
90 Prozent, im vengalligenen Jah,r war,en es
nur 83 Prozent. A!lso im sogenannten soz,i,ail'en
B!udget eine VerschlechteflU:l1ig um sieben Pro­
zent zuungunsten der kl'einen Leute!

Aber die :Saohe wird noch i'nterüssanter, wenn
man dieser steuerlichen Belastung das
Nationaleinkommen in Österreich gegenüher­
stellt, das ungefähr 50 MiNliarden Sch·iHing
erreicht hat. 17,5 Milliarden Schi'J!Ji,ng ,dieses
Nationaleinkommens kommen den Lohn-und
Gehaltsempfängern zugute, ·das sind 35 Pro­
zent. Der Anteil der kleinenWarenproduzentell,
der kleinen Handweliker 'und kleinen Bauern
31m Nationaleinkommen beträ'gt 5 Mi:Hial'den
Sc:hiJli,ng oder 10 Prozent. Aber die k,apitalisti­
sehen Kreise beziehen aus dem Natiionaleinkom­
o111el1 55 Pmzent oder 27,5 Milharden Schilling.
Nun ergi'bt sich folgendes Hüd: Jene, die
55 Prozent des Nationa'1ei'l1kommens beziiehen,
ibringen nur 10 Prozent der ISteuern auf, da­
geigen haben Iene, die 35 'Prozmt des Natiol1'al­
ei'l1'kommensbeziethen, 90 Prozent der Steuern
zu bezahlen. Das he,ißt, je ärmerei'ner in
diesem "sozi,alen" Staati,st, um so höhere
Steuem, 'gemessen an seinem Einkommen, muß
er bezahlen. Je ärmer einerist,um 'so mehr ist
{'r angewiesen, sein Gdd restlos zu ver­
br.a'uchen. Er kann es nicht zur K apital'S1ver­
mehrung verwendien,sol1'dern ,er muß ,fiür jeden
ve11brauohten SchiHing horrende Steuersätze
bezahlen. Jene aber, die nur 10 Pro'zentan
Steuern auflbr;ingen, aher 55 Pmze'l1t des
Nationalein:k!ommens beans'pruchen, verwenden
den grüßt,en Teill ·ihres iEinlkommens daz!u, um
ihren ,ßesi,tz 'noch weit,er zu vel:größern, ihn
noch zu vermehren. iDaf'ür werden sie aber
noch ,durch ,das sogena:nnte Investitions-
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be~ünstli~ungsgesetz steuerlioh 'be~ünsti:gt. So
schauen also die Oinge in Wirklichkeit ,aus.

Nun möchteiC!h noch auf dwas 'zupück·
kommen, 'was Ider Konege Wondr,aik in seiner
R'iOlde ang'efführit hat, ,als er meintle, die so­
genannte Maisel~Steuer 'Wurde --aIIerdi'ng:s
gegen die :Stimmen einig,er, die ,gegen aII:es si,nd
--angenommen. Wir si'nd ni,cht dagegen, daß,
WOlhnunigen igehaut werden, sondern wir sind
dafür, daß mehr Wohnungen ,gebalut werden,
wj,r sind ,aber dagegen, .daß man unter ,dem
THel der f'ördemng des Wohnungslb'aues eine
neue Steuer für die ik'leilnen ILeute einführt, die
ohnedies schon 90 Pmzlent des 'Steu·erauf­
kommens z'ulbezah'Ien haben. Dag'egen ,sind wir.
Wir sind dagegen" daß man, da die Steuer­
leistungen für jedes menschliohe iBediüdnis
schon so ,gIroß ,geworden sind - .und die ,Woh­
nung gehört dazu ---, ,den Wohnungsbau zum
Anlaß nimmt, 'Um eine neue Steuer einz'ufÜ'hr'en.
Wir ,sind ,der Meinung, daß das, ,was bei den
Straßen gilIt, auch bei den WO'hnungen zu
gelten hat. Bei den ISt'raBen 'kagt man j,a auch
nicht, wer sie hCl1'ützt und wer sie braucht,
sondern dde Kosten der ErhaUung dieser
StmßeIl! werden ,eiben iVonaIIen ISteuenza,hlern
3Iuf,gebraC!ht. !Die Straßen stellen 'zweHeNos 6ne
Notwenddgkeit derWi'rtschaJ<t dar, und es wäre
f,a'lsch, wenn wir uns gegen ,den IBau der
Str.aß,en steHen wünden. Was aber für die
Straßen rechtilst, muß auch ,für ,diie Woh­
nungen bHhg sein. iHiergeht es nkhtan, daß
man 'versucht, neuelxHngs zusätziliche 'Schil­
linge ,a'us ,den Menschen herausz,upressen, die
ohnehin schon unter der 'St'euerschraube buch­
stäblich z,usammenibrechem !Das -geht nicht und
aus diesem JÜrunde sindwi,r dagegen. VieIIeicht
hätte man hi,er noch ,andere MÖlglkhkeit'en ge­
habt. W.iT haben dazu :unsere Vorschlä!ge g~­

macht, wie es m~gliCih gewesen wäre, ein
hr,eites Wohnungsba'uipmgmmm zu verwirk­
lichen, wi'e es durchaus mö:glich :g.ewesen wä<re,
in weit griöBerem Ausmaß Wohnungleu z,u
hauen als das hisiher überhaupt der FaII ge­
wesen ist. AUe diese Tatsachen müssen ge­
nügen,um die feststellung zu treffen, ,daß die
arbeitenden Mensohen in Öst'erreich keine
steuerNche Belastlung mehr vert'rag,en, daß im
Gegenteil eine Änderung unseres :ganzen
Steuersystems eint["eten muß. Diese Ändemng
hat darin zu best'ehen, daß dlie Steuenn dort
aufgebraoht we'l'den, wo tatsäeMich Vermö,g,en
vorhanden ,ist. Es muß damit Schluß ,gemacht
werden, daß j'eder Bissen IBrot 'best'euert wird.
Es muß ScMuß ,gemacht werden, daß Spitäler
und He'i:lstätten WarenuilllsMzsteuer zu ent­
richten haben. Es muß IScMuß gemacht werden
daß je!d~r Arzt verpfldchtet ist, Warenu'ill'satz~

75

steuer zu .bezaihlen, wei'l er den Menschen Ge­
8undtung bringt.

Es ist kl,ar, daß die 'E'innahmen des Landes,
die im 'wesentliohen ,Cl'US den Ertr.agsanteilen
bestehen, in bestimmtem Maße nicht 'geändert
weTden können, weill der Bund durch die ge­
kilt'en Steuern die finaUizhoheiit des Landes
auf ,der Einnahmenseite aufgehoben hat. Da·
durch ist alber 'Schon von v'Ü'J1ll:hemin festg,eleg,t,
daß ,auch in unserem' Lande die gleiche Politik
durchgeführt wi!rld, wie beim BU1nld, Inämlich die
PoI:itik des Mars1hal:l-Planes, die Politik der
Verelendung der .ar'beit~nden Bevöliker'U1ng.

Je beschränlkter Idi,e Mittel IS'ind - und die
Mittel des Landes sind 'zweif,elJIos nicht den Er­
fordernissen ,dieses Landes 'entsprechend -- um
so rationeliler 'und pJ,arnvoHer muß aber ihr Ein­
satz erf'Olg,en. ISohauen 'wir uns aber einmal die
Verwaltung unseres Landes an! Kann eine
Planmäßlig1k,eit bei der iLandesregiemng fest­
gestellt wenden? Kann ei'ne Planmäßig1keit in
der Verwaltung der MiHreI dies Landes fest­
gesteHt werden? Müssen wir nicht :g;eradezLi
feststeHen, daß hier seit Jahr :und Ta,g IMittel
verwendet werden, die e,iner Verschwendung
von SteuergeIdern gleiohkomllllt? Da hat man
zum ,Beispiel mit ehwm ,großen Au,fwand 'von
mehreren MiHionen SohiIl.i'1lg das Landreskran­
kenlhaus in Speis,ing .errichtet! Wir halben ,in
Ni,ederösterreich zuwenig Spitäler, besonders
haben wir bei ,den niederösterreichischen
Spiträlern !keine Ki,nderaMeilull!gen! !Da Wiirft
skh nun die Fmgeauf, ob es 'richtig war, in
Wien, also in einem ,anderen Biundes1land, ein
Landeskranikenhaus zu 'errioMen: das so viel
Geld vel:sclMunglen hat. Hätte ma~ die gleichen
Aht'eiJ,ung,eill nicht ,auch an Oemeindekmniken­
häuser als Landesalbteilungen ein,gHedern .j~ön­

neu? Wir IhMten da :mit denselben Mitteln die
zum Ausbau dieses LandeSkranlken:hauses 'ver­
wendet wurden, a:uf dem Gebiete des Gesund,
heit'swesen viel mehr erreicht! <Dahei stellt sich
heute schon ,heraus, daß nur zwei Drittel der
Pahenten dieses Lancteskranlk,enhausles in Spei­
sing aus N.i'ederölstermic:h stammen, so daß das
Land, dias ohnedies mi,t finallizieIIen 'Schwierig­
keiten zu !kämpfen ,hat,a1uc:h TIochf!ür das
a1ndere DriH,el den Abgang 'hez,ah:l,en muß. Das
Sc:hönste bei diesem Kmn1kenhaus ist ~ auch
das ist ein Zeichen der P,J.anung -, daß, dort
drei Abteiloungen bestehen. Heute versteht 'schon
jeder La,ie, daß man 'eine einheiHkhe Hei'zulng
baut, wenn man eine so ,auf,glegliederte Anstalt
errichtet. Tn Speis,inghat man ,aber ,für jede
Abteilung eine Zentralheiz1ungerrichtet! Erst
jet:z't wird man ,damngehen, e,in1e neue Heizung
für aIIe drei Ahteil'U1ngen zusammen zu e;.
rirnten.

Wäre 'so etwas mÖg1li.ch, wen;n hier eine ip'la1n-
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Wie sohaut es bei den W,asserbauten am?
Gerade ,dill' heuri!ge Wasserkat'astrophe hat 'g{'­
zeig,t, daß auch ,hiier kein rkhti:g;er, Ikein plan­
mäßiger Einsatz der Mitt'C'l edo,lgt. Ein nam­
hafteT Bauf,achmann des Landes - er ist
sonst 'nicht mein Freund -, der Herr Lan,des­
ha1uptmannsteUvertreter Kar'gll, hat ,es als
Wa1hnsinn bezei,c:hnet, einen Wasserbau 'Über
ein Baujaih'r hinaus auszudehnen, weil dann
immer wieder die Gefahr Ibesteht, ,daß das, was
im 'vergangenen j,alhr og,ebaut 'wurde, dLl'rch ein
Hochwasser vemioMet wird. Und heuer 'haben
wir es er'lebt! AbeT es nütz,t nichts, a.uch welln
der Herr Lal1'des:hauptmaunsteN'vertreter Kar'gl
diese Erkenntnis von sich :gibt. Seine Aufgabe
w1äre es, in der Landesregi'erung das d,ureh­
zulkäm:p1fen, sich ,in der Lall'diesreg,iellung dafür
einzusetzen, daß man ei'nen Bau rechtz'eititg be­
ginnt und ,ihn in ei'nem jahr fertigsteIlt. Dann
willd mall mit den :gleichen Mitteln 'vliel mehr
leisten können, als das heute gesohieht.

Und nunz,u ei,nem tr.auri'gen Kapitell des
hemi,gen Jahres, für das malllgleicMaHs ,i,n der
Planlosigkeit der LaIJIde::>reg,ieriung die Schuld
zu sueh'en hat. Oer Herr LanldJesrat Mofrllner
hat zw,ar gesa,gt, daß der Lanldesregierulng­
einige Steine auf den Kopf gefal<len sind, ich
habe aber kein Mitlgl'ied der Landes,reg'ierlung
mH einem Dippel auf dem Kopf herumrennen
~esehen. Ich ,glau'be, keiner von uns ,hat es 'So
gutverstand'en wie ,die ,Landesregi'erung, diese
Steine auf andere ,faHen zu l,assen. :Die Plan­
losigkeit nämlich, die auf dem Gebiet ,des Bau­
wesens, das doh hier angeführt halbe, MiNionen
Schilling Steuet:g,ellder 'verlsCihlungen hat, hat
auf einem ander,en Gebiet Menschenleben ge­
fordert. Ich erinnere nur an die Y!bbscr
Typhus1aHäre 'und an Idie ,Fortedolgeschichte
mit dem Säu.gllingsst:er-ben in Mist'ellbach.

Ich eri'l1'nere den Landtag daran, daß von
mir vor zwei j a'hren hier ein A'ntra:g gestellt
wurde, in dem als Beg-ründung darauf hin­
gewiesen wu,rde, wie schlecht die Organi,s,atioll
des OesundheH'sWlesell'si'l1 Niedler<öster~i'Üh ist
und wÜ'ri,nau:f1gezeilgt wurlde, daß maln ohne
A'U'f:wand \vo'n Mitteln, sondern nur durch or:gani­
satorische Maßnahmen, vor aUem dadurch" daß
man das Verantwo.rt'U'ngsg,efÜ'hl bei den einzel­
nen Organen stärkt, 'eine Reform des Gesund­
heitswesens durchführen kann, die hessel'e 'und
sicherere Lei-stu'n,g,enals bisher ,gewährleistet
Aber es war wi'eder ein Aat'mg von einem
Kommunisten, ider natürHah von Iden beiden
Regierungspartei'ena'bgelehnt wurde. Oie Ab­
geordneten beider Regieru'l1'gsparteien-- idas
muß festgesteHt werden - haben sich damit
mi,tverall'twodlioh g,emaciht, dtaß d,iese IReorglani­
sierung des Gesundheitswesens nicht durch­
geführt wur,de. Sie sind dadurch mitschuldig ge-

voilleAnleitung der Landesregierung vorhanden
wäre? K'önnten da nicht Millionen Schilling
erspart Iwerden?

Ein anderes Beispiel. Da wur,de in Untf"f­
Tullnerhach ein ,großes Gelbäude erworben lund
(larin eine I,andwirtsc'haftlic,he Schule unter­
g,ehraoht. Nun i,s,t schon festgesteNt worden,
daß der Besuch der landwi'rtschaH:lichen
Sohulen einen ständigen Rückgang aUlfweis t.
Trotzdem wird aber dort ein Riesengetä,udefür
eine landwirbcha,ft\iche 'Schule instaHiert. loh
bin der Meinung, daß sich di,es,er Ty:pus über­
haupt schon ü1berlebt hat und daß vielmehr
beim A'li~bau Ides landwirtsohaftlkhen Fort­
bildul1:gsschuilwesens 'Und ehenso bei de-r Er­
ri ch tungJ.andwirtsaha.ft:licherMittelschwlen ge­
tan we-rden soll. In Korneuburg is,t die Landes­
erz'iehungsanstalt vollkommen z'erbombt. Der
Leiter dieser Anstalt, Regierungsrat Krausen­
ecker, hat in Unter-TuNnerbach persönlich das
Gebäude besichtigt - das war schon im jahre
1946 - und es für die Errichtung der Landes­
uziehungsanstalt als ausgezeichnet geeignet er­
klärt. In der Landesregierung ist manab'er 'au'f
dem Justal111entstandlpunkt stehengeblieben. Nein,
eine landwirtschaftliche Schule muß her, ob­
wohl nicht weit davon weg, nämliC'11 in d(T
Schule in Pyhra, die Schük~rzahl so ger,ing.ist,
daß es ohne weit'el'es mö'ghoh gtlwesen wäre,
dort die SchÜ'lenzahl ,a,uhuf'ÜHcn,O'hne daß eine
neue Schule errichtet wird. Oies,er j.ustamcnt­
,.tandpunkt kostet Ilun Millioncn :Schilling an
Steuerg-elderll die für den Wil'dera<ufhau der
Erzieh~l'I1gsaI1'~taH in KOf'llC'uhurg- v'erwendet
werden müssen. Ist das eine Verschwendung?
Ist das eine PlanliQs'i~keit? Das ist e'ine
Heru'IlTwurstelei,diediesem Land, das so
schwer unter finanzi'elilen Nöten zu leiden hat,
Mi1'lio'nen ISchill1ing kostet.

Ich möchte nocihauf die Tatsache Iverwelisen,
daß man in Krems und in Lang-enlois zwei
ganz .gleic1harHge Sc:hulen errichtet hat, nUir hat
man bei ihnen die B,ezei.chnunggeändert: di'e
6ne heißt "Landes-Obst- und 'Weinbausc:hule",
die andere heißt "Landes-Weih- ,und Obstbau­
schule". loh glaube, wenn man die Millioncn­
heträge einer dieser Sohulen verwendet hätte,
um die 'Iüederösterreiohischen Rinder ,geg,en
Tuberku,lose zu jmpf,en, dann wäre ,deT Land­
wirtschaft und ,dem ganzen Vol:ke vi'el mehr
gedient g'ewesen a-ls mit dem KOfilkurren!ziulnter­
nehmen VOIl zwei, ,landwirtschaftlichen Schulen.
A:ber wenn man solche Vorschläge maoht, da
hören Sie n,icht gerne, wenrtJ sie von Kommuni­
skn kommen. Da wer-den die Anträge abgelehnt,
auch wenn si,e noch so einleuohte:nd sind. Da,
beim Fenster, da schaut ,deT Amerikaner herein,
der es nicht zuläßt, 'daß man hier für kommu­
nistische Anträge stimmt! (Heiterkeit.)
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worden an den unscihuJ:di!gen Opfern der
Typhus- und Fort>e.dols:kandiale, die wir ,erlebt
haben, weil einevlerblendtet'e politische Ein­
stdlu-ng bei ihnen Ivorgleher,rscht ihat, die es
nioht zugelassen hat, daß sief'Ür di,es1en An­
trag stimmen.

Weil ldier Herr Landesrat iBrachmann (der
Genannte hetritt soehen den Sitzlln,e:ssaa!) so
freundl'ich -lächelt, möchte ich iihn daran er­
innern, diaß er damals naoh der Abstimmung
zu mir gekommen ist und mir gesag,t hat:
nieseI' Antralg ist ric:hti'g, er wird durchge'f'Ührt
werden. Aber er ist nicht ,durchgeführt worden.
(Landesrat Brachmann: Welcher Antra[J'?)
Der Antrag auf Vereinihteitlichung des üesund­
heitswesens_ (Landesrat Brachmann: Das ist

. so weit als Illörzliche:eschehen! Die ZllSalllllll'll­
arbeit ist da!) Dann wäre das nicht mögil,ich
gewesen, Herr Landesrat, s,eien Sie mir nicht
böse! Wenn eine Mutter oder ein Vater, die i'n
Arbeit st'ehen,ihr K'iilliclJ un:genÜlgend beauf­
sichtigen, 'und dem Kind -etwasgesc1hieht, dann
werden sie ld!esWieglen wegenfahrlässigler Be­
aufsichügung vor üerichtgestellt. Aber was
geschieht mit den Mi,tgliediern der \Landes­
reg,ierul1ig, die Ihier die voHe Ver,antwortung
tragen? Früher einmal war es in Öst'erreich
weni'gstens B-much, daß, wenn so etwas auf­
geschienen i,st, die 'Verantwortlichen Hegie­
rungsmitgliedier ,den Mut aufge>br-acht haben,
ihr Amt zmüc:kz'ul,egen. Heute schüttelt man
~i('h ab, als ob nichts gewesen 'wäre. Ah'er
damit h~bt man nicht die Verantwort'ung auf,
damit kommt ma'n um die V-erantwortu'I1'g für
das Leben dieser unsohnldi,gen Kinder nicht
herum. _Ms es dar,um ging, die Pensionen für
die Mit-g,liieder ,der Lan,de"regicl'Ul1ig, -die slie
scholn nach fünf Jahren Amtszeit erhalten sol­
len, Z>u begründen, -hat man gesagt, die
Regi,erungsmit:gJieder sei,eneilgentlich die :höch­
sten Beamten limLand, sie seien ,auch dlie Ver­
antwortlichenin ihrem Referat. Wa-sals Be­
gründung l{Jür die Pensionen :gegolten hat, das
gilt auohfür die Verant'wortung im Faine der
Todesopfer 'bei -der Typhus- iUnd Fmtedol­
affäre. Es geht nicht an, daß man die Steine,
die der ,La1ndesregi-erung auf den Kopf ,ge­
faHen sind, jetzt einfac-h auf die Ikrlei,nen für­
sorgerinnen wi'rft. Es geht nicht an, daß hier
irgendwelche Sündenhöcke geschaffen werden,
die nu-nmehr lunter diesen 'von mir aufg-ez-eig­
tm Tatsachen zu Je'iden !haben.

Es ist daher ,klar, daß, wenn Idie VerwaHung
,ihren Aufgaben ,gerecht werden will und ,sli'e
l11Iuß diesen Auf\gab'en Igerecht wer,den --, 'Vor
allem ei1n plal1imäßig:er iEinsatlz -der Mittel <und
Wege zu er:foll'g'en /hat, ,umMenschenlClben zn
schonen und SteuergeJ.der zu ersparen.

Es ist doch ,immer wi,eder so, daß wir fest-

stellen können, daß der Landtag geradezu
hineingelegt wir,d, wenn so :grolle Projekte in
Angriff genommen werden, wie das Speising,er
Krankenhalus oder di,e Schule in Langenloi-s.
Da weiß der Landtag ja ,gar nicht, wi'e hoch
dieser Bau dem Land zU' stehen kümmt, denn
würde er schon Ivorher einen genauen Kosten­
plan vor,gelegt bekommen, so würde malIlJohes
anders sein und manche Gelder würden erspart
werden. So wird aber immer nur die Jalhres­
rate festigesetztund die Abgeordneten steHen
dann mit -Schreoken fest, daß !Sie si'ch :die Sache
ni,cht so teuer vo-r,ges,tellt haben.

Ich gl,autbe, daß mit di,eser Pilanlosiglkeit
Schluß gemacht werdien muß, denn es muß
dooh die Alu.fgabe der Landesregierung sein,
mit ,den zur Verfiü,gung stehendien Geldern ziel­
und planmäßi,g lumtz1ugehen.

Ich erlau!be mir daher, fo-l,genden Reso­
l'uti-onsantr,ag Zoll steHen (liest):

Der HQlhe Landtag wolle heschHeßen:
"Die Landesregierunlg wird auf'gefortdert,

vor lnangr:iffnahme vo'n ßauvorhaben und
Investitionen a,Her Art, -deren 'finanzierung
über den Zeitraum eilIlies Jal11fes'Voranschlages
hinausgeht, dem Landtag 'einen voiJlständii,gen
Gesamtkosltemv01'ans-chlalg 'vorzIUlle,gen."

Mit der Annalhme dieses Antr,ages wird der
landtag Idie Sicherheit und die M:ölglich:k'eit be­
sitzen, bevor ein Ba-u'vorh:aben ,in Angriff ge­
nommen wind, seIhst ZiU 'untersuch-enu'nd selbst
festzlulstdlen, wie und in welcher Form der
Ei'nsatz -der Miftel zu erfolgen 'hat.

Wir SJehen aber diesen: ;planlosen -Einsatlz der
Mittel auch lim ganlzen 'B,udget wi'edler auf­
scheinen. Herr KoHege Zach hat alls :Begrün­
dungfür Iden so'zialen Inhalt dieses Budgets
angeführt, daß die A'uslgaben rur dias Für­
sor,gewesen im 'heurigen J-alhr um 63 ,prozent
gestiegen 'silnd. Ja, wenn man idi,e Zahlen so
frißt, wie sie der Herr finanzreferent serviert,
dann st'immt das, 'Wlenn man aber versteht ­
die Z'eit hahenal\lerdill1ig-s die Abgeordneten
nicht gehabt, weil der Vor-a:nschla'g j,a durch­
gepeitscM werden saH -, aus den Zahlen her­
auszuschtä'len, was tatsächli-che Aufwendungen
des Landes und was dumMaufende Posten
sind, so eflglibt si-ch pl,ötzlich ein ganz anderes
Bild. Dann iz,eig't sieh erst, wie die Situation
bei den A'uls'gabenausschaut, nämlich ganz
cntgeg,engesetzt der Situation auf der Ein­
nalhmenscit'e. Während nämlkh bei den Ein­
na'hmen die ,kleinen Leute dengr-äßten T'eill auf­
bringen müssen, sind es wieder die i:kleinen
Leute, dliea-us di'e'sem Budget das wenigste
beikommen. ISO schaut also -das 'B,u'dg!e-t in Wirk­
]Iichkeita,us.

Wenn 'wi-r U'I1S z:um Beispiel die Gruppe 0
ans-ohauen, so ,hat di,ese -nach den Ausf'üh-
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rUiillg,en des Herrn F inanzre'fer'enten am ge­
samten Budget einen Anteill von 21,5 Prozent.
Nimmt man aher die durchlaiufenden Posten
hemus 'und setzt die effektiven Aufwwdiungen
für di'ese Gmppe ins Verhältnis Z'U ,dem
steuerlkhen Aufikommen, dann er,g,ibt sich hier
eine Steigemng um 5 Pmzent a,uf 20,5 Pwzcnt.

Beim 'Fürsorgewesen, das ,der Herr Ab:geord­
nete Zach so .gerühmt hat, beträgt nach den
Ausführung,en des Herrn Finanzreferenten der
Anteil am Gesamtbudget 10,3 Prozent, die
effekt,iven Aufwendungen des Landes für
diesen Verwaltungszwei'g betragen aber nur
7 Prozent des steuerlichen Auf:kommens.

Be'im Gesundheitswesen k'önnen wir fest­
steHen, daß hier der Herr Finanzreferent
4,7 Prozent a,ngibt, während aber in WirMich­
keit 'vom Land inur 2,8 Pmzent auf,gewendet
werden. Ärmlicher kann man wohl da,s Ge­
slln:dh6tswesen nicht mehr dotieren, als wie es
in diesen Ziffern seinen Ausdrtlck findet.

\Xlir sehen aber, daß bei anderen Gr,uppen
seh r starke Steigerungen ~ingdreten sind,
namentlich beim ,ß,au-, WOlhnungs- 'u'ndi Sied­
lungswesen der Gruppe 0, wiewohl hier Aus­
gaben für den Wohnungsbau nichtvorge"ehen
sind. Die A,uhvendungen betragen 'nicht
25,4 Prozent, wie s,ie der Herr Finanzreferent
;mgibt, sondnn 33 Prozent ,der s,teuerlichen
r: in nahmen.

Noch schüner wird das Bild, wenn wir
geg,enü>bersteHen, mit wieviel Prozent an den
Ste-uergeldenl die Ausgahen der einz'elnen
Gruppen beteiligt sind. iDasehen wir nämlich,
daß die allgemeine Verwalt'ung zu 90,7 Prozent
aus ste'l1er'1iohen Einnahmen gedeckt werden
muß, daß das Fürsorgewesen aber nur z,u
50 PfOizent 'lind das Gesundheits,\V'Csen gar Imr
zu 37,3 Prozent ,gedeckt werden können. In
eine andere Sprache gebracht, heißt das a.Jso,
daß jene, welche ,die Fürsorge und das Ges,und­
heitswesen beanspruc:hen, inWirkIiC'hkeit für
einen großen Teil dieser Ausgaben selbst aluf­
kommen müssen und zwar, entweder direkt, ,in­
dem sie als Person bezah'len oder indirekt, in­
dem für sie Versicherungsträ:ger bezahlen. Ich
frage sie jetzt: Was bleibt v'Ün dieseil1l <Nlgfb-
lieh 'So sozialen IBudget nooh übrig? .

Es wird sehr viel 'von einem Wohlfahrtsstaat
und sehr viel über die Gleichheit in der bürger­
lichen Demokratie gesprochen. In den al1­
gefühden Steuerzahlen 'kommt di,ese angebhche
Gleichlheit klar 'Und ,deuHich zum A'usidruck.
Der kleine Mann muß bez,ahlen und hekommt
sehr wenig. (Landesrat Stika: So wie in der
Volksdemokratie!) Aber das vcrstehstdu ,nicht,
Sti:ka! (Landesrat Stika: Nachdem es in der
Volksdemokratie keine Kapitalisten [!,ibf, zahlen
dort nur die Kleinen.') Wenn du etwas davon

verstehen würdest, ,dann würdest ,du ,auoh wis­
sen, was dort der Unternehmerpr'Üfit zlur Be­
zaMul1lg von Ausgaben für Maßna'hmen des
Staates verwendet. D:u wipst dias aber nicht
verstehen, dazu hist du schon zu alt! (Landes­
desrat Stika: Deine Zun.r~e macht es nicht, in
dem Saal spricht der Geist, nicht die Stimme;
du bist nur ordinär, ein ganz ordinärer Kerl,
der nur brüllm kann. Du g'ehörst aut die
Schmelz, aber nicht in dieses Haus. Für dich
lI1u(i sich dein Kollege Genner schämen, daß
du hier eine solche Diskussion hältst!) Viel­
leicht gehörst dua'l1f die Schmeh!

Ob der Einsa,t,z der dem Land zlur Ver­
fügung siehendenMittel richüg ist 'und ob er
gerecht o,der ungerecht erfolgt, darüber
kann man 'versohiedener Meinung sein, das
kO'11Jwdiere ioh ohne weiteres. Aber eiben gerade
deswegen, weil man darüheT verschiedener
Meinung sein k,an'11, wäre es doch notwendi,g
gewesen, hier für das IBudget eine hreite Aus­
sprache herbei,zuführen. Aber gerade das haben
Sie nicht getan.

Wir wollen ,uns ,hier kei,ner Täuschung lün­
gehen. Die Bera,tungen 'über das B'udgd be­
ruhen auf einem Übereinkommen der beiden
Parteien, dahingehend, 'daß -das Budiget rasch
durchbecakn wirduncl möghchst wenig durch­
leuchtd werden soll. Ich möchte dasf'est­
gestellt halben, wenn sich der Ahg. Hilgarth
auoh noch so sehr darüber wundert. (Abgleord­
mter Hil.f!:artlz: Bitte lauter, sonst verstehen
wir Sie nicht!) Der 'eine s,a,gt, ich schreie Z'1l

laut, der anldere sagt, ich soH lauter reden.
(Abg. Hilf!.arth: Der Landesrat Stika sitzt eben
näher!) Es wäre nötwendi'g, die beiden Par­
teien l'Lt 'verschmelzen, damit sie auch in der
frage des IH<örens eine Meinung haben. Sonst
habt ihr olhnedies schon eine Mei'11ll\lng. loh
weiß aber auch, daß einzeJ.he Abgeordnete kein
g,utes Gefühl wegen ,ihrer Tätig:~eit hier im
Landtag 'haben. 'Von Pers'Ün Z'U Person höre
ich immer wieder, Idaß sie seIhst nicht zttfTie­
den sind mi,t der Meth-o'de, wie hier "demo­
kratisch" -allerdi'ngs 'unter Anf'üihrungs­
zeichen - regiert wird.

Aber das B1udget zeigt auch in seiner Auf­
skllungeine Planlosigkeit '1Ind Z'ieHoisi,g'kei t.
Wer sich das IBudget gen3lu angesehen Ihat, der
wird ,dara1ufgekommen sein, daß im ordent­
lichen Haushalt Ansätze sind, die in den
außerordenHichen gehören, und daß im außer­
ordentlichen Hall1shalt Ansätze enthalten Sil11'd,
die in das Ü'rdenHiche Bll1dge't ,gehören. Nehmen
Sie beispie'lsweise die landwirtschafblichen
Schulen her. Investitionen 'f'ür diese Schulen
sind im ordentlichen Haushalt enthalten, ob­
wohl sie in den auß'eTürdientliohen gehören. Da­
für sind im außerordenRiClhen Haushalt POisten
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für die Instandsetzung des Landtagsgebäudes,
öie Nac:hschaffung von Schreibmaschinen und
<l. nde ren EinricMungs'gt~genständien enthalten,
die durchaus in das ordentliche iß'udget .ge­
höreIl. Daz'u kommt noch, daß man aus dem
ordentlicihen Haushalt 50 MiNio'11en Schilling
in das außerordenHiche ißudlget überweist 'und
so im or·dentlichen Budget Ikünstlich ein Defizit
herbeifülhrt, das in Wirklich'keit gar nicht vor­
handen ist. Aher das ist nicht~ufäl1i:g, das ist
nicht von ungefähr, sondern das ist ganz ab­
sichtlich gesohehen. Denn um die sogenannten
Ermächhgung'f~n ,für die Landesregierung be­
antragen zu 'können, ist es j>a notwendig, daß
sowohl ·das ordentliche als auch das außer­
ordentliche Budget mit einem Ab.gang ab­
soh,ließen. Würde das ordenthohe B'u<ctget, so
wie es ricMi'g wäre, mit einem Überschuß ab­
schJ.ießen, dann würde j,a die Begründun,g für
die Einbringung dieser Ermächtigung,en über­
ha,upt hinfäHi,g sei'n Alber nur aus di'esem
Grund, um :hier die Ermäohtigungen einbringen
zu können, schHeß't mana'uch Iden ord~mtlichen

Haushalt :mit einem Defiziit ab.
Mit den Ermächtigungen ist ,das überhaupt

so eine eigentümliche ISaehe. Wer sich duroh
die ursprüng'l,ichen Anträge zu dem Bludget
durchgelesen hat, hat gesehen, daß di'e Zahl
,der ErmächHlgun:gen vo'n vier im Vor,jahr auf
acht ,gesüegen ist. Da sind eine Menge Er­
mächtigungen vor,geSeihen, zum Beispiel die Er­
mäcMigung, daß man ermächtigt is!t, Idie Er­
mächtigUing in Anwendung zu brilnlgell1. Er­
mächtig.ungenfür die Ermäohtiglungen und
wieder :fiür die IErmächtigungen; Wer das w
lesen !ver'steht, weiß, w:as ,es heißt, wenn man
sich mit einer Ermächtilgungfür eine andeTe
Ermächtigung ermächtigt. Die Absicht ist
sehr kla:r: Die Landesregierung soU nämlich
damit die Mö,gJ:idhk,eit enhalten, das ißudget­
recht des Landtages pr.atHisch a'ufzluhe'ben. Der
Landtag kann zwa,r Iheute oder mO'rgen he­
schließ.en, sQlundso viel werden wir ausgeben,
die Landesregienung aber wird dann auf
Grund der Ermädhti,gull1lgen beMimmen, was
qn WinkEch!kei,t ,aus,g,egeben werden soH. Diese
Ermächügungen halben 'uns sohon, im vorigen
].ahr ein schönes Stück 'Geld geklostet. Durch
die Entwertlung im Z'uge Ides 5. Lohn- und
Preispalktes si:nd natürhch die 'glekürzt'en 'Be­
tr,ä,g,e nich,t mehr so wirksam ,geworden, wie 'ur­
sprüll1lgllich bei der Erslt!ellung ,des Budgds vor­
gesehen war.

Im Vo,rj,ahr w,ar die SituaNon bei der IB ud­
getberatung überhaupt anders, ,da halben wir
von A'n:tang .an einez'weite Oppositi'Ü'niSlparte:i
im Landta.g gehabt, eine Oppositionspartei, die
sogar Obstrluküon ,gemacht hat Man hat
Reden !gehalten, man hat :gegllaubt, wenn das

so weitergeht, dann werden wir Idie Ehe bald
g,etren:nt s'ehen,vlQn ,der behauptet wird, sie sei
nur eine Vemunftehe. In Wirlklichke'it ist sie
aber eine Liebesehe. (Landeshauptmannstellver­
treter Papp: Ihr zieht die wilde Ehe vor!)
Aber der SpI1ößling, den diese Ehe gezeugt hat,
war eine Miß,gelburt. Er ist f,ast krepiert, da
ist nichts daraus :geworden, da müßt ihr ,euch
das nächste Mall besser anstrengen! (Zwischen­
mfe.) Fragt eure Leute ,(zu den Sozialisten .I!:e­
wendet), oh sie mit eurer E'he ei'nv,erstanden
sind, schaut nur, was 'Sie euch sagen werden!

Voriges J,ahr hat noch der 'Redner der
Sozialistischen Partelj gegen die Ermächtig,un­
gen Stellung .genommen. Vor zwei Ja'hren 'l1Iicht.
aber voriges Jahr be'i Ider Obstruktion schon!
Vor'iges Jalhr hat man auoh in den Reden der
Sozialisten eilni,gesanders ,gehört, als wie es
heuer ZiUm Ausdruck ,gehraciht wurde. (Landes­
rat Brachmann: Das war halt einmal eine Ab­
wechslun,e:. Ihr aber salZt immer dasselbe!) Das
ist nicht immer dass,ellbe. (Erneute Zwischen­
rufe. - Landeshauptmannstellvertreür Papp:
Heute hat er mehr Fenster!) Fopp, wenn ,du
einmal nicht zum fenster hinaus r,eden würdest,
dann würde ich das gelten lassen, aber :500 nicht.

Aher es ist noch etwas anderes an diesem
Budget zu kritisieren. In diesem tBludget soheint
ein Defizit von fast 60 Millionen ISchilUilngauf.
Ich habe 'schon >darauf :hingewiesen, daß im
ordentlichen Budget ülbelihaupt rkeiln iDe!fiz'it
vorhanden ist und daß das Defizjf ll'urkünst­
lioh ,gemacht wurde, um ei,ne Begnündung f'ür
die Ermädh>ti,gungen zu haben. Wie schaut es
nun mit diesem Defizit aus? Wenn wir es
unteros'uchen, mü:ssen wir feststellen, daß die
finanzielle Lagre des Landes sehr ang'esp,annt
ist 'und daß der Herr finanzr,eferent !versucht,
die ohnedies graue finanzielle Situation des
Landes noch weit grauer z:u mal,en, als 'sie t.at­
säc:hlichi'st. Wenn wir genau untersuchen ­
schade, daß 'es kei'\1Ie Bilanz über die Geb:arung
der Lande'SlverwaltUing gibt -, dann wird klar
und ei'ndeutig bestä,ügt, daß von diesem Defizit
20,5 MiNionen SchiIHng als Aibdeckung 'für die
Defiz,ite der 'vergangenen Ja:hre enHaHen, daß
weiter für die Schuldentilgunlg ein Betrag von
5,3 Millionen Sc:hi1:l<ing und für dieWohnibau­
förderung 'ein IBetrag 'von 24 Millionen Schil­
ling eil1'gesctlzt ist. MH d~esem Betnag von
24 MiHio.nen 6chilling verhält ~s sich nun so,
daß ja dieser Betr;aog nicht verloren ilst, sondern
TIm verliehen wird. Alle jene, die aus dem
WcihnhaufördemngsflÜ'nds Geld erhalten, müs­
sen es wieder ZiUnückzahJ.en, so ,diaß in Wük'Hch­
koeit ja ,gar keine iVerlorene Ausgabe entstcl1t,
sondern daß vielmehr durch die Vergr!öß,emng
des fonds 'tatsäch1:ich eine finanzieUe Bes~r-

I stellung des Landes er,folgt. Das kommt auch
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da11in zum Ausdruck, daß skh beispielsweise
der Sehuldenst,and -- i'ns Verhält'ni,s Z'l.U den
steuerlichen 'Einnahmen des iLandes gesetzt ~
von 30 Pwzent im vergangenen Ja,hr auf
22 Prozent im heurigen Jahr verbessert hat.

Aber im Budiget is,t noeth eine Post enthai]t'cn,
nämlkh das BundeSipräzipuum. ,Es freut mich,
daß die Redner der beidenanderenParteien
auch hier einhellig die Meinung vertreten
haben, daß di'eses iBundespräz:i!puum oder Not­
opfer, wie es einige Ja:hre ,geheißen hat, 'ver­
schwinden muß und zwar nicht nur HiT das
Land, sondern auch für die Gemeinden. Dieses
Notopfer belastet heute di,e Gemeinden so
sohwer, daß sie vielleicht -ihre gesamten Er­
tragsanteile als Notopfer leisten müssen. Wir
müssen uns 'nur daran erinnel"l1, wieso cs über­
haupt zum Notopfer gekommen ist. lEg war ,im
Jahr 1949, als es pl'ötzlich geheißen ,hat,
Österreich droht der Sot.aatsbanikrott. Um die
Ausglekhung der Defizite im Botmdes,haushalt
herheizuEühnm, müs,sen die ,Länder 'und Ge­
meinden ein Notopfer leist'en, nämlich 150 Mil­
lionen Sc:hi,Hing für das Jahr 1949 und
300 Millionen Schilling !für das Jahr 1950.
Der Staatsbanikr'Ott ,ist nun nicht ei,ngetre,ten,
DeT Nationalmt hat vielmehr im Rechnungs­
abschlußf'Ür das Jahr 1950 ei'nen Überschuß
von 540 Millionen Schilling 'f'estges,teHt, das
heißt also, das Not'Opfer ist den Lä'ndern 'und
Gemeinden 'vom Bund 'unkr Vorspj'egelung
falscher Tatsachen auferlegt worden. Der
f'ill'anZiIDinister versucht hier auf Kosten der
Länder und Oemei'uden Gdder Z:U hekommen
und 'zwar für Zwecke, die sielt der Kontrolle
der Länder und! Gemeinde'n ent.ziehen. Das Er­
gebnis des Rechnungsabsch1:usses f.ür das
Jahr 1950 zeigt, daß es möglich wäre, daß der
Bund auf das Notopfer übenhaupt verzkhtet,
und daß den Ländern und Gemeinden wieder ihr
voMer Anteil an iden Ertragsanteil·en gegeben
wird, damit sie in die Lage versetzt werden,
ihren Verpflicht,ungen nachz:ukommen.

Alles dasziusammen ze'igt immer wieder­
es ist dies auch aus den iReden der Kollegen
derandcren Par,tei,en und des Finanzreferenten
klar hervor,gegan.gen ~, daß das Land Nieder­
österreich systematisch ben.achteiligt wird.
Diese Benachteiligung ist ,aiber nicht erst jetzt
edolgt, sondern sie geht schon auf die Jahre
1945 und 1940 ,zmück. Sohon damals mußte
das ;Land Ni'ederösterreich, die sowjetische Be­
satzungszone,üm wesent,lichen die ,steuern auf­
bri,ngen, die ifür die Erhaltung des Bundes not·
wend'ig ,gewesen sind. :Damals ihat auch ,die be·
wußte förderung der BenacMeihgung Nieder­
österreichs begonnen. Ich branche Sie nioh!
erst daran zu erinnern, was es auf diesem Oe­
bie'te alles gegehen hat! Wir können anfangen

von der ,Ernährung Ü!her di'e A'll'~bringung zur
Baumateri,alvert'Ciiilung, ülbera11 war diese Be­
nachteiligung fühlbar. Geradezu unter An­
leitung der ,ß'undesregiel'ung wurden in den
west lichen Bundesländern Kon:kmrrenJZlunter­
nehmungien z,u den niedel'österreichischen Be­
trieben geschaffen. Das war auch Idie An­
regung, daß die anderen ,in g·le'ioher Weise vor­
gegangen sind. So hat erst jetzt 'vor ganz
kur.zer Zeit, nämli,ch am 27. Oktoher, der
"Wiener Börosenkurier" berichtet, daß die
Perlmooser Zementwel'k,e, deren wcsenUicher
Betroielb in Nieder'öst,erreich 'bez,iehungsweise i'lI
den Randgemeinden liegt, neue Invoesühonen Ül
der Höhe von 13 Millionen SchiUing machen,
aber nicht in Niederöst1erreich, so,nder,n ZUIll

Bau eines neuen Betriebes ,in Kirchbiohl i'n
Tirol. (Abg. Hilg:arth: Dort haben sie ja
schon einen Betrieb r~ehabt und dort haben sie
auch das Rohmaterial! Das werden sie doch
nicht weg'bringen, damit sie wieder Spesell
!laben. Dort besteht ja schon die alte Fabrik;
idz war erst vor 14 Tagen dort!) Man findet
natürlich flÜraHes eine Begründung. .Ich sage
nioht, daß dort kein iBetri'e'b 'vorhanden war,
Wenn etwas nicht da war, so hat man es ein­
fach konstruiert! Lesen Si'e in oder "Inter­
natio'1lallen Wirtschaft" nach, eine Zeitschrift
vom 27. Juli 1951, wo auf i'l'ldustpi-el'l'e Neu­
gründung,en jin Vorarllberg Bezu,ggenommen
wird. Dort heißt es (liest): "Teilweise handelt
es siüh um die Verlegungvo'1l' Betrieiben aus
Ostösterreieth, wasaucoh heute noch eine Ibe­
deutende RoHe9p'iC'1t. oDer Zufluß von inner­
österr'eiehischem Kapital hält auch heute noch
'an."

'Ich kann I:hnen noch etwas anderes sagen.
Im Jahpbuch der Niedierösterrckhischen Han­
delskammer wird 'festgesteIH, daß es erst 1950
zur BUdung eines ni'ederösterrei,clhischen AHßen­
handels,gremiums g'ekommen ,ist. ,Man 'hat ,also,
nachdemaHe anderen 'Länder schon diese
Außenlhal1'delskommissionen und 'Gremien ge­
schaffen und soz'Usag,en den Rahmahgesc:höpft
hatten, dann auch Niederösterrei'ch zum Zug
kommen lassen. ,Eine wei,tere IBenachteioJig'ung
des Landes Niederösterreicherg1ibt s,iClh bei der
Vergebung der Gdderaus dem Wohnhaus­
W.iederaufbaufonds. Nieder,österreich :hat nur
q Prozent erhalten, obwohl es nach Wien da~

<1111 meisten zerstörte ß'undresland i,st. Die
Steiermark e'rhält mehr. Kärnten" das wesent­
lichkleiner ist und nicht di'ese :Schäden wie
unser Land erliHen hat, enhält 6 Prozent. Sind
das Benachteiligungenodler nicht? !Diese B,e­
nachtei'Ji,gungen wurden lauch von den anderen
Herroen zugegeben. Aber der Herr KoUege
Zach hat die Ursaohenhierfür 'irgendwo ge­
sucht. als oh das überirdische Ursachen wären.

,
I



(AbR". Ernecker: Er !zat die Ursac!Zen .Qe­
/la/lnt.') Die Urs.aohen liegen ,darin, daß man
seit 1945 bewußt eine PoliNk der Benacht6h­
gUlIg Ni·eder'Österreichs betrieben hat, ei'lIe
Politik, die in einer !Reihe von Reden ganz kl3r
ihren Ausdruok ,gdunden hat, eine Poli'Ük, die
auf folgendes hi'lliausgeht: Wenn es nicht ge­
lingt, ganz Österreich dem Atlantikiblock anzu­
schließen, dann wird dieses Land zerrissen und
nur Westösterreich angeschlossen. (Abgeord­
IIeter StanQ1er: Wer saQ"t das? Das sagen nllr
Sie, Herr Dubovsky!) Ich hahe hier das
"Kleine Volksblatt" \110m Sonntag, den 9. De­
zember mit ei'nem ArNlkel "Tränen und Perlen
an der IEnns". Wi'eweit diese Auff:assuTIig
schon gediehen ist, :kommt im 'ersten Satz dieses
Arhkels zum Ausdruck, der I,autet: "Am
,lmeri'kanisohen Ufer der Enns ... !" Nun,
meine Herren, für uns .glibt es kein amerikani­
sches und kein rus3isches Ufer der Enns,für
uns gibt es nur österreich ische Ufer der Enns!
Und das schreibt das BlaH der IRegieflUngsipartei.
!iier bereitet man systematisch die Zerreiß,ung
unseres Landes vor, di"c Zerreißung, die schon
eine Rolle gespielt hat, bevor l1Q.ch Östureich
neu erstanden gewesen ist. Und jc;h möc,hte Sie
hier dar,an erinneron, daß es immer wieder die
I'on Ihnen so 'sehr verehrten Amerikaner ge­
wesen sind, die die Meinung vertreten haben,
daß Österreich 'nicht mehr errichtet werden soll,
daß Österreich weiterhin auch nach der Befrei­
ung ein T,eil iDeutsc:hl,ands bleihen soll, und
daß es~r,ade die Sawjet,union war, die hier
überall, auf der K011ifer,enz Ül JaHa, i'n Mosikau
und zu:m Schluß in Potsdam ihren Standpunkt
auf Schaffung ,eines einiheH:lichen, 'l1nahhän­
g,igen Österreiühs durchgesetzt hat. (Ruf: Das
sollen sie machen.' - Abg. HiL,Q"arth: Wir war­
ten ja darauf.' AbR. Stan.Q1er: Nur die
Unterschrift fehlt, dann sind wir sc!zon frei!)

Ich empfehle Ihnen, wi'eder das "Kleine
Volks'blatt" zur Hand zu nehmen, und zwar die
Nummer vom 5. September, und amt den Ar­
1ikel "Zwisohen zwei Mühlsteinen" zu ,lesen.
Und dann - ich sage Ihnen Ik'ein Wort dazu -­
werden Sie schwei,g,en, denn hier wird eindeutig
ffstgestellt, welche Mögliohikeiten für den Ah·
schluß des Staatsvertrages bestanden 'h,aben
uud wie diese Möglichkei,ten 'von Österreich
verspielt wmden. In di'esem Artikel wird es
festgestellt. Ich möchte darauf nicht nä,her ein­
gehen. (Abg. Stangler: Lesen Sie es vor! Es
wäre ganz interessant!)

Was heißt es bei'spidsweise, wenn der Auß,en­
minister Gmber in Innsbmck zur Zeit der
Tagung der Außenminister der Wes~mächte in
Washington erlk'lärt (liest): "Soheitert auch
dieser diplomatische Versuch ,der Wiederauf­
nahmeder Staatsvertragsverhandlung,en, dann

wird es an der Zeit sein, sich wiI1ksamerer
NIethoden zu bedienen," Er weist dann darauf
hin, worin diese wirksameren internationalen
Methoden be3tehen. 'Er deutet damit einen ähn­
lichen Separativertrag wie für Japan an. Er ver­
gißt aber dabei, daß diese Riede, diese Äuß,erung
unweigerlich die Zerreißlung Österreioh:s be­
inhaltet. Ich möchte nicht einmal sagen, er ver­
gißt, sondern er hat es bewußt gesagt. (Abge­
ordneter Hilgarth: Das ist Ihre Interpre­
tation!) Nein, lesen Sie die Hede! (Abg. StanR­
/er: Die Erklärung des Außenministers im
Parlament war ganz eindeutig! - Abg. Hit­
garth: Man darf kein Zitat aus dem Rahmen
reißen!) Nein, es ist nicht aus dem Rahmen
gerissen, es ,gibt auch :lloClh ei,ne IReihe anderer
Äußerungen, die zeigen, wie ,ernst es um die
Frage ei,ner Zerreiß,ung Österreichs steht. Wir
wissen, ,deß die Frage der Zerreiß'uug Öster­
f'eichs an dem Tag heseitiogt selin wird, an dem
es zu:m Aibs'Chluß des IStaahvertrages kommen
wird. Ich möchte ,aber niClht Isagen - restlos
beseitigt. Wir sind d:afiür 'und w,aren immer
dafür, daß Jlieser !Staatsvertrag ra schest abge­
schlossen wird. AJbera'u.ch dazu hat Ur. Gr,u­
her im Hauptausschuß des Nation.alrates im
Jalhr 1948 erklärt: E'in Abschluß des Staats­
vertra·ges kommt ,erst i'n ,frage, wenn in
Europa eine Mach'vverschie1bung zugl1'nsven ,der
Westmächte eingetDeten ist. Ja, ~glaubt man
denn wir!kJi.ch, mit solohen Ä,ußerungen, mit
solchen Er'klärungen dem Abschluß eines
Staat'svertragesfürderlich IZU 'sein, oder sind
es nicht gerade solche Äiußerungen, die immer
wi,eder den Abschluß des 'StaatS'v,ertroages
hinausziehen, die !i:mmer wieder verhindern, daß
hi,er von 'Österrekhisc:h'er Seite aus wiI1kHch
alles unternommen wird, 'Um den StaavS'ver,tmg
zum A!bscMuß zu bring,en? (AbR". Stangler:
Das "hier von österreichischer Seite" sind Sie!)
Sch.auen ISi,e, wenn Sie (zu Abg. Stangle'r g"e­
wendet) in der Vergangenheit den gleichen
Einsatz I'hres Lebens für Österreich nach­
weislen können wie ioh, dann Ik,önnen ISi,e reden,
wenn Sie dasaiher 'nic:ht !~önnen und Sie
machen diese Auß,erung, dann Sind Sie ein
Lausbub! (Lebhafte Zwischenrufe bei der
ÖVP. - Raf: Das kennen wir.') Zweimal vor
der Hinrichtung 'für Österreieh gestanden Z'lt

sein, aber nicht rfür die k,apitaHstische Bag,age
i11 Österreich, das müssen Sie nachweisen!
(Ruf bei der ÖVP,' Das ist une'rhÖ'rt.')

PRÄS'liDENT: 'Herr Abgeordneternubovsky,
wahren Si,e dile deill101k,rat.ischen Formen hier im
Haus.

Abg. DUBOVSKY (fortsetzend): Herr
Präsident, demorkraüsc:he Formen? Ich möchte
Sie 'nicht an die gestrige Sitzung des FinalliZ­
a,usschuss'es el'iJl'nern, um Ihnen zu sagen, wie
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,~ehm in die Spezialdebatte): A ng e-
n omm,e'n.

Ich beabsichtige, bei der Sp,ezialdebaHe die
Beratung und Beschluß,fass'ung ,des ordent­
lichen Voranschlages nach Gmppen vorzu­
nehmen. Weiter beabsichtige ic:h die Beratung
und Beschluß'fassung üiher aHe 'Gmpp'en des
außerordentlichen Voranschlages 'und des Oe­
setwntwurfes, betreffend die E,inhebung einer
Landesumlage ,für das Jahr 1952, des allge­
meinen Diens'tpo'stenplanes 1952 und des
Di,enstpostenplanes 1952 für die Bedienstden
der nieder'österr-eichischen Straßen- und
Hr'ÜokenhauverwaHung 'unter einem abzuführen,
und sodann 'i.rber den Voranschlag des Landes
Niederösterreich für das ja,hr 1952 als Ganz'es
hins,jchHich Erfordernis und Bedeckung und
über die A'nträg,e desfinanzausschusses zum
Voranschlag abstimmen zu ,lassen.

W,ir ,gelangen zur iBeratrung der einzelnen
Gruppen des V'Ofanschlages d'es Landes
Niederösterreichfiür das Jahr 1952 des ordent·
lichen ,Er,fordemisses.

Ich ersuche den Herrn Abgeordneten
S c hö b e r I, zur Gmpp-e 0, Landtag und All­
g'emei'ne Verwaltung, zu berichten..

Berichterstatter Abg. SCHöBIERL: Die
Gruppe 0, 'Landtag und Allgemei'ne Verwal­
tung, weist Ausgahen im Betrage von
11:>,,035.200 Saus, denen Einnahmen von
10,503.700 S g~genüberstehen. Es erg,ibt sich
daher ei'n Nettoer1fordernis von 105,071.500 S.

Die Ausgaben dieser Gruppe 'umfassen
21,4 Proz'ent .des Gesamtaufwandes 'und! es er·
gibt sich ,in dieser Gruppe ,ge,genüberden Aus­
gaben des Vorjahres eine Erhöhung von
42,0 Prozent.

Wenn trot,z 'sparsamster Bewirtschaftung ,der
Kredite mit den Voranschlagssätzen des Vor­
jahres nicht das Aus'langen gefunden 'werden
kann, so ist dies in der Hauptsache auf die Er­
höhungen, die durch das 5. ,Lohn- 'und Preis­
abkommen bedi'ngt sind, Z'Urüc!kzu:fÜhren. Es ist
jedoch das Bestrehen ,der VerwaHung, dieses
Mehr durch Vereinfachung und strengste Spa!"
samkeit auf ein erträgliches Maß herab­
lumindern. An neuen Ansätzen erschei,nen in
dieser Grulppe der VoranschI.agsansatz 02-16,
Jubiläumsgaben zur Ehrung von Bediensteten
des Landes anläßlich von Ui,el1'st'ju'biläen, zwei
weitere Voranschl,agsansät.ze 02-,--M und
02-75, welche di,e Kosten der Diel1'stprüfungen
bdreffen, und der Voranschlagsansatz 03-61,
"Zur ÄusgestaUung der Bezirksha'Uptmanll­
schaften Niedierö'sterreichs", so'wie ei,n Ansatz
für Strafen nach dem Waldschutzgeset'z. We,g­
gefallen ist der Ansatlz "Umlage zur Versor­
gungskasse", da das Land di,e freiwillige Mit-

die demoikraüschen Formen hi'er ausscha·uen.
Aber natürlich, wenn man Ihnen hier sagt, wie
es steht und wie die Tatsachen liegen, dann
wollen Sie au,f einmal demo:kratische f orrne'n
angewendet haben.

PRÄS IiDENT : Es ist nicht die Art ,dieses
Hauses, die Aihgeordneten mit Schimpfnamen
zu belegen! (Ab,~·. Hilgarth: Das sind wirr,e­
wohnt.' - Ab,!;. Stangler: Jeder wil' er kann.')

Abg. DUBOVSKY (fortsetzend): Ich glaube,
daß ,d'ieses iBudg'et, das mit seinen ZaMen klar
lind eindeutig die sc:hweren ,Lastenz,u'111 A,us­
druck bringt, die auf den SchuH'ern der
arbeitenden Menschen ruhen, und das weiter
klar und deutlich zeigt, daß das Land seine
E>innahmen nichtz,ugu\1Isten der al'beitenden
Bevölker,ung 'verwendet, nicht die Zustimmung
von Menschen finden kann, deren Aufgabe es
ist, die Interessen der arbeitenden Bevölkerung
zu vertreten.

Was ich Ihnen hier an Hand der Ziff"rn
über die Ei'nnahmen und Aus,gaben ,dieses Bud­
gets gezeigt habe, spricht eine so eindeutige
Sprache, daß man es einfach z'ur Kenntnis
nehmen muß. Ich ha'be a:ber auch ,gesagt, daß
die Politik der Landesregierung dadurch, daß
ehe Finanzhoheit des iLandes auf der IEinnah­
menseite durch die Ertragsanteile aufgehob.,'n
ist, zwangsläufig die Politik der Bundesregie­
rung sei'n muß, das heißt, die 'Politik des
MarshaU-P1anes, ,di,e Politi·k der immer stärker
werdenden Ausplünderung der kleinen 'Leute,
die Politik der iBevor,zugung der Großen, die
Politik der Bevonzulgung jener Industrieherren,
die Rohstoffe für einen neuen Krieg erzeugen.
Es ist schon klar ausgesprochen worden, daß
der Marsh,all..Plan zur Vorbereitung des neuen
Kr'ieges dient ,und sei'ne Politik auf die Zer­
;eiß,ung Österreichs hinanbeitet. Wir in Nieder­
österreich 'haben aber die AUif,gabe, eiinverl1'ehm­
lich und laut allen z'uzurU'fen: Diese Zer­
reißung Österreidhs werden wir nicht dulden,
wir werden so 'wie in der Ver,gangel1'heitfür
Österreich und für die 'Einheit unseres Landes
kämpfen.

Aus diesen GnÜil1'den werden Sie aber auch
verstehen,dlaß Abgeo,rdnete, die vor,geben, die
Interessen der arbeit'enden l'ßev'ölkerung 'unseres
Land1es zu v,ertreten, für dieses 'Budget nicht
stimmen !können.

PRÄS,IrDIENT: Oie Hednerliste ist erschöpft.
Der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Ahg. SOHöBE,R'L (Schill/i·
wort): loh beantrage das Ei·ngehcn in die
Spezialdebatte ,und 'biHe dien Herrn Präs,i­
denten, die Abstimmung über das Eingehen in
die Spez·ialdebatte 'vorzunehmen.

PRÄSIDENT (Abstilllf71l1nr, üher das Ein-
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gliedsohaft zu derselben mit Ende -des Jahres
1951aufgegebe11l hat.

PRÄSInENT: Ich eröffne die Debatte über
Gruppe 0, Landtag und Allgemeine V'erwal­
tung, und erteile hierzu ,dem 'Her-rn Abgeord­
neten W e :n ger das 'Wort.

Ahg. WiENOiEH: HoihesHaus! Im <Rahmen
der <Gruppe 0 g,lauibe ich nicht fehlzugehen,
wenn ich feststeHe, daß die frage der Per­
sonalpolit,ik ei,ne sehr wiohtige Rolle spielt.
Schließlich si'nd sowohl die Landtesr'egierung
als auch die versc'hiedentliühen Ämter eine leer­
laufende M,asühi'll't~, wenn nicht ein gewissen­
haHe!' Apparat von Beamten und Angestellten
\orhanden ist, die nicht nur ihr Gehalt auf
Grund ihrer Anstellung beziehen, sondern die
auch auf <Grund ihrer inneren Überzeugung
ihre PHicht el1füllen. S.ie sind gewissermaßen
das Henzstüc'k der ,gesamten Arbeit, die in
diesem Rahmen zm ileisten ist. iD-aher ist es ganz
,elbstverständlic;h, daß wir auch der Personal­
politik ,im Land Niederösterreich, dem anzu­
gehören wir die Ehre haben,unser größtes
Augenmerk Z'Uwell'den.In den fragen der P'er­
,onalpoIitik ,gibt es verschiedene Aibschnitte
und Dinge, welche eine bes011ldere RoUe spie­
len, unter ander·em die Frage der Neuauf­
nahmen, die Frage der Pragmatisierungen, ,die
frage der Bdörderungen und letzten Endes
eine frage, die an den Lebensnerlv jedes ein­
zelnen greift, -nämlich die Frage eines even­
tueHen Abbaues. Aae diese F ragen sind im
Land nicht immer so beh,andelt worden, daß
sie von uns restlos zur Kenntnis genommen
werden könnt·en. ,Es sind damit vielmehr Vor­
gänge venbunden, die oH unsere scharfe Kritik
her~'Orgerufen haben.

Wir mußten leider oftmals feststeHen, daß
die dienstlichen Belang,e bei der Behandlung
der Personalfragen nicht immer in den Vo'rcter­
gr,und gestellt wurden. Wir 'sind hemüht, bei
der Behandlung di'eser frage mög1ithst
objektdiv zu sein, und wir akzeptieren auah die
Tatsache, ,daß es für die Behandlung all dieser
f ragen im Hiahmen der Personalpolitik be­
~timmte Richtlinien gibt. Nur wird es uns oft­
mals schwer,gemacht, die eindeuhgeEinhal­
tung dieser Richtlinien wirklich aus 'ehrlicher
Uberzeu,gung 'zur Kenntnis zu nehmen, insbe­
sondere wenn man f.eststellt, daß immer wieder
Ausnahmen gemaoht 'werden, und zwar Aus­
nahmen, die mit den dienstlichen Interessen
nicht immer unbedingt Ivereinibar erscheinen.

Wir nehmen beispi'elswei'se gerne zur Kennt­
nis,daß jemand nicht ,aufgenommen oder nicht
heför,dert werden kann, wenn er iden dienst­
lichen 'Erfordernissen 'Iliicht entspricht, wenn er
also beispielsweise Z'U schwach ist. Wenn aber
dann trotzdems'Ü'lohe rBeförderun,gen ,edolgen

o,der solche A'l1'fnahmen getätigt werden, bei
denen es in einzelnen Fällen offensichtlich ist,
daß sie den dienstHchen Erfordernissen nicht
entsprechen, dann müssen Sie ,uns ges,tatten,
daß wiraTIJ ,der strengen lEinhaltung der ,Richt­
linien mitunter ,zweifeln. Gleiches ,gilt für die
Altersüberschreitungen im Zus,ammenhang mit
der Pragmatisi'erung, und ähnlioh verhält es
sich bei den Richtlinien, die beispielsweise be­
sagen, daß Mann ,und frau nicht ,im ,gleic,h~n

Dienstbetrieh innerhalb dtT Landesregierung
oder der Landesämter in einem pragmatischen
Di'C'tlstverhältnis tätig :sein soHen. Auch da
werden oftmals Ausnahmen [gemacht, so daß
wir ,den Eindruck ,gewinnen, daß diese A,us­
nahmen in der Hauptsache auf der politisohen
Einstellung solcher Bewel'her od~r ,Anges,tellten
bemhell.

Wir sehen daraus, daß die dienstlichen Inter­
essen oftmals gegenüber parteipolitischen Er­
wägungen in den Hintergrund treten müssen.
Wü können natürlich im grüßen und g.anzen
nichts dagegen sagen; es ist ,ein Vorrecht der
Mehrheit, daß sie auch ihre POIJ.itischen Int'er­
essen im Zusammenhang mit der P'ersonal­
poli tik wei testgehend wahrt; aber wenn das
über ein gewisses Maß hinausgeht, dann muß
es sel'bst'versMndlich den Widerspruch aller
anderen im Land vemntwortlichen und tätigen
funktionäre hervormfell. Wir sind der Mei­
l1'ltng, daß wohl,parteipoolitisC!he Interessen auch
ins Kalkül gezogen werden I!\;önnen, daß aber
in erster Linie die dienstlichen Voraus­
setzungen 'unkra'llen Umständen geg~ben sein
müssen.

Es erweckt auch einen unangenehmen ,Ein­
druck, wenn man des öHeren aus den ver­
schiedenen Landesämtem, aus den versohie­
denen :ßeziJ1kshauptmal1'nschaften und aus den
Anstalten MiUeiJoul1ig er:hält, daß f'unlktion>äre
der Mehrheits'Partei im 'Land Niederösterreich
den Angestellten, di'e auf ,irgendeine dienst­
liche Ver1änderung reHektieren, naheJ,egen, daß
ihre Bef;örderung oder ihre Pragmatisierung
dann auf keine Schwieügkej.t'en stoßen würde,
wenn sie rechtzeiti,g erkennen, welcher politi­
schen Partei sie ,vorher angehören müßten. Wir
sind der Meinung, daß damit die Aufrichtig­
k,eit ,und Seri'Ösität der Angestellten nicht ge­
f'Örder-t wird denn es ist heute nicht mehr so
daß man eine ·pollitische Überzeuauno· aaflz'b 'bo b .....

einfach annimmt und si1e dann, wenn man sie
nicht mehr braucht, beis'eite legt. Ichgl.aube,
daß der gr;ößere Teil der Me11lschenin unserem
Land sich erfreulicherweise hereits eine politi­
~,che Meinung gebIldet hat, und daß unter den
geschilderten Umständen ,ei,n Beamter seine
politische Meinung 'verleugnen müß'te, um
einen diensHichen Vortei.l für sich in Anspruch
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nehmen Z'll können. Wenn man die politische
EinsteHung j~des einQ:clnenBewer'bers ,um ei,ne
Stelle oder eines Angestellten um Pragmati­
sierung oder Beförderung respektieren würde,
ooghmbe ich, dlaß dann das Niveau der ge­
samt~n Beamten- uoo Angestelltel1'schaift
wes'entlich gehohen wÜH1e.Es gehört ins Reich
der Vergangenheit, wo ei,n Sprichwort gego,lten
hat,das besagt: Wes Brot ich ess', dies Lied
ich sing'. Ich habe hereits ,gesagt, daß sich
heut,e die Menschen erfre,ulicherweise eine
Lebensanschauung gebildet haben. Wenn nun
versucht wird, s,ie unter Druck zu veranlassen,
(!iese Lebensauffassung und Weltanscha,u'Ullg
irgendwie zeitweilig zu verleugnen, so kann
dies ,dem Dienstibetrieb und dem Cha~akter der
Angestellten zwei'feHo'S nicht f.örderlich sein.

W.ir stellen aber auch sonst eill,ige Mängel
im Zusammenhang mit der Personalpolitik des
Landes fest, die wir biHen,aufmerksam 'Zur
Kenntnis Z'U nehmen. VieHeicht werden im
Laufe des ,kommenden Jahres Wege gefunden,
die dazu führen, tdaß di'es'e Mä,ngel, die zu
Ktlagen :berechtigen, irgendwie aus der WE'lt
geschaHen werden.

Wir stellen beispielsweise fest" daß die Be­
förderungsmög,lichkeiten bei den AngestelltE"n
und' Beamten im iLande .nicht .auf aHm Ge­
bieten in dem Maß,e ,gegeben sind, wie es not·
wendig wäre. W<ir müssen in diesem Zusammen­
hang feststellen, daß in z'Uineihmend~m ,Maße
Beamte, di,e dem A-Statu,sangeh,ören, die also
Akademiker sind, auf so,genannten IB.,P'osten
Verwendung finden,so daß die B'eamten des
B-Status, die oft überdurchschnittliche iLeistan­
gen zeigen, als'Ü ganz gut einen leitenden
Pos,ten ,ausfü!llen ikiönnen,nicht mehr in der
Lage sind, einen solchen Posten besetzen zu
k'Öl1'nen. Wir sind! der Meinung, daß wir in
unserem Lande no,eh nicht 'so weit s,ind, j'edem
Menschen zu ermöglichen, daß er Akademiker
wird. Da es aber darüber hinaus eine <Reihe
gewissenhafter B,eamter gibt, die den Aikade­
miikergrad nicht halben, wegen 'i!hrer überdurch­
schnittlichen Leistung aber ein Recht häHen,
einer Beförderung teilhafhg zu werden, so
g'\.au1be ich, daß auf diesem Gebiete wieder
Mögl,ichkeiten g,eschaHen wer,den solHen, um
auch diesen tüchtigen und Überdurohsohnitt­
liches leistenden Beamten ein Aufstiegsmöglich­
keit 'zu bieten.

Ich 'kam! Ihnen auch ein Beispiel bei niedri­
gen Posten ,zeigen, das ebenf.alls in den Rah­
men dieser Betraeht,ungen ,g,ehört. IEs warhei­
spielsweise vor längerer Zei,t noch IÜMich, ,daß
Hau:sarbeiterselhstverständHoh keine
Spezia'l!aI.1bei~er - in den Amtsgehüfmstal1'd
ei'ngereiht wurden. In der letzten Zeit bürgert
es sich aber in zunehmendem Maße ein, daß

Amtsgehj,1fen von auswärts aufgenommen wer­
d'ClI und daß diesen IHausarbeitern, die eine
Vorrückul1'gsmö,glichkeit anstrehen, die also
nach dem Grundsatz: freie Halm dem Tüch­
tigen! ein Anrechta'uf Beförderung hätten, die
Möglichkeit der Befördemng verschüttet wird.
Ich bitte auch dies,e frage im :kommenIden Jahr
einer näheren B'e'trachtung zu unterziehen,
damit di,e 'bestandene MiÖghdh:keit erne'ut in
einem stärkeren Maße aUifltfut.

Es gibt An,gest1ellte, die im Lantdesdienst in
einer Druokerei beschäftigt sind. 'Es is,t früher
üb'lkh gewesen, daß diese Angestellten, die
sehr viel mit B,lei zu tun haben, eine Zula,ge
bekommen, wei'l si'e in ihrer Gesundiheitsehr
gefährdet sind. Diese Zulage i'st ihnen ent­
ZOogen worden. Es 'ist außerdem festgestellt
worden, daß! die 'Druokereiangestellten im Bun­
desdienst in einer :hÖtheren V,erwel1'du:ng'Sgruppe
stehen als im Lal1'c1Iesdienst. Was dem Bund
recht 'ist, müßte dem Land billig sein. Ich
glaube, daß a'uch beim 'Bund diese Höhü­
reihung nicht so ohne weiteres erfüIg,t ist, son­
dern ei'ner tr,jlfhgen iBegr1ündung 'bedurfte, um
überhaupt durchgeführt ,zu werden. E'S wäre
notwendig, daß wir im 'kommenden ]ahrauch
auf diesem tGehiet zu ei'ner 'Regelun,g gelangen.

Eine weitere frage, auch im Zusammenhang
mit der Personalpolitik, ist die frage der
Pfleger in den LandesanstaHen. IEs ist uns he­
kannt, daß beispielsweise die Irrenpfleger
schon sehr lange um die Anerkennung ringen,
daß sie nicht imstanodesind, weiterhinent­
spr,echend den Dienst z'u versehen, wenn auf
einen Pfleger ständig sechs Kranke entfallen.
Es fehlt dem einzelnen :Pfleger di'e Überlsicht
über die groß,e Zalhl von Kmniken, von denen
wir wissen, daß sie i'l1geistiger Umnachtung
Feben, daß sie unherechell'barsil1'd und jeder­
zeit etwa'S anstdlen 'können. Diese Meinung
vertreten nicht nur die Pfl.eg,er, sO'Ilidernauch
die Ärzte,und lehende !Beamte der Anst,aHen
si:nd ,der Meinung, daß ,ein Verhältnis von 1:5
verschiedene Zufäolligkeiten und Dinge, die sich
derzeü inunang,enlehmer form bemerkbar
machen, 'verhindern könnte. Ich ersuche, daß
auch dieser frage im ikommenden Jahr ein
größeres AugenmNlk zugewendet wird. Ich
gl,aube, daß wir nicht nur den, Pfle:gem, son­
dern auch der Sioherheit du diesen A:I1'Stalten
einen sehr ,guten Dienst erwei'S,en würden, wenn
diese NotwendigJkeit auch von seiten des Prä­
sidiumsaneJ:1kannt würde.

Ich möch'te noch sa.gen, 'es ist richtdg, was
uns der Herr Landesrat M'Üllner bei der
Debatte im finamau:schuß ,g,esagt Ihat, daß
nämlich einerseits .für das heurige Jahr große
Ausgaben wiie in jedem joahr .z'u leisten sind,
daß uns aber anderseits nur klein~ finanzielle
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Mittel Z'lir Verfügung stehen, um diese Aus­
gaben zu bedeciken. Es 'ist auch richtig, daß
es notwendig sein wird, zu trachten, mit diesen
kleinen Mitteln, die uns zur Verfügung stehen,
im Rahmen des Budgets möglichst große
Leistungen zu voHbringen. Das gilt selhst­
\'erständlichauf jedem Gebiet. Das gilt aber
auch in gleichem Maße auf dem Oehid der
Personalpolitik. Es ist selbstverständlich, daß
im Rahmen eines DienstpÜlstenpl>anes die Mög­
lichrkeiten nkhtallzu groß sind. Hi,er ist es
ebenso wie bei den fi,n3'lliziellen Ausgaben not­
wendig, daß gehachtet wird, im Rahmen der
Müglichkeiten zufriedene Beamte und An­
gestellte im Landesdienst zu haben, weil
damitnicM nur der klaglose Betrieb ,des
ganzen Amtes gewährleistet ist, sondern weil
darüherhinausauch das Pflichtbewußtsein der
Beamtenschaft des Landes im gesamten ge­
hoben werden kann. (Beifall bei den
Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
i\bg-eordneter Du b 0 v s k y.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Es ist
endlich das ,ersk'lma,l, daß der Landtag sozu­
sagen an der Spitze fungiert, ,denn in der
Gruppe 0 des Voranschlages, um die es sich
jetzt handelt, st,eht der Landtag ,an der Spitze.
Das ist gerade dem entgegengesetzt, wie im
der Praxis der Landtag IbehandeIt wird. Wir
haben schon einige Male festgestellt und von
dieser Stelle aus die Abgeordneten immer
wieder darauf hi'l1Igewiesen, draß d~r Landtag
\'on der ,ß'undesre:g:iNung immer mehr und
mehr zu einem SchaHendasein degradiert wird.
Gerade die nieder'ösferreichische Bevölkel'ung
war es, die .auf die Tätigk,eit des Landtages
~ehr :große Hoffnungen gresetz-t hat, und! di-e
geglaubt hat, daß esger>ade der Landtag sein
wird, welcher sich mit den entscheidenden
Fragen der Bevölkerung hesohäft:i,gen wird.
Wir müssen aber immer wieder und! in immer
stärkerem Maße fests,teHen, daß die Tätigkeit
des Landtages immer geringer wird. kh harbe
schü'11 i,n der GeneraldebaUe darauf 'hinae­
wiesen, daß heuer s'Ülgar das Budget, die e~t­
scheidenste Aufg-abe ,des Landtages, in einer
Blitzzugsgeschwindigkeit duwhgepeitscht wer­
den soll. rDie Abgeor'dneten sollen möglichst
wenig r,eden, sie Süllen einfach das sohluoken,
was ihnen die Land:esregierung serviert, si-c
sollen keine MÖg'lichk-eit haben, zu den 'Pro­
blemen des L,andes wil'klich Stellung zu
nehme'n. Wir spüren das überall, lind jeder
wird es bestähgen, daß die Würde des Land­
tages durch diese Tatsachen schon unel'hört
gelitten hat Der Landtag ist hier nur mehr
das demokratische Mäntelchen, das sich die
autoritäre Lrandesregierung umgehängt hat;

der Landtag soll nur mehr die ,demolkratische
Staffage für die autoritären Maßnahmen der
Landesregierung abgehen. loh glaube, daß es
die Aufgabe jedes Abgeordneten dieses Hauses
ist, da,für zu sorgen, daß in ZUlkiUnft der Land­
ta-g wieder jene rBedeutung nhält, die auf
Grund der Verhältnisse in Ni-eder,österreich
und der Sorgen der nieder>österreichischen Be­
völkerung notwendig ist. Wie hat denn die
Tätigkeit des Landtages im heurigen Jahr aus­
geschaut? Im :heurigen Jahr haben wir :ganze
26 Sitzungen abgelhaI ten, das heißt, im !Durch­
schnitt jede z'weite Woche 'eine Sitzung. Dazu
sind noch einige Ausschußsitz'ung,en gekom·
men. Von di-es'en 26 Sitzungen hat aber eine
ganz schöne Zahl eine Dauer g,eh:aibt, die unter
zehn Minoutengele-gen ist. W,enn man die Oe­
samtzeit zusammeme0hnet, die diese 26 Sitwl1­
gen gedauert haben, dann kommt man zu der
sehr betrübhohen Tatsache, daß es insgesamt
2ü 'Stunden und 5 Minuten 'g'ewesen sind, das
heißt, daß im Durchschnitt eine Sitzung dies
Landtages 100 Mümten gedauert hat. So
schaut also die Tät'igk,eit des Landtages aus.
Ganze 16 Gesetze wurden im :heurigen Jahre
\"erabschiedet und 33 Beschlüsse gefaßt. Dar­
unter sind ,ganz unbedeuknde Beschlüsse 'und
Oeset,z-e, die sicherlich das Dasein der Men­
schen in Nieder'Österreich nicht wesentlich be­
einfl ußt harben. Ich weiß, daß hier sicherlich
vieles beschoJo'Ssen und zum Oesetz geworden
ist, ohne den das Leben der niederöst'erreiohi­
sehen Mensehenauch weitergegangen wäre.
Stellt man nun einmal dieser Zeit für die
Sitzungen des Landtages die Aufwendungen
für ldien Landtag ge!genüber, dann kommt man
zu der Tatsache, daß irede dieser Sitzungen
dem niederlösterreichischen Volke rund 100.000
Schilling gekostet hat, und! zwar nur di-e
Sitzungen allein,also die iBeschlußf,assung
über dries,e 16 Geset.zle und 33 Verordnungen.
Das heißt also, d-aß die IBeschluHfassung eines
Gesetzes ,dem niederöst'prrei'Ühischem Volke eine
schöne Stange Geldes 'kostet.

Ich führe diese Ziffern deswegen an, damit
sich jeder Aibg~ordnetc darüber ,klar wird, wl'e
groß seine Verpflichtung ist und wie wenirg er
diesen Verpflichtung,en nachgekommen ist. Das
bedeutet,dtaß hier wir,kIich von allen 'SeHen
mit aIIen MiHein vers-ucht 'werden muß, die
Scheint.äüg'keit dieses Landtages in eine wit'k­
liche Tätigik1eit im Interesse der niederösterrei­
chischen Bevölkerung umzuwandeln.

Die Hauptschuld dabe:i trä,gt, -wie ich schon
einige Male darauf vel'wiesen 'habe die Lan­
desregierung, die bewuß,t diesen Kurs nicht
nur bei dren 'Ermächtigungen, wie sie.im iBrudtglet
zum Ausdruck kommen, sondern auah in der
AusschtaJtoung des Landtrages eing-eschlagen
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hat. Es soll alles im stillen Kämmerlein aus­
gemacht werden, die Oeffentlichkeit soll mö,g­
lichst wenig 'erfa'hren. IDie Int'epessen ,der Be­
völkerung sollen möglichst wenig zur Sprache
kommen. AH das ergibt sich aus dieser Zusam­
menstel,lung der Tätigkeit des niederösterrei­
chischen iLandtag,es.

Dieser nie,derösterreichische Landtlag war
einmal etwas im politischen Leben Oester­
r~'ichs, er hat Gewicht gehabt, wenn er zu eine"
Sitzung zusammengetreten ist. Heute nimmt
man kaulffi Not'iz von ihm. Ich bin nun cit1'Ver­
standen, wenn man hier der Auffassung ist,
daß die Institution der Landtage überlebt ist.
A,ber dann muß man ,den Mut haben, es auch
auszusprechen und die notwendigen Schlüsse
daraus zu ziehen. Oder man muß den Landtag
wirklich mit Leiben, mit Auf.gaben erfüllen.
Aber so g,ehtes nicht, daß für eine Schein­
tätigkeit Steuef'gelderausgegeben werden, und
wenn man dann die Tätig!~eit überprüft, für
die Bevölkerung sehr w~nig dabe'i heraus­
kommt.

Ich habe schon davon gesprochen, wie sehr
die Landesregierung bemüht ist, die Ausschal­
tung des Landtag,es 'und ihren autoritären
Kurs noch weiter zu verstärken. Schon di,e Vor­
bereitung dieser Budgetberatll'l1'g hat das gam
klar und deuMjch zum Ausdruck gebracht. Am
freitag haben die Ahgeordneten das Budget
erhalten, ein !Budget vo'n zwei Büchern, ange­
füll,t mit Zahlen, und sCihon am Montag haben
im finanzausschuß die Beratungen darüber
begonnen. Welcher Abg!eordnete hat wirklich
dieses Bndget vom Anfang bis zum 'Ende stu­
diert? Es Wiar unmöglich! iDasheißt, man hat
von vornherein darauf verzicht'et und nicht
Wert darauf geJre,gt, eine Stellungnahme der
Abgeord1neten zum Budget herbreizuführen.

Aber auch die Beratungeni'111 finanza'us­
schuß haben drarnachausgesehell Nicht einmal
fünf Stunden haben diese Beratungen f'ür das
Budget, das einen Umfang von 620 Millionen
Schilling aufweis-t,geda'uert, das heißt, man
hat so jede Stunde 12(t Millionen rasoh
durohgeljalgt und beschlossen. Ja man, glaubte
sogar anfangs, im Fina'l1Izausschuß noch
schneller, noch autO'rit,ärer durchkümmell zu
können, indem man di~ Ansicht !vertrat, die
SteHung von Anfragen sei im Finanzaus!Schuß
nicht möglich, weil die Referenten zu ihrer
Beantwortung erst das Materi,al suchen
müssen. Das ist hier eine ga!nz neue ,Ei'l1füh~

rung,aber die Bäuime wach~sen auch in
Niederösterreichnicht in ,den Himmel. Die'S(~

autoritäre Klippe, mit ,der man geglaubt hat,
sang- und' klanglos über die Budgetberatungen
hinweglzukomme'n, war gleich umschifft.

Die ganze Geschäftsführung dieses finanz-

ausschusscslhat überhaupt ganz eigentümlich
angümutet. Als vo'n mir Anträge auf 'Heraus­
nahme der "Ermäc:hNgungen" aus dem Budget
gestellt und eingebracht wurden, wie das üb­
lich und auch vorgesehen ist, hat niemand 'VOll

den heiden Regierungsparteien z:u diesen ,An­
trä!gen gesproohen. Ganz ,plötzlich, ·amSchluß
der finanz3'uS'schußsitzung,en, zieht der Ob­
mann auf einmal einen Antrag hervor, der von
niemandem von den beiden Koalitionsparteien
eingebracht worden ist und in ,dem dies,e selbst
die Hemusnahme 'VOll zwei dieser Enmächti­
gungen beantragt haben. Da der Obmann der
Auffassung war, daß dieser Antrag der weiter­
gehendeis,t, weil er von ,den beiden Parteien
stammt - das nächste Mal wird er wahr­
scheinlich S'lagen, 'von einem, der die größeren
Füße hat, ist ,der iweit-erlgehende (Ruf bei der
OeVP: Defli!,rößeren Kopf.')-, hat er diesen
Antrag als ersten z\ur Ahstrimmunggebracht.
Das z,eigt, daß so!gar ,den Aihgeordneten der
Regierungsparteiren die Zahl der Ermächti­
gungen zu groß 'geworden ist. Sire wolHen nur
nicht, wie ich schon bei anderer Gelegenheit
aufg<ezeigt habe, dem Antrag eines Kommu­
nisten ihre Zustimmung geben. Deswegen
haben sie schnell einen Antrag Ihineingeschwin­
delt und ,dlem Obmann hingegeben, 'und er hat
ihn 'Schön ,brav verlesen. Oer Herr Präsident
ist jetzt nicht ,da,' aber ich muß ihm
sagen, das gehört 'nämlich auch zu den Regeln
drer Demokratie, 'Von dienen er gesprochen :hat,
wie sie gehandhabt werden.

Die Landesregierung ha t überhaup t ge­
glaubt, daß sie mit dem Budget so husch,
husch! fertig werden wird. Stimmt zu, Weih­
nachten steht vor ,der Tür wir wollen heim­
gehen, aus damit! ,Es spielt keine Holle, was
ihr beschließt, helbt nur die Hände auf, und
wir werden schon alles machen! Die Tätigkeit
der Landesregierung hat alber gerlade im ver­
gangenen Jahr gezei'gt, daß die Geschichte so
nicht geht. Da gibt es allerhand dunkle Sachen
bei der Landesregierung, ,die, wie ich schon
angdü:hrt habe, in den verschiedensten E reig­
nissen des vergangenen Jahres ihren Ausdruc'k
und ihren Niederschlag gefunden haben. Was
meinen die Kollegen von den anderen Part6en,
wenn ich sage, üb es nicht Aufgabe der Lan­
desregierung Igewesen wäre, be'i Ereignissen,
,wieder fortedol- und der Typhusgeschichte,
z'umindesJt den iLandtlag zu infürmieren? Das
fällt der Landesregierung aber nicht ein, für
sie existiert ,der Landtag nicht, außer als Ab­
sbmmungsmaschine. 'Daz'u ist er gut genug,
aber auch da,zu, daß 'er letzten Endes mit dlie
VerantwO'rtung für das tragen muß, was die
Landesr,egieruIlig an I' ichtlCt!

Wir haben im heuri,gen Jahr außer diesen
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auf gesundheitlichem G~hiet hegenden !Dingen
noch einiges andere über die Landesr1egi'erung
erfahr-en müssen, zum Beispiel die Tul1nel'
Paßfälscheq;cschichte. Das war dioch eine
ganz besondere Sache, die da im :heurigen
Jahr vor sich -giegangen ist. Als ich 'vor zwei
.Jahren darauf hingewiesen habe, daß bei ,der
BezirkshauptmaIln'schaft Tulln etwas nicht
,;ti'llll11lt, daß dort Staatsrbürgerschaften wider­
rechtlich vergeben, I-Karten und ,pässe ge­
fälscht werden, da ist ei'n großes Geheul los­
geg;ang~lJ1. Der heurige Prozeß hat nun ge­
zeigt, wie recht wir gehabt haben. Es wäre
viel bess!Cr gewesen, wenn man ,der Kritik, die
geübt wurde. Gehör geschenkthäHe. Es gibt
keine Verwaltung, wo nicht etwas vOI:kommt,
denniede Verwaltung wird ja 'von ,Menschen
gellliacht, Lind den Wert einer Verwaltung er­
kenn't man daran, wie diese Verw1aHung zur
Kritilk steht. Da muß ich nun sagen, unsere
Landesregierung ist ,nicht so, daß sie eine Kri­
tik wr Kenntnis nimmt. Sie ist vielmehr be­
strebt, sie zu vertuschen. Das hat geraide 'jetzt
wieder dieser Sykora-Prozeß gCIZ:eigt. Auch da
sind Armitschger'l als Opfer ausgewählt
worden. auch 'hier hat man ik1e'ine Beamte, die
man eine Zeitlang tür seine Zwecke rbenützt
hat, einfach fallengelassenund iSO als Op,fer
ausgesuch,t. :Dem 'H,auptschu'ldigen aher, einem
ehemaligen Sekretär ,der üeVP, hat man die
Abreise nach Kanada erm'Ö'gllicht, damit er i,n
Oesterreich ja nur nicht hart angefaßt werden
kann. Aber noch sonderbarer :war das Ver­
halten der Landesregierung in dieser Tullner
Sache. AnstaH die restlose Aufklärung dieser
Angelegenlheit herbeizuführen, hat die Liandes­
regierung -- aus :dem Verlaulf ,desPro'zesses
war es zu entnehmen - über diieLandesamts­
direktion 'eine Untersuchung ,der Amtsräume
der Bezirkshauptma'l1'nschaft untersagt. Was
gibt es da zu vertuschen, muß die fpage sein!
Wenn es nichts zu vertuschen gibt, dann
braucht manauoh kei'ne Untersuchung zu
scheuen, dann kann und muß man daran rest­
los interessiert sein, daß alles ,aufgeklärt wird.

Da gibt es aber auch noch andere Saohen.
Ich ha,be schon im vorli,gen Jahre darauf hin­
gewiesen, daß es 'hier einen Beamten, den
Major Hoyer, gibt, der schon seit drei Jahren
außer Dienst gestellt Ist, ,gegen den ein DiSizipl i­
narverfahren läuft und gegen Iden ein Gerichts­
verfahren eingeleitet sein 'Soll, und zwar des­
wegen, weil er für sich von jeder iSt:aa-lsbürger­
schaftsverleilhung 100 SchilHng einkassi'ert hat.
Dieser Major Hoyer - 'wobei in sei'ner ganzen
Tät,igkeit die Betonung mehr ·auf "Major" ge­
legt wurde - hat aher erklärt, "wenn mir
etwas geschieht, dann packe khaus!" Darum
geschieht ihm nichts, darum läuft dieses Diszi-

-----------

pli'l1arlver'f,ahren schon drei Jahre, darum wird
das Gerichtsverfa'hrlen nioht abgeschlossen,
weil man eben Angst hat, daß er ausplaudern
könnte. Ist so etwas in Opdinung oder müs'Slen
da nicht a'1le Kräfte zur Auflklärung eingesdzt
werden? Gerade die erwähnten Fälle zei,g'e'l1,
wie notwendi,ges wäre, hier wirklich durch
offene Aussprachen 'lllld Kritikien di,e Voraus­
setzungen dafür zu schaflfen, das die Landes­
regierung in die Lage versetzt wir-di,insokhen
fällen wirklich durchzugreifen. Das will man
aber absülutnicht. Der Landt,ag soll immer
s,eltener zusammenkommen. Aber nicht nUr der
Landtag, so'ndernauoh der laut Landesver­
fassungsgesetz bestehende finanzikontrO'l1 aus­
schuß. Wie schaut es nun mit di'esem ,finanz­
kontrollausschuß brzw. mit seiner Tärtigik,eiti'l11
heurigen Jahre aus? Wir haben vor zwei
Jahren hieri'l11 Landtag einstimmig 'einen An­
trag angenommen, daß d!ie Zahl ,der IBeamten
im KontroUamt wesentlich erhöht werden soll,
damit die Beamten ,ihnen Aufgaben entspre­
chend nachkommen können. Das ganze Ko'n­
trollamt hat 'Vier Beamte, mit dem Vo'rstand
Hofrat Duf'ekan der Spitze. Seit zlwei Jahren
steht die Landesregierung auf dem Standpunkt,
es gäbe ikei'ne ge6g;neten Leut,e, die man im
Kontrollamt verwendIen ik,önnte. Das list ,eine
~ehr schl'echte Meinung, welche die :Landes­
regierung von den Angestellten ,desLlandes
hat. loh glauhe, daß es unter den 2000 :Allige­
stellten di,esesHauses genug fäihige Beamte
gibt, welche die AI1beitenim KontroHamt voll­
bringen könnten. Man will aber gar niCht
die Ausweitung dieses KontroHamtes, man will
ja überhaupt gar nicht dieses Kontrollamt, weil
es nämhch eine s,ehr unangenehme Einrieh­
tung ist.

Wir sehen auch, daß die T'ätig'keit des, fi­
llaIlizkontrollausschusses eine sehr, sehr :geringe
ist. Seitdiem der Ahgeordnete Vesely als Ob­
mann ·des f ,i'l1'anzkün-trollaussohusJSes durch
Tod ,ausgesohi'eden ist, hat dieser F'inanziko'll­
troUausschuß nur mehr eine sehr schat'ten­
Iha'ft.es Dasein geführt. Solange der Abgeord­
nete Vesely gelebt ,hat, da war es ,der OeVP
recht bzw. hat sie es zumindest hingenommen,
daß ei'n Sozialist Obmann des f-inanzkontroH­
ausschusses list. Naoh dem Ahleben des Ab­
geordneten Vesely wollte man auf die Koali­
tiunspartei ein wenig einenDruck ausüben und
hat daran erilnner,t, jetzt 'gehört dieser Obmann
der Ot"VP. Aus dem ,s,treü, wer den Obmann
des Finanzkontrüllauslsc:huJSses steHen soll,
ist dieser KontroHa:u'S!scih'llß das :gal1Jze Jahr
Z'lI kei'ner Täti.gkeit gekommen, dias heißt, daß
die Ko,ntroHtätigikeit, die im Landesverfas­
sungsgesetz vorges:ehen ist, vom f'inanzkon­
trollausschuß nicht ausgeübt wurde.
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Sehen Sie, hilerglaUibe ich ist die Landes­
reg'ilerun,g au,f einem Weg, der sehr zum iNach­
teil für das g.anze ILand ist. Ich habe schon in
der Generaldebatte auf'gezeigt, was 'Uns die
Pl,an- und ZieHosigikeit ,der Landesregierung
an Opfern gekostd hat. Die jetzt aufgezeigten
Umstände verstärken nur ,diese Tatsaohen 'lmd
zeigen, wie wenilg man lauf die Mitarbeit der
Abgeordneten lzurüokgreifen will.

Dabei erigibtsich aber eine sehr interessante
feststellunjg. Wenn man nämlich nachprüft,
wie es mit den Erihöhu'11'gC'n durch den 5. Lohn­
undPreisp,akt hei ,den ,Bezügen der Landes­
regierunglsmitgHedler, der Ahgeord'11'eten und
der LandesangestelHenausschaut, so kommt
man zu der sehr interessant1en Tatsache, daß
die 'Bez'üge der Reg;i!eru1ngsmit,glieder s6t dem
5. Lohn- und Pr,eispalktum 81 Prozent höher
gewoI'den sind, daß die Bezüge ,der Abg'eol'd­
net,en um 74Pro'zent höher 'geworden 'Si~nd, ,daß
aber die ,Bezüg,e der Landesangestellten l1'ur
um 45 Prozent sich er!h:öht halben, wobei bei
den LandesangestelHen auc1h :diese Erhöhung
sehr unt,erschiedlioh ist Lmd hinunt'elTeicht bis
auf 15 Prozent.

Damit kommen wir zu einer Fra,ge, die
immer wieder eine beso'ndere Rolle hei den Vl:'r­
handlungen im Landtag spielt: zur 'frage der
Persnnalpolit'ik im L'ande NiedeJ"löst,erreich.

Der Abgeordnete Wenger 'hat hier schon eine
Reihe von Tatsaohen auf,gezeigt, die nUJ1 unter­
strichen wel1den l~ön'f1en. So die Tatsaohe, daß
man aus ",Ersparungsgründen" Angestellte ab­
geba~ll't und kurze Zeit später andere wieder
auf,gle!nommen 'hat; in Wirklichkeit sollte auf
diese Weise eine Aen1derung dt"!" politisohen
Zusammensetzull1'g unltel' den Angestellten her­
beigeführt werden. Die so 'vielfach glenannte
und noch zu zitierende Kinderheilstätte Krems
wird stillgelegt, nicht weil e,s kei'ne tUibellk:ulo'se­
kranken Kinder in Ni,ederösteneich Igibt, denn
ihre Zahl Ibeträgt ja ülber 2000, was ausreichen
würde, diese KindenheilstäHe au,f J,ah.re hi'lHlUS
zu belegen, sOlndiern weil die politisol1e Zusam­
mensetzung der Äl1ig,estellten dieser Kinderheil­
st.ätte l1iichtin das Konzept der MehrheH dieses
Landes paßt. Man kann Ihnen (zur Seite der
OcVPf',!ew!endet) nicht nachsagen, daß Sie
einen oUenen politisehen Druck auf die Leute
lÜtT ausüben - 0 nein, Ihi,er werden, ohne daß
man es sagt, immer wi1eder Gründe gefunden,
wie man politische Fragen 'bei den Angestell­
ten lösen kann. Das macht man vor allem so,
daß man ibei der Anwendung der Ges,etlze die
darin enth.altenen Kan:n~Bestiiill:mungenimmer

wieder nach der Ipolitischen Einstellung des
AngesteHten lauslegt. So 'Wurden beisp;ielsweise
ei'nem Juristen dieses Hauses di,e so,genannt,en
Rehinderungsjahre, weil er das St'udiu'lllunter-

brechen mußtle, als er zeitweise ZUT Wehrmacht
eingerüokt war, angerlechnet. Er g,ehö'rte der
OeVP an. Einemanden:lll AngeS'tel1ten des
Landes aber, einem ReClhn,ungsbeamten, der
ebenf,alls durch seine iE'i'nlberufull'g zur Wehr­
macht an ·der A,Megung ,seiner Reif.eprüfung
verhindert war, werden ,di,ese B'eh:i!J1Ider:ungs­
jahre nicht angercohnet, denn, er gehört nicht
dem Allbeiter- 'und Angestelltenlbund an,

Aber noch krasser kommt das zum Aus­
druck, wenn man die Vergebung der Aushi\flen
ansieht. Ich habe da ei'nen netten Brief des
Arbeiter- und Angestelltenlbundes, Ortsgruppe
Landhaus, in dem sich der Anbeitler- 'und An­
gestelltenbund dafür einsetzt, daß eine nicht
rückzahlbare Aushilfe ,gewährt wird.

Nun noch etwas z'u der TuHner Angelegen­
heit, die Sykora-,sache, üher di'e ich vonhin ge­
sprochen habe. Man hat dort, wie gesagt, di'e
restlose AU'fklärung verhindert. Nun hat man
einen Rechll'il'I1!gsbeamten, von ,dem manange­
!lommen hat, daß von ihm die hllformaüonen
stammen könnten, aus der tBezirkshaUiptmann­
schaft Tulln hier herein ins Landhaus ver­
setzt, aber nicht in ,eine Kanzlei, so'ndern
hinunter in den Keller, in die Ablage für die
Akten. Ich wü'rde jedem Abgeordneten vor­
schlagen, sich di,c sanitären Verhältnisse dieses
ArbeHsraumesanzusehen. Auf den Ordnern
sind 5 bis Ci cm hohe Schimmelpilze. Weil man
annimmt, durch ihn ikönnte dies,e Skandal­
geschichte von Tu11n auf,geflogen ~ein, des­
wegen wird er i,n dien Keller hinunter beför­
dert. Das nennt man dann IP'ersonalpolitik.
Das bestätigt, daß 'ma,nan Saulherkeit nicht
interessiert ist. W,er etwas lunt1emimmt, damit
Sauberkeit herrscht, der kommt in den KeHer
hinunter. So ist es. Das muß man sehen, das
sind Tatsachen, die jederzeit überpl1üfbar sind,
aber so wird das nicht weitergehen. Täuschen
Sie sich ni'cht, so Ikanlnes nicht weitergehen.
Sie geben sich einer großen Täuschung hin,
wenn Sie glauben, mit sülohen Methoden poti­
tisch üherzleugen zu :künnen!

Diese Erfahmng hat ü1brigens auch der La'll­
desrar Mül1ner machen müss1en, der die ,gleichen
M,etlhüden bei der NEWAO ,angewendet hat.
Als es z'u den Betriehsratswahlen in Waid­
hofenander Ybbs g,ekommen ,ist, wo mehr ,als
90 Prozent der dort BlescrhMtigten heim A1'­

beiter- und A1n:gestelltenhund organisiert sind,
ist er mit seinem Wagen hing1efathrenund hat
einen nach dem anderen 'vor dier Wahl aufge­
sucht. Ic:h ,glaube, 'eine schlechtere Ni1ederlage
kann man wohl nicht erle:iden,aJ.s dieses Wahl­
er,gebnis es war, 'bei dem sich herausgestellt
hat, daß die ,Hälfte nicht für den Arbeiter- und
Angestel1tenbuncl!~estimmthat. Das zei.gt, ,daß
Ihre Methode kC'inen E'rfolg haben wird und
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daß wir, so wie ,in Waidho'fen an der Ybhs,
überall den ,entsprechenden Widerstandae'O"Ien
diese Personalpolit'ik org'1nisiere'l1 werde,; ,..

Wir haben immer wü~der erklärt, ,uns 'ist es
gleichgülüg, welcher porliHsohen Oesinnrung ein
Angestellter odler ,ein IBeamter dieses ,Ha'us,cs
ist, Wir verllangen von 'ihm nur ein rückhalt­
los<:~ Bekenntni's zu Oesterreioh. zur Demo­
kratie, Das ist es, was wir verlangen, mehr
nicht, und daß er außerdem seinen iDienstaUen
geg:el1'über korrekt versieht. Aber hier herrscht
bei der ganzen Angestelltenpo,llitik das ISystem
der pers'önlich>en Korrumpierung, weil man
glaubt, w,e'11'n man über den Arbeiter- li'llld An­
ges,telltenhund A,usihiHen verteilen läßtw'enn
man den 6nen oder ander'en Ibevo'i"Zugt, 'Uill1 ihn
zu seinem Wenkzeug zu machen, wi'e das bei
Sykora der Fall war, damit vorwärts zukom­
men, Ich glaube das arber nicht. für di,e An­
,glestellten, für die Beamten soll gerade das
Beispiel Sykoria ei'ne Warnung sein, sich nioht
einzulassen, sich nicht korrumpieren zu lassen,
denn wenn etw13sa'uffliegt, ist dann n1i,emand
anderer sohuldals der Beamte.

Wir halben das auch in den anderen FäHen
erlebt. Hier soll für die Beamten gelten, den
Weg der wirklichen :Demokratie, der gleich­
mäßi~en IBehandlung aller Staatsbürger, zu
heschreiten. Wir sehen, daß auch lin der frage
der 'Einbür,gerungen, der VerIeihungder Staats­
bürgersohaft, immer wieder K,tage g,eführt
wird, aber nicht vielleicht deswegen, weil der
Ablauf ,dieser Staats:bürgerscha1fts1erteilmlgen
,im allg'emeinen, sondern weil er auch im be­
sonderell 'Schleppend vor sich geht. Vor ,allem
ist hier etwas Neures eingerissen. Es hat sich
nämlich das Landesarheitsamt 'Vo'n Niederöster­
reich bei den sogenannkn §-4-iSta,atsbürger­
sc:haHen -- das sind jene Personen, däe herlO'its
fünf Jalhre in Oesterreich sind - das Recht
vorbehalten, da11über zu ,entscheiden, ob der
Betreffende die Staatsbürgerschaft bekommt
oder nicht. (Ab,r;. Erneckfr: hh weil} nichts
davon.' Da müliten wir Arbeitsämter doch auch
etwas wissen!) Dann erk1undige dich! (Abge­
ordneter Ernecker: Nach vier Jahren bekommt
er sie doch automatisch!) Emeoker, ioh gebe
dir zwei IDutzend :fMle bekannt, und dann laß
den Automaten in Tätigkeit treten! >Du wirst
'dann schauen, wie de'f Automat IHemmu!ngen
krieg,t und nioht !f,unküonierel1 wird, weil das
Arbeitsamt enklä:rt,hi1er list schon ,der 'Bedarf
gedeckt. Ohwohl wir sehr viele arbeitslorS'e
Mittelscihullehr,er in Nitlderösterr1eich haben,
bekommen di!ese auoh die Zustimmung des Ar­
beitsamtes, ebenso wie umgelemt:e AI1beiter oder
Hilfsarbeiter oder Angehöni'ge sonstiger Be­
rufe; die keine Mang'eliberufe darshlllen. Wir
mißgönnen ,den MitklschuHehrerngewiß nicht

di'tl Staatsbür,gersohaft. Sie alle bekommen aber
di'~ Staatshür'gerscha:ft, wennSiie der OeVP an­
gehörel!. (Ab,!;. Ernecker : Bei den Arbeits­
ämtern nicht.') Das geht aber nkht so' leh
glaube, diese Menschen haben einen Anspruch
darauf, die StaatshürgersClhaft ohne IntlerV'fm­
hon eines Ahgeord11leten zu erhaUen und 'Ohne
daß dauemd ein Abge'Ürdneter dahinter slein
und anschieben muß, damit diese Staatsbürger­
schaffen erledigt werden. Die Ertei'lung der
Staat'sbürg,ersohaH muß 'konekt vor sich 'geh:..'l1,
sie soll an keine Unwürdi,gen vergeben werden
und sie soll a'ußerd:em schnell verhehen werlden.
Sie muß auch ohne Rücksicht3uf die p'Ülitlische
Einstellung des um die Staatsbürgerschaft A'n­
suchenden verliehen werden. IDas erwarten wir
bei der Verleihung der Stalatsbürgerschaft.

IDer Herr Kollege Wondirak hat in der Ge­
neraldebatte auch ei'11l~ ;fr,age angeschnitten, die
ffiÜ'her all'jälhrliClh bei der B'ud:~etlberat,un:g eine
besondere Rolle gespielt hat, nämlich die ,frage
der R'andgemeinden. (Abg. Erneck"r: Kommt
noch l

) Bei der Budgretberatung irJil Vorjahre
war ,es Kollege ,Ernecker und ,ei,n soziallisüscher
Kollege, die diamals den Vorschlag dler Russen,
der im Oktober 1950 dem Bundeskanzler figl
glemacht wunde und in 'einer Abschrift auch
dem Landeshauptmann ISteinb:äck übermittelt
wUr'de, ,als durchaus annehmbar, durc:h'f'ührbar
und sehr ,günstig hezekhneten. Das war also
vo'r0incm Jahre. iDamals ;haben ,der B'llndes­
kanz,ler und der Landesbauptmann dien Bl1ief
mit den Vorschläg1en bekommen. Seitdem hat
man aber überhaupt> nichts mehr da'vo'l1'gehört
und 'hat siClh nicht mehr damm ,g'eikÜlmmert.
Was heißt das? Was f,ür KrMte sind da am
\X'erike, die eine Lösung dieser brennrenden
Randgem6ndelllfr,agen verhindern? !Hier sind
Vorschläge 'Vorgelegen, die von ,aHen als ausg,e­
zeiehne't, ,aIs gut '3111erkanntwurden, man hat
sich aber 'Sieit mehr als einem Jahre nkht mehr
um diese Vorschlä,ge g,ekümmert. Wer trägt
also die ISchuldan ,dieser Versahleppu!n:g? (Ab­
,~eordneter Ernecker : Die vier Alliierten!) Seit
mehr als einem Jahr hat man es nicht einmal
dier Mühe wert gefunden, [zu erklären, wir seien
mit diesen Vorscrhläglt"l1 einverstanden. Da
stimmt etwias nicht! Ist es 'vieUeicht nur eil!lC
Schlamperei? Nein, das ist mehr ei'ne 'Politi­
sche ,frage! So sc1haut es auch mitaHen an­
deren rDin~en ,aus. Das ist aher ein Beispiel
dafür, daß man ziur ,Lösung vi!eler f!ragen
kommen 'könnte, wenn man dazu ernstHchge­
willt WäR Man will a:bcr nrkht zu Lösungen
kommf'n! Das ist die W,ahnheit, das ist die
Tatsache, dias ist auah mit di,e [Schuld daran,
daß so viele Dlinlg1e 111 Oest'erreich ungelöst
bleiben.

Ich habe zuerst a'l1!gefürhrt, wiedieSteigerunl,{
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der Bezüge der Regierungsmitglieder und der
Abgeordnetlen 'vor sich gegangen ist. Ich habe
auch .auf,gezeigt, was dieser Landtag {\rem nie­
derösterreichischen Volk kostet, nämlich jede
S.itzung 100.000 Sc'hilling. lEine Sitzung dauert
unglebhr ,eineinhalb Stunde'n, so daß der Ab­
geordnete auf ei'n Stundengehalt von 1~OO
Schilling kommt. ,Es gibt in Oesterreiüh keinen
Menschen, der so viel v,trdient. Ich glaube
daher,angesric:hts der Tatsiache, daß es inul1­
serem Lande tausend fürsorg,erentner ,gibt, die
Il'icht in d~r l.age sind, selbst das Not'wendigste
zum Leben aufzubringe'n, ist das ein Wider­
spruch, den man nicht bestehen lassen kann.
Ich erlaube mir da1her, an den Hohen Landtag
den Antrag zu steUen, daß dri'e Bezüge der
Mitglieder der ,Landesregierung, der Mitglieder
des Landt,a,ges zugul1sten der ftÜrsorgerent'11'er
in Niedepösteneiohum 50 Prozent herabgesetzt
werden. Di,ese Herabsetzung wird es fr'll1ög­
lichen, daß 1fl.OOO fürsorgenmtner zu Wei'h­
nachtlen eine AushiHe von je 100 Schilling er­
haltlen ktönnen.

Mein Antrag lautet (liest):
Der Hohe iLanditag woMe beschließen:
"Die Voranschlagsansätze 000-11, Entschä­

digung für die Mitglieder des Landt,a,ges 'von
:\[iedier'österreich, und 01-00, IBrezüge der Lan­
desregierungsmitgllieder, werden au:f die HäHte
herabgesetzt."

Hier 'kann man 'Z'eigen,daß der l.andtag
sozial ,d~nlkt, :hi'er !k,ann man beweisen, daß man
entschlossel11 ist,auch den kleinen 'l.euten wirk­
lich zu helfen.

2. PIRÄ,s'IiDENT: Als nächster Redner ge­
langt Herr Ab!geürdnetrer IHilgarth z:um Wort.

Ahg. HK OARTH: Hohes 'Haus! Wir stehen
bei ,der Behandlung des Kapitels 0 des Vor­
anschlages für das Jahr 1952, und ich möchte
eingangs meiner Ausführungen darauf hin­
weisen, ,dlaß in diesem Ka'P'it'el ein :Betrag ver­
aUisgabt wird, dier mehr als ,ein fünftel des
gesamten Voranschlages für das Jahr 195~

ausmacht. Wenn wk den heurigen Betrag mit
dem im Vorjahr eingesehten vergleichell1, so er­
gibt sich eine Erhöhung der Ansätze di'eses
Kapitels um 34;,sMiHionen Sohining, was einer
Erhöhung von 42,6 Pmzent entspricht. Es ist
sicher, daß die Worte des Herrn Abgleo'rdnetcn
Wenger zu ,dli'esem Kapitlel richtig si,nrd, daß der
Hauptanteil dieser A'us,gaiben sich auf den Per­
sonailaufwand verteiH. Wie wir sowohl aus der
Vorla,ge wissen ulndi ,wie wir a,us dem Munde
unseres Herm f inallizreferenten glehört halben,
beträgt der Personalaufwand im l.ande Nie­
oerÖtS terreioh, in Pwzenten ausgedrückt, im
Jahre 1951 rundl 38 Prozent; er ist im neuen
Voranschlag auf rund 36 'Prozent 'gesunklen, so
daß damit der Beweis 'erbracht wurde, daß das

Land a'uf diesem Gebide 'eine sehr vorsiohtige
und sparsame Politik betrieben 'hat.

Im Fi'11anzausschuß wurde iorl! di'esem Zusam­
menhal1lg auch über die wirklichen Zahlen dies
Dienstpostenplanes gesprochen. Ich möchte
dairan erinnern, daß ,zwischen demSoU-iStand
und dem Ist-Stand ein glewisser Unt'erschied
besteht. Wir haben im vergangenen Jahr einen
Soll-Stand von 410fl Dienstposten ,gehabt, der
sich im Jahre 1951 nurg,eüng'fügig 'auf 4131
Dienstpüsten erhöhte. lnt!eressant ist es, daß
dieser Soll-iStandi nicht .ganz eflfülH erscheint,
und zwar war 'er im v,erg,ange'l1'en Jahr mit
3859 ,Personen besetzt und ist sogar im Jahre
1951 auf 3813 Personen gesunklen.

Wenn nun der Herr Ahgeol1dtnete Wenger
Verschi'e,dlenes iiber die Personalpolitik des
l.andes gesprochen hat, so< muß ich ihm im
großen und: ganzen zu seinen Ausführungen
und namentlich über die iErsteHung von R,icht­
linienf'ür Ausnahmen von 'verschi'edenen ,dlienst­
lichen VOT3ussehiung,en vollinh:alUich bei­
pflichten. Nur möchtle i'ch den Herrn Ahgleord­
neten Wenger bei dieser Oelegle11lheit bitten,
daß er dense,liben Standpunkt aber ,auch bei an­
deren Vepwaltungskörperschaften ibzw. bei den
staatlichen Betrieben vertritt, wo wir leider
Gottes dieselbe festskHung machen müssen,
die auch für uns hier im Lande eine gewisse
Voraussdzung einer objektiven Führung der
gesamten Personalpolitik darstellt. (Landes­
hauptmannstellvertreler POfJfJ: Sie sollten die
Rede des Landtop,;sab,f,:eordneten Hail7l im
Wiener Landtag zu lesen bekommen!) Das
wär,e mir sehr anglenehm. Ich !könnte aber mit
Zahlen aufwarten und diese Ihnen, Herr Lan­
dresrhauptman'l1, zur Verfügung stdlen.

Wenn davon~eS'pTochellJ wird, ,diaß die Haus­
arbei teT heute keine Aufshegsmö~gl ichikeit zu
Amtsgehilfen hättlen, so möchte ich aus meiner
eigenen Erfahmng sagen, daß wir dafür ge­
sor:gt haben, daß di'ese Aufshegsmöglichikeit
nioht vlerrammeH wird. WiT stehen in der Per­
sonalpolitik auf dem iStandpunkt, daß in erster
Linie den niederen Beamten sowohl ihrefinan­
zieHen Rechte als auch ,ihre diienstrec:hHichc
Stellung gesichert, gefestigt 'und gewahrt Mei­
ben muß.

Iml.aufe des he'urigen Jahres sind an die
Personal'verwaHung ziemlich VIieie Anforderun­
gen ,gestellt worden. Ich möchte !hier auf ei:nige
'hinweisen, dill' hauptsä,chlkh die Verwaltung
beschäfHgen.Es wurden Entwürfe ausgeanbei­
tet für ein Dienstgesetz der LandiesangestelHen,
es ist eine, Di,enstzweigeverordl1'ung in Vor­
bereitung und es ist ebenso die Pensionsüber­
leitlungsvlerordinungin Ausanbeitung. Ich möchte
auch darauf verweisen, daß im Ra'hmen dieses
Kapitels für die Pflegier mit Prüfung in den
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Anstalten die Zulagenstufe 6 geschaHen wurde
und daß jetzt im Jahre 1952 di'ese :Regel-ung
<JuClh auf dias Erziehenpersonal erstreckt wird.

Das Land war sich seiner VerpHichtungen
gegenüber den Beamten in ·di'esem Lande jeder­
zeit hewußt,unet es kann :festgestellt W1erde'n,
aaß das Land im R-ahmen der finanziellen Mög­
lich'k-eiten immer wieder dafür sorgte, daß eine
Bes:sersteUuI1lg dies Personals -erfolgte. Mit
dieser Besserstelilun:g ist aber nioht nur die
finanzielle Bess:erstellung gemeint, auch die
rechtlichen Ver'hältnilsse zu unseren Beamteu
müssen in irgendieiner Form :wei,t'?r ausgebaut
und gesichert wel1den. 50 kann \ichheute be­
reits feststellen, Idaß die 'Pragmatisi-el1ungen im
Sinne des § 4 des Gehaltsüberlei,tungsgesetzes
zu einem Großteil er}edigt ,ersClheil1'en, daß die
Vo'rdienstze:itenanrec'hnung durchgeführt wurde,
daß die Uebernahme der BUlndesibeamten ,in den
Landesdienst ebenfaNs eingel'eitet er:scheilnt, daß
nun wiedeT die Bef:örderungen der ,Beamten des
Landes regelmäßig vor sich gehen und nament­
Hch auch die DienstpTüfuiligen :ineine geord­
nete Baihn gelenkt werdien.

Die Durchführung dieser gehäluft:en Aflbeit
ist sioherlich nur d~ Umst,ande zu verdanken,
daß das Land einen ißeamt:enst.and besitzt, ,der
,ich sei'ner Aufgiaben 'bewußt ,ist und, der auch
durch seinen fleiß und sei,ne Kenntnisse in die
La'ge versetzt wUl'de, dieSle Z:ll erfüllen. Wir
müssen uns dessen Sii'Üher sein, Hohes iHaus,
daß :derWiederauf1baueinessoschwergeprüf­
kn Landes, wie es ,gerade Nieder'Österr·ei,ch ist,
l1'ur unter der Vor,aussetzung möglich 'er'scheint,
daß eine geordnete Vel'waHung die Grundlag,e
für die gesamte wirtschaftliche Tät-igkeit ab­
gibt. In dieser Hinskht war da'S !Land Nieder­
österre·ich bestrebt, di·e Alusbildung seines
Bea'l1ltcnstandes durch ,die E1infühwll'g der Ver­
waltungsakadtemie zu sichern, so daß di,e Um­
stellung, die wir von der Beamtenschaft noch
lIiemal'S sosehr verlangt 'halben wi-e gemde
nach dem ]ahr,e 1945, rasch und .gründli'ch
durchgieführt werden konnte.

Es war ein GlÜClk für das Land, daß eine
große A'Il:Z.ahl erfahrener Beamter aus der
frülheren Zeit vorhanden war, di'e es ermäg­
hchte, den jüng,eren Kräften den Weg in die
neue Zeit und in di,e neuen VerhäHnisse richtig
zu 'weisen.

Im Zusammenhang mit der gesamten Per­
sonalpo.Jitik des Landes sind aber hi,er ,im Haluse
auch versc:hliedene andere Kapitell angeschnitten
worden, ,die vielleicht mehr adier weniger am
Rande der Personalpolitik Il!iegen, die aber unter
Umständen auch etwas näher mit der Personal­
politik im Zus,ammel1'hang stehen.

Es hat der Herr A'b'geordnete Dubovsky zur
EinsteHung des A'rbeiter- und Ang'estellten-

._-------

bundes g,egenüber den ürg,a'l1isier,ten ,ß'eamten
des Hauses, der ißeZi!l'kshaurptmannschaften 'l1'nd
der verschiedenen Anstalten sowie auch bei der
NEWAG einige Worte verloren. Ich möchte
,den Herrn Ab:g1eo'r:dnd:en Dubovsky, der leider
jetzt nicht hier ist, daraner'inl1'em, daß es das
idemoikrahs-che 'Recht eines jeden St,aats:b:ür.gers
ist, sich 5'0 zu organisieren, wie es 3einer eigie­
neH Meinung entspricht. Weiter ist es genau so
ein demokratisches Riecht, daß -die Vertrauens­
männer irg,endeiner Organisation sich zU! ihpen
Mitgliedern begehen, um dort im Hiahmen einer
Versammlung Z'Ui verschiede-nen Ereignissen z,u
sprechen. Dieses :Recht ,hat auch der Herr Lan­
des,rat MiÜUner ,als Landesobmann des Arbeüer­
und Angestelltenbundesfür Ni,edepöst1enekh
für sich ,in Anspruch Igenommen,als~r in di'e
Häuser d,:r versC'hiedenen Beschäftigten der
:NEWAG in W'3'i:d:hof'enging und di'e Mit­
glieder des Arheiter- und AngesteHtenbundes
zu ei'ner Versl3'mnüung dieses Ar1beiter- 'und A,n­
gestelltcnbundes :in Waidhofen einb'CTu:fen hat.
Es ist ganz sonderbar, daß sich Herr A!b:geord­
lieter DubovSlky über eine solche demokratische
Artirgendwi-f:i .aufregt, denn .wie hat es .damals
in WaidhO'fien ausgesehen? Es sind sich zwei
Gruppen von Wahllwerbern gegenüber.gestan­
den, und zwar die W'ahlwel1ber dies Oesterre'i­
chischen Anbeliter- und A'ugest'clltenhundes und
die einer Namensliste. >Diese ,Namensliste war
nichts anderes ,als eine getarnte KP-'Lliste. Ich
bedauere es t,ief, daß die Mitglieder der 'S'OzIi-ali­
stis("h:en Partei sich j,n dieser Gruppe nicht
richtig dUirchsdzen konnten. :Es ist .aher so, daß
wir heute auf dem 5t,an:d:punkt stehen, daß wir
unser,en Mitgli.edern erkJ,ä:ren, entweder sie .slil1'd
für diese Gruppe, ~n der sie or:ganisiert si-nd,
o-der wir nehmen uns ,a'ucih das Recht heraus,
wenn ,es 'hier zu Albzweigungen ,kommt, offen
zu erklären: De'r lß,etreHende .gehört ni,cht zu
t: ns. So ist ·die Wa:hlauch 'durchgeführt wor­
den. Ich weiß nicht, wä1rum der Herr Abgeord­
nete Dubovsikyeliklärt hat, daß das ein Sieg der
anderen Seite war, denn 50 Prozent der ab­
gegebenen Stimmen sind nicht auf se!ine
Namens.Jiste entfallen. Diesler EnfoJ.g des
Arbeiter- und Angestelltenibundesist um so
mehr einlzuschätzen, weil wir g,enau wissen,
daß die dOl1t Beschäl~ti:gten iunt:ere1il11em un­
geheuren Druck de,r kommunistischen Partei
'gestanden sind, undaHes 'lll'ögHC'he versucht
w'urde, um ei,n Ableniken dier Stimmen vom
Oest'erreichisch1en Arbeliter- und Ang-e'Stellten­
bund s'elbst mit Mitteln herbeizuführen, die in
einem demobahschen St.aatswesen sO'nst nicht
an der Tagesordnung sind.

Es hat der Abgeordnete Dubo'vsky vorhin
auch noch von dem sogenannten "Schatten­
dasein" des !Landtages gesprochen. Hoher Land-



I'n diesem Zusammenhalnge 'ist aber nicht
nur 'Über den Llandtag KI,a,ge glefiihrt 'Worden,
sündern wir 'haben a'uöh die versohiedenen
Klagen über die 'Landesregierung vernommen.
Diese wird als ein besonders höses Instrument
hi'l1'gesteHt, das ,immer nur dar.auf aus list, das·
SchlecMe ,für das Land :her,beizuführen. Ich
hätte dal'U nur die ein'ffl1age: Gehört denll
dieser Landesregi'erung nicht auch ein ILandes­
rat Germer an, der ebenso über die Tätigikeit
der Landesregierung linf'o'rmiert sein müßt'e, und
der ldzten Endes, wenn 'von Ver.antworttmg
gesprochen wird, ,genau 'So die Mtit'veJ"tantwor­
tung trägt wie aUe 'Übl'ilgen, die dieser Lan­
desregi'erul1'g ang'ehören? Eine KriSle zu ver­
hindern, eilIl!e Vertuschtung 'vorzunehmen, ist
bei den heutigen Verhältnissen in Oesterreich
frberhaupt nicht möglidh. Ich würde es nur
jedem Nachharland wünschen, eine sokhe
Presse- und Redefreiheit zu besit:zen, wie sie
bei uns im Lande, namentlioh auch im Lande
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tag! Ich glaube wohl, daß ci,ie Anzahl der Landt,age seien überlebt, so mag das seine i
Sitzungen, di'e er seIbst ,angeg:eben hat, 'und die Meinung seiln; die 'unsere ist es 'nicht. Im Ge-
er :mit 26 ibtezime'rfie, ,allein schon der !B'eweis genh:liI, wir stehena'uf dem Standipunlkte, daß
dafür ist, daß dlieser Landtag ,im Durchschnitt diese Landtage nicht nur etwas Oesterreichisch-
in jeder z'weiten Woche zu!sammengeüet'en list. Hi,storisc:hes sind, sondern daß sie auch für
Aber die Täti:g;kei1t eines Ahgeol'dne~en - es ist dlÖ!e Zukun!ft ,ihre Bedell't'u'l1'g 'haben Iwerden,
traurig, daß man das in diesem HOlhen Haus denn unser gesamt'es IH'eimatland Oesterreich
anführen muß -- bestleht ja nicht nur darin, ist nun einmal ei'n IB'undes1'and, und ich könnte
bei den La'ndtagssitzungen htier anwesend zu mir ein Bundesland ohne 'Landtage iÜibel1haupt
s,ein, so'ndem es gilbt neben diesen Landtags- n'i,cht vorstel,len. Wir müssen daher dafür ein-
sitz,un'gen viele Sitzungen von Ausschüssen, treven, daß noch mehr an 'Schwerkmft ,der
denen ei'ne große Arbeit aufgebürdet war. ,gesetzgebenden Allheit ,in die Lantdtage ver-
Diese Ausschüsse 'haben :immer ständig getagt. l'egt wil1d.
Weiver möchte lieh noch hinz'ufügen, daß es mit Ueher die frage, üb den Ahgeol'dneten Mög­
dies,en Ausschußsitzu'll'gen ja auch ,nooh nicht lichkeit gegeben wUl1de, den Vo'mnsc:hl,ag, 'S'Ü zu
abgetan ist. Jede Partei hat doch ihren Kluh, studieren, daß jeder derseihen in der La'ge ist,
und wiIf wissen, ,daß sämHiche Angelegenheiten sich ein objektives Bild über den Inhalt der
des Landtages und der ,Landesregierung in den ei'nzelnell Grupp'en z,u machen, habe idh das­
Klubs 'üiner wirklich! eingehenden lind vielleicht s!ellbe zusagen, was ioh 'bereits im Fi'nanz-
intensi1veren Beratung unterz'Üg,en werden, als ausschuß er1wäh!nte: Es ist ein trau:ri.ger Ah-
dies in den Ausschüss'en und Ihn Landtag ,ge- 'geO'rtdneter der erst mit der Vorlaae des Blud-
schehen kann, loh möchte n:o,ch betonen, daß' bgeis in die Geheimni'sse der 'finanZIVerwaltung
sich selbst jedlel" tKlulb noch unterteilt und S'Ün- des Landes ei:n:geweiht wiTd. Nein, ein A!b­
deraussc'hÜ'Slse il1'll'er'halib ei,nes jeden best'ehen, geordneter, der das ganze Jahr 'hindurch mit- "
UilTI in einem kleinteren 'Rahmen die einz'elnen lebt :und mita:l'beitet, w'eiß, was sich au,f dies'em
Angelegenheiten 'zu behandeln. Die Mtit:gheder Gebiete abspielte, 'und für Iden ist die Nieder­
solcher A,uss,chüsse 'haben 'd!alher noch öfter an
Sitzungen teilwlnehmen als die anderen. Ich schri'ft des Budgets nur mehr der IScihlußpunlkt
bedauere, daß das beim 'Untksblock nicht mög- hinte,r eine J,ahresent!wick1lung, an der er seIhst

teHgenommen 'hat. Es ist daher eine ISelbstver­
hch ist, ,denn die drei Männer können siich
Ee'hr schwer in ,den A'Ulfg,abenkreis, der an sie stäln!dhchkeit, daß es möglich w,ar, von Freit,ag
herantriH, teilen. Es ist der Ausdruck des Ver- bis Mo,ntaig diese IDinge einer Ueherprüftung

zu untenzi,eihen, und daß es daher nicht 'not­
trauens dler f1Ii'edel'östen'eichischen IBevölkemng
zu denbei:dten großen Parteien, ,daß sie diese wendig ist, daß der Ab:geordlnete tDl1bo'\'Slky
I:in!ksibloc'kgruppe nicht Z'l1 e'il1'ergT'Ößeren An. :gl,aubt, der VÜ'l'ill'und für die IÜlbri'gen Ahgeord-

neten zu sein. Wir lehnen das entsohieden ab,
z,a'hl vÜ'n Abgeordneten anwachsen lließ. Im weil wir wissen, daß wir UI1IS ,auf diesem Ge-
ührigen stehe ich auf dem iSt,antdipunikt, meine biete seIhst 'helfen 'klö'l1'l1'en.
Herren - ichg,Jcllutbe, :diesen teilt jedes Mit-
glied dieses Hauses -, nicht auf die Länge der
Sitzungen kommt es ,an. Wli,r haben stunden­
lange :Reden gehö,rt, 'diese ,aber w,aren nichts
an:deres als di'e Wied~l1holung verschti,('!del1'er
Aufzeichnungen in der "Volksstimme", und
jeder Oesterpeicher kennt sie sClholn ;es el1üihrigt
sich daher die Wi1edel1holung al,l ,dieser Dinge.
Wer mit offenen Augen Iduroh die östert"'eichi­
sehe Landsc1haftgeht, weiß, was von diesen
Behatuptuugen 'in diesem Hause zu halten ist.
Nicht die Zeit, sondern der InhalC und die
Arbei,tsintensität ist der Gradmess1er der Täti'g­
keit einteröffentJ<i.chcn Könperschaft. Nicht an­
geführt wU!l'de hier, ,daß die Verhindulng mit
der Wählerschaft aufr€C:hterhaHen werden
muß; daß namentlich auf diesem Gebiete alle
unsere Atbgeol1dneten tähg gewesen s,i'11'd, muß
Ahg. D u b 0 v s k y schei,nibar übersehen haben,
sonst würde 'er wissen, daß 'Sioh die AUlf,gahell
eines Abgeordneten in sehr vielfälhg,er Weise
zeigen. Wenn er nun weiter 'behauptet, die
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I
Niederösterreich, ibieste.hJt 'Uinda,Uich .durchge­
führt wi rd. (Beifall bei der Volkspartei.)

Auf die Anwürf'e, die hier im Zusammen­
hang'e mit der Gruppe 0 mehr oder weniger
auf die Beamten und ,Ietlztlen EIndes auch auf
die Verw,altulIIg des ILlandes hinzlielen, nämIic;h
auf die Aftä re in Ylbbs und ,die fmtedo1­
Affäre, gehe iohl 'jetzt nioht ein, weil dias ein
Kap,itel i'st, das zu einer ,ander,en Gruppe ge­
hört. Ich möchte ,aber namenHioh z:u der for­
tedo'I-AHäre ,etwas :sagen. Wir legenaBe mit­
einander viel w.ert ·a,uf ei'ne o,hjekflj've Beurt'Ci­
lung eines solch traurigen ,f,aIles, ll'nd lich
stelle fest, daß bis heute noch Inicht einmal die
gerichtliche Vorerhebung'en eingeleitet wur­
den; ich stelle we,iter Ifest, diaß wir dem Ver­
tnauen Ider IBev'öllkeTung zu 'uns,erem öflfent­
hohen Gesundheitswesen,de'l11 Vertrauen der
Bevülkerung zu IUlI'sefl{~n Aerzten, dem Ver­
trauen der 'Bevölkepung zu den verschiedenen
Medikamenten, die ihr v'erschri'elben werden,
kein gutes Wort reden, wenIli man in d'Cmago­
giseher Weise alles das herunteneißt, was bis
jetzt wedler gek<Iärt noch bewiesen ist. lchstehe
hlier überhaupt .au'f dem S.tandlp!unIMe, daß, so­
lange ein Oericht:sverf,ahrengeg'en einen iße­
<tmwn 'a'urdhgef,ülhrt wird, dias IDi,szipHnar:ver­
ralJTen zu ruhen hat. Auoh diese AnO'l1duung
("ient dem Sc1hutze der gerichtlichen Beurtei­
lung von Vork'OImmnissen, mld lich stehe niaht
<In, zu sagen, daß 'eine solohe V'ewrdnung
auch dem n'Ü'tlwendigen Sohutz'e des Beamten
ill persönlicher Hinsicht dient. Hoher L,and­
ta'g! Es ist sehr I'eicht,ge,gen einen Menschen,
der 'im öHentlichen !Leben isteht, eine Beschul­
digung zu 'Crhebe'n, :und es ist ,keine Kunst, z'u
sagen, der ist ei'n Verbrecher und hat das und
jenes gd'aln! Sei'n guter Ruf, sei,n Name 'ist
hald zerst,ört. Di'e Wi'ede11herstellung desselben
aber ist sehr schwer; daher eTikläre ich namens
meiner Partei, daß wir uns in sokhen An­
gele'genheiten iZ!Unächst ,immer hinter den Be­
amten stellen werden,um seine Ehre, sleine
Arheits'fr'eudigkeit, dann, wenn sie unnöti,gan­
gegriffen werden, stets zu schützen. (Bhia!!
bei der Volkspartei.)

Wenn der Herr Abg. iDubovslky gegl,allht
hat hier 'einen Fallanzi,ehen zu müssen und
ein~n Veflgleli,oh anZ'UsteHen, daß ,dem einen
Beamten Vordiienstzeiten anger'eohnet wurden
und dem an,deren nicht, und wenn er damit
die Verwaltung bellastet, so möchte ich ihm
daT,anf erw!idem, was i'ah ,ihm ,auch scihon ,iln
einem Zwischenruf ges'agt habe: er soH nicht
so oft Ursache und Wirkung mitein,ander ver­
wechseln. Denn 'was an Vordienstz'eitenanflech­
nung durch'gefiÜhrt wird, ist eine Angelegen­
heit, die :in der Vordienstzei,tenV1emrdnung ,fest­
gelegt erscheint. Wenn d:i'eall1lgeg,ehenen Ver-

häHlliisse stimmen, wird angerechnet; wenn sie
nicht stimmen, können di,e Vordienstzeiten nioht
angerechnet werden. S.olange diese Vo'rdienst­
zeitenvcTordnung nicht geändert wird, läßt
sich auch bei lliberalster Aus,legung der ver­
schi<t~denen Bestimmun:g'en kei'n ,a'nder'er Weg
finden.

Es ist traurig, daßriJ:an die Anreger einer
Aktion, die zugunsten der Beamt'ensohaft des
Landes d'llrchgeführ,t wird, nämllkh der Ge­
währung vo'n Aus'hilfen, hier öif!flentHoh an­
grei,ft. Ich war immer ,der Meinung, daß
gerade der Linksblock jene Partei sei, die sich
der Aermstenannimmt, die eine AushiHe
brauchen. Ich stehe nicht aln:, zu erklären, daß
wir nach wie vor in der Personalpolitik die
Unterstütz:ung jener :f.öl'dern, ,die unverschul­
det, ,durch die WohnungsverhäHnisse, durch
Heirat oder durch die G~burt eines Kindes, in
eine gewisse Notlage gekommen sind. (Ruf:
Durch Heirat?) niese sü1<1en auch durch d,as
Land eine Aushilfe erh'alten. Ich sage ,alb­
sichthc:h: durch Heirat. loh 'hahe esabsioht­
llich gesagt. Es mag dne 'Frage ,se.\'n, wie man
die Heirat 'hinstellt Da hat der Herr Landes­
hauptmannst'eUvertrder Popp voHkommen
recht, daß er sich diesen ,f aB notiert. (Landes­
hauptmannstellvertreter Popp: Sie kommen in
die zweite Ausgabe!) Ifreut mich ungeheuer.

Ich möchte noch einig'es, bevO'f lich di'e Aus­
führungen zu diesem Kapitel schli'eße, he­
merken. Es wupde in dem Hause, im Z'usam­
menhal1'g mit der ganzen ßoudigetdebattle,
eig,entlich immer nur 'von zwei Kompl,exen
gesprochen: der ei'ne Komplex lautet limmer
"Krieg", und der andere "Die Vopherrsohaft
der Landesregierun'g". Wenn man di!e l,angen
Reden, di,e wir :heute über uns ergehen lassen
mußt.en,analysi'ed, sü beschäHigen si'e sich :im
,großen 'und g,anz:en mit ,diesen z:wei Oi!t1lgen.
Ich möchte nur feststellen, daß im vofi.g'en
Jahr noch ei'n dritter Komplex dabei ,war, das
war dile Arbeitslosigkeit. Nun g,eht es mit
dieser A,rheitslo'S,iglkeit nimmer ganz. Es hat
sich gemde, weil ehen die verschi,edenen Ö'Ment­
Ikhen Körperschaften in :finanz,ieller Hinsicht
ihre PfHoht erfüllt 'ha!ben, manches geändert,
Iwas den Prophezeiungen des Li'l1'kSiblooks
nimmermehr entspricht. Und wir sind glück­
lich 'undf,wh - wir ironisieren ni,cht, weil
uns diese A'ngdegenheit 'vie,l Z!ll ernst ist . ,
daß wirfeststenen können, daß sich im Laufe
des Ja1hres 1951 auch ,in Nieder'österreichfast
der Zlustand einer Voll,bes'chäfügung entwlicke1t
hat. Daß zu dieser iEntwiokl'ung ,auch der V,or­
anschlag des Jahres 1951 wesentlich beige­
tmgen ha,t, HOiher Landtag, das steht ohne
Zwei,fel fest. Und wenn im V'Üiri:gen Jahr der
Herr Lanides'rat Genner - IbHte, so zu lesen
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Beifall bei der Volkspartei und bei den So­
zialisten.)

2.PHÄ'SI!D!ENT: Zum Wort gelangt der
Herr Landesmt Genner.

il,andesrat OrEiNNER: Ho·her ·Landtag! Ich
möchte me'i'11er Freude darüber Ausdruck
geben, daß der :Herr Abg. Hi·lgarth meine
Reden so sorgfälüg hest. (Landeshauptrnann­
stellvertreter Popp: Künftighin wird das Ma­
!Uzetoplzon einp,eführt, dann rnufJt du einen
ganzen Tag deiner Rede zuhören!) Aber es
wäre vi:eHeich t hesser gewesen, wenn er am
Vormiittag be'i mei'nerRecLe zum jetzigen
Budget z:u:g'ehört Ihätte, weil ich da zu Beginn
meiner Rede -- vieUeicht w,a,r er nicht an­
wesend, ich will dias deshalb noch einmal
wiederholen - festgestellt habe, daß i'n der
Zeit ,vom 1. his 15. Dezember nac'h amtlichen
Zahlen die Zahl der Arbeitslosen ·um 41 Pro­
z'ent 'und di,e Z,ahl der männlichen Arheit's­
losen um 61 Prozent gestiegen ist. Ich habe
diese Zahlen genau ,angeführt und dar:auf hin­
gewiesen, daß es entscheidend ist, ob die Ar­
beitslosigkeit im Sinken oder im Ansteigen
begriHen ist. Ich halbe auch 'fest'gest<elU, daß
das vor aMem dar,auf zurückzuführen ist, daß
eine Rei'he 'von Bauten eingestellt worden ist.
Es wäre also gescheiterg1ewesen, wenn er,an­
st.aH das vom vori!gen Jahr zu lesen, heuer
besser auf'g.ep:aßt hätte.

Ich möchte auchwtr 'frage der L,andesregie­
rung - es 'fällt mir nkhtein, gegen den Ab­
geordneten Hilgarth zu po'lemisieren - nur
eines sagen: Ich habe schon 'Vormittag betont,
daß das Budget in der Landesregierung nicht
beraten und nic'ht diskutiert worden ist, son­
dern daß nur von den :führungen der heiden
anderen Parteien in der Landesrcigiepung be­
schlossen !wurde, daß es ,im Landtag 'einge­
bracht wird. Die Verhaulichkeit der Sitzungen
der Landesregierung hindert mich damn, zu
wiederholen, wasieh dmt gesagt habe und
w,as 'darauf :geantwortet o'der nicht geantwortet
worden ist.

Der Herr Arbg. Hilgarth hat ges.agt, es
!J1Tacht 'gar 'nichts, wenn Ermächtig'ungen ge­
geben 'werden, 'wenn nur gut gear<beitet wird.
Ich glaube schon, daß ihm ·das nichts macht.
Es ist heute zu Beginn der IBudgetdehaHe ge­
rühmt worden, mit welcher Sorgf'alt die
Budgdvorlageferhggestellt wurde und wieviel
Mühe dazu verwendet worden i'st. Das ist
sicher der fall,aher mit ganz bcsO'flJderer
Sorg,falt sind die 'verschieden<>n Ermächtigun­
gen und VoHmac'hten aus:gearbeüet worden.
Das muß man s,ehr ,genau lesen, um zu sehen,
wie 'unter ,dem Schein einer "Not!wendrig'weit",
der Knappheit von Geld 'usw., 'also ullt'er einer
scheinibaren Sac'hlic1hkeit ein 'System auf'gebaut

auf Seite 48 des Stenogmp1hischen Protokolls
gesagt hat, das war ein IB'udgd nicht fried­
lichen A'ufbaues, es war ein !ßudget der wirt­
schaftlichen Kri<egsvorbereitung'en der Ameri­
k,aner in Niederösterreich, Hoher Landtag,
dann k.ann ich nur sagen: Wir haben mit den
Geldern, die der Landtag ,im Jahre 1951 der
Landesregierung z'ur VerifiÜgung ges,tdlt ,hat,
k'eine Rüstungskombinate gebaut, kein Kon­
zentrationslag'er lerrichtet, keine Staatspohzei
bewaffnet. Wir haben auch 'verschiedene an­
dere Dinge, die Z'U ei'ner Kriegsv011bereit'ung
za1üen könnten, nicht ,durchgiCf'Ührt, so'ndern
im :Gegentei'l: Mit ,diesen Geldern wurden
unsere Str'aßen renoviert,unsere iBrückenaus­
gebessert, wurden 'Schulen 'neu errichtet, wur­
den Wohnhäusergeha'ut. Wir sind darange­
gang,en, ullsein eigenes IElektrizitätswerk zu
schaffen. Es wurde auch die Landwir.tsohaH
gefördert, um den IErtrag zu stdgemund uns
ernähru11lgsmäß:ig vom A'usland unabhängig
iu machen. Mit einem Wort, mit dies·em Geld
wUl1d,en d'ie Werke des flli'edens ,geschafifcn.
(Beifall bei der Volkspartei.) Wenn Sie heute
hundertmal sagen, die Landesreg'iH'ul1'g ist
durch ihre Ermäohtigung in ,der Lage, zu wirt­
schaften wie sie will, wenn sie gut w:irtschaHet
und ,in dem Sinne wirtschaftet, daß 'wir eine
friedliche Entwickl1u'11g erwarten können, dann
sind wir mit der Ermächtigung, die der Land­
tag mit seiner MehrheHaus freiem Willen der
Landesreg,ierunggleg~ben hat, vollkommen zu­
frieden. (Erl1i'lIter Beifall bei der Volksparrei.)
\X!irhaben keinen Anlaß, in irgendeiner Weise
daran Anst,and zu nehmen. Das gilt auch für
die Ausgaben, die für das Kapitel () vorge­
sehen slind.

Wenn ich 'hier noch ein weiteres Wort des
Herrn Landesrates Oenner 'aus den vorjähri­
g'en Ver:handlungen .herausgreif<en dat-.f, so hat
er auch- - siehe Seite 48 des Stenographischen
Protokolls - gesagt: Oes,terreich ist eine
Brücke nach dem Osten. IEr hat ·dann, wie aus
dem folgenden Teil des Stenographischen Pro­
tokolls ersichtlich ist, im Zusammenhang da­
mit zum besten geben wollen, daß dieser
Brücke die Bedeutung eines Brückenkopfes
gegen den Osten zukommt. Ben Landesrat
Genner, wir sind über Brücken anderer An­
s!icht. Wir si1l'dfroih, daß Oesterreich eine
solche Brücke dm"stellt und daß namentlich
Niederösterreich der Kern dieser Brücke ist;
denn Brücken trennen nicht, nur die Brücken­
köpfe sind das IGe,fährliche an einer Brücke.
Brücken verbinden die Län1der, und wir werden
froh sein, wenn der Landtag für Nieder'Öster­
reich durch eine geordnete Ve'rwaltung und
durch ein gutes Beamtentum diese Verbindung
auch nach dem Osten siClhert. (Allgemeiner
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und gefesNgt wird, das der Landesregierung
und besonders dem Finanzreferenten diese be­
sonderen Vollmachten gibt, nämlich die Er­
mächtigung, das IBudget vollkommen U'IUZU­

stoßen. D:aI~3'uf kommt ,es an und damit haben
wir ja die sühl,echten Erfa'luungen gemacht.
Nun 'SoH der Landesregierung- 'für die gene­
relle Kürzung der Saehausgaben n-icht nur die
El1l11ächhgung erteiH, sondern -auoh eine Ver­
pflichtung auferlegt we'rden. Das ist eine be·
sondere ,Raffiniertheit. Es kommt darauf an,
was dahinter steckt. Dahinter steckt der Plan
und die Absicht, das mttoritäre System in der
Landesverwaltung zu fesügen und zu stärken.
Das ist eine sehr ernste politische Angrelegen­
heit oder um es mit den Worten des Herrn
Präsidenten Wondrak bei einer anderen An­
gelegenheit zu sagen, eine Sache, die eine
ernste politische Entwicklung hervorrufen
kann.

Am Lande draußen haben wir ebenf,alls Ei,n­
riohtungen, die autoritär gieführtwerden 'Und
die beweisen, daß die Losung des Tageslücht
sein kann: Ve-pschärfung des autoritären Kur­
ses, sondel'l1 daß sie sein muß: Ausbau der
Demohatie' Das sind die Bezi-rkshauptmann­
schaften! Esi,st in diesem Landtag schon sehr
viel über -die iDemokratisiemng der Bezirksv'er­
walt'l1l1gsbehörden gesprochen worden ;es hat
eine Reihe von soziahstischen Abgeordneten
gegeben, die diese Demokratisierung gefordert
haben. Dann sind -aber die Ahgeordneten der
OeVP aufgestanden, die manches Wenn und
Aber einzuwenden wußten, w61 s'ie offenbar
der Meinung si'nrd, daß wir olhnehiin schon
genug Demokratie oder gar zuviel Demo­
kratie haben. In diesem Landtage sÜldauch
einige Anträge besehlossen wO'rden, in denen
die Landesregierung aufgefordert 'wurde, be,j
der B'l1ndlesrregierung Schritte zu unternehmen,
um ,gesehgeberisohe Maßnahmen zur Demo­
krahsier'l1ng der Bezirks'verwaltungen durch­
Z'Usetzen. Von diesen Anträgen hat man aher
dann nichts mehr gehört; sie teilen das Schick­
sal so vieleranderrer Anträge. Die Landes­
regierung hat es nicht einmal der Mühe wert
gefunden, darauf zu antwo'rten. Da erg!ibt sich
cl-je fmge, warum der Landtag sein Recht
nicht besser verteidi,gt, w-arum es dem Landtag
ganz Wurst 'ist, daß hier einstimmige Anträge
beschlossen und Beschlüsse gefaßt werden, 'di-e
aber dann nicht durchgeführt werden. Ja, man
gibt Mt nicht einmal eine Antwort, und wenn
schon eine Antlwort erfolgt, dann entspricht sie
nicht den Forderungen des ißescMusses oder
des Antrages, si,e wird aber denrloch vom
Landtag zur Kenntnis genommen. Dafür gi:bt
es keine ander'e Bezeichnung, als d~ß das 6n
gan~ unwürdiges Sptiel i-st. Man kann daher

nur zu der Feststelhll1g kommen, daß es di,c
Abgeor,dneten mit solchen Anträgen überhaupt
nioht ernst meinen, denn sonst wäre es ganz
unrmÖ'glich, daß sie in dieser Weise behandelt
werden.

Die Bezi,rksh:auptmannsohafteli habe,n, wi'e
wir wissen, Au,fgaben Z!LI erfüHen und Funktiü­
IWll auszuüben,die direktciie Interessen d",r
Bevölkerung berühren. Die IBezid{shauptmann­
schaH ist zum Beispi-el die Geweribeb:ehör,dc
erster Instanz und tlrifft bei der Verg,ebung
von Konzessionen meistens sokhe Entschei­
dungen, die wo!hl -dem Gut,achten,derGewerbe­
kammer entsrpr:echen, nicht aber den ,Interessen
der Bevölkerung. Dazu haben natürlich die
BezirkshauptmannschaHen einen ganz strikter.
Befehl vom Herrn KargI, wie ja die rBezi'I1ks­
hauptmannschaften überhaupt nichts anderes
,sind als die ausführenden Or~ane der Lan­
desregierung 'lll1d ,der ohersten Lanclesvel'wal­
tung.

rOie Bez:i'rkshauptmannschaften haben auch
eine bedeutende Aufg,abe heider Vengebung
der Fürsorgerenten zu erEünen, 'für die zwar
allgemeine Richtlinien festgesetzt sind, deren
Höhe jedoch in jedem einzelnen Falle von ,der
Bezirkshauptmannschaft !festgesetzt wird. W:i'r
haben hier 'viele traurige iBeisp,iele und iErlerb­
nisse zu verzeichnen. W:ir wissen, daß eine
solche Rente verweigert wri'rd, wenn es irgend­
wo einen Verowandten g,iM, der in der 'Lage
edel' veppflichtet wäre, den Fürsorgerentner zu
unterstützen, .,glleichgÜ'Itig ob er seIhst ei<ne
große Familie hat oder nicht.

Die Bezirkshauptmannsehaften Ihaben auch
die Möglierhk'eit, auf das Schulwesenunrd die
Gemeindevertretungen, vor aUem auf die Bür­
germeister, welche z'u den Amtstagen !g'erufen
werden, einenausgespfüchen diktator-ischen
Ei nf]ußausIZUlüben. Die rßezinkshauptmann­
schaften 'haben ,~uch die Möglichkreit, Vel'wal­
tungsstrafen z-u 'verhängen. WÜ' wissen, daß
in der Zeit des Ablieferungszwanges - es gibt
jetzt schon wieder s,ehr ,einschneidende kriegs­
wirtschaftliche Maß'nahmen, die auf ,dem
Lande draußen deuHic:her 'sichtbar werden als
in der Stadt- gerade die Kleineren sehr
empfindlich hestmH 'Wopden sind, während die
Großen 'geschont wurden, was wieder den In­
stpuktionen von oben entspr:aerh.

Die Bezirkshauptleute sind in ihJ"lem BeziTk
auch die Chefs deT rExekuÜve. rOie Vollmachtell,
die sie in irhPer H3II1d Ivereinigen, srirnd 'sehe'
groß und weJ"lden :kleineswegs immer im I,nter­
esse der Bevölkerung, sondem sehr häufi.g
gegen s'ie -angewendd. Gewiß gibt es auch
B'ezükshauptleute und Beamte 111 den ißezi'rks­
ha'uptmannscrhaften, die den Kontakt mit der
Bevölkerung suchen und auch die Absieh t
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haben, in bestimmt1en Fälle-n rasche Maß­
nahmen z'ur Hilfe der !B,evöl1k'erung durchzu­
führen. Bei sokhen Versuchen stoß'en sie aber
in der Landesverwaltung i'l11merauf ein dich­
tes hürolkraUsohes Gestrüpp, ~.1'nd es werden
ihnen eher Schwi1erigkeHen beoreitet, als daß
ihnengehoHen wird. Zu mir 'ist einmal ein
Bez'irksh'auptmann, der ein Funktionä'r der
OeiVP ist, g,ekommen und Ihatgesagt, er
komme in einer hestimmten Sache durch diesen
ganzen ißüroikratismus nicht du,rch, und ich
mögeilhm helfen. Das ist mir selbstlvlerständ­
lich ,auch ge}ungen, wie es uns überhaupt ge­
lingt, manches zu ver,hi ndef<11. Nun, der Herr
Präsident Wond,ralk Ihat heute -in einer etwas
anderen Art über die iBezü'kshauptmannschaf­
toen 'gesprochen, als das in früherer Zeit VOll

sozialisNschen Abgeo'rdnet'en üblioh war. Er
hat nämlich eriklärt, daß die Bezirkshaupt­
mannsohaften heute - das ist ein s'ehr s,ohönes
Wort, das ,er ges,agt hat - ein volksverbundc­
ne:; ißi'ndeghecl zwischen der Bevölkerung lund
der Landesvepwaltung sinduncl daß es dort
keinen Bürofk'ratismus mehr gibt.

Die Wahl1heit ist, daß sehr viel~ Bezirks­
haupt'J.eute ihre Aufgaibe überhaupt nur darin
~ehen, die Bef'ehle von oben Z'll befolgen und
zu erkennen, was man von oben wünscht, und
daß es auoh iBezü1kshaupt.leute gibt, die sich
als nichts ,anderes ,als Funktionäre dN Volks­
parkifüMen :und darnach handeln. Wir sehen
ja auch, daß gerade bei den Bezil1kshaupt­
mannsdhaften die Te1l'dt:nz besteht, sie immer
mehr von aUen demokratischen Beamten zu
säubern. Do!rt kann man demokratische Be­
ömt,eam wenigsten brauchen. Immer mehr
werden diese Bezinkshauptmannschaften Z'U

ei,nem ganz bestimmten Zweck zu Naohrichten­
wntral'en, wie es in offenen oder geheimen Er­
lässen ang'eürdnet wird, _ausgebaut. Es gibt in
jeder Bezill1kshauptmaiHl1'Schaft e.inen so,genann­
ten verläßlichen Beamten, der dazu angehal·ten
ist, in bestimmten Fällen sofort eine Nach­
richt an das Präsidium der Lilndesverwilltung
ergehen zu l,ass'en.

Aher auch der Fall SykoTa beweist, 'wüw
Beziriksha1uptmannsdlaften von oben her ver­
wendet werden. Es ,ist sohon davon gesprochen
worden, daß :Dr. Syikora selbst gesagt hat, daß
er nur Wünsche der Landesregierung aus,ge­
führt hat und daß man ihn dann fallenge­
lassen hat. IEs ist auch scho'n darauf hinge­
wiesen worden, daß ein IBeamter, von dem
irgendwelche Leute, die wahrschC'inlioh Butter
aUlf dem Kopf Ihalben, angenommen haben, daß
er an der A'Ulfdeckungder Sache teiolgenommen
hat, nun schon seit vielen Monaten in einer
Verwendung steht, die seiner fachlichen Quali­
tät keineswegs entspricht. Die Hintermä'nner

des Dr. SykO<1-a sitzen nooh i·n ihren hohen
A,emtel'I1, Dr. Syküra selbst hM eine s{'lhr milde
St'rafe erhalten, aber der Mann, von dem ma'lI
annimmt, daß er vielleicht an der AufdeCikung
beteil-i.gt war, der ist gest'raft worden. Das ist
die Art, wie sie in 'viel,en Fällen und auf vielen
VerwaltUiugsgebieten des Landes üblich ist,
diese heimtückische Art,immcr wi,eder ger-ade
die .demokratischen Beamte'll herauszusuchen,
insbesondere bei den Bezirikshauptmannschaf­
ten, wo man demoikratisohe IBeamte am wenig­
sten brauchen kann. WahrscheinHoh deswegen,
damH s,ie nicht hören und sehen, was dort vor­
geht. (Heiterkeit bei der OeVP.) <Es ist sehr
charakteristisch, daß der Herr Land~sratMüll­
neraus seinelr ",Fairneßl'eserve" herausgegan­
genist, weil er einer der 'Hauptschuldige'll an
,der Personalpol<itik der Volkspartei ,ist.

Nach den Ausführungen des Herrn Präsi­
'denten Wondrak scheint es, daß die SÜ'zialisti­
sche Parteli damit ei'11Iverstanden ist, daß die
Demoikratisierung der lß,ezj'rksverwaHung auf
den Sankt4Nimmerleins-Tag versc:hoben wird.
Autoritärer Kurs oben, autoritärer Kurs in den
Bezirken! So wird es allerdings ,nioht gehen.
Es gibt aber Z'll den Aus,führungen ·des Herrn
PräsidenknWondrakeine sehr hübsc'he lllu­
stration; sie stammt 'von sei,nem Kollegien, dem
Herrn ,or. Steing,ötter. Der HeH Or. Stein­
götter 'Übt als Bür'g'enmeister von St. P'ölten
auch die Funlktionen eines ißezirkshauptman­
files ,aus. Er hat nun -auf einem Amtsp,apier
des Magist'rats der Stadt St. PöHen als Bür­
germeister, und in diesem Fall als Bezirks­
hauptmann,einen etwas iwunderlichen Brief an
den ißezirksfrie'densrat vo,nSt. Pölt'cn g,eschrie­
ben, in dem es heißt (liest):

"Die lß,ezil1ks.organisaHon der Sozialis,tischcn
Partei St. Pöltenun<d di<e Sozialistische Frak­
tion des Gemeinderates der Stadt St. Pölten
erheben gegen das Ansuchen des F ried<ensrates
von St. Pölten, einen Weiihnachtsbau:rn auf
dem Ratihauspl'atz von St Pölten in der Zeit
vom 18. Dezember 1950 bis 2 Jänner 1951
aufzusteHen, Einspruch.

Dieser Einspmch wüd damit begründet, daß
die Friooensräte von der Sozialistischen Partei
in Oesterrekh nicht anerkannt werden und
ihre Friedenspropagandia abgelehnt wi'rd, weil
hinter dieser B,ewegung Idie Kommunistische
Partei iin Oesterreich steht.

Die SoziaHstisch<e Partei ist nach wie vor
eine Gegnerin j'edes Krieges 'und weiß, daß
kein Staat lin Europ,a die Erhaltung des Frie­
dem;, der allein ihm seine Existenz veI1bürgt,
so wünscht und fordert wie Oesterreich.

Wir erhliciken in den aufgerüsteten Armeen
unserer Grenznaohbarn ei~ne Gefährdung di'eses
Friedens und gl,a'uhen daher nicht an die Frie·
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densbeteuerungen jener Farteien,diean dem
Warschauer friedenskülngr,eß bet1eiligtwaren.

Auf Grund dlieser Stellungnahme der Sozia­
listischen Partei in SI. Pölten wird daher das
Ansuchen des ,Beztiriksfriedensraks vom 6. De­
zember d. ]. nicht bewiHi,gt.

gez. Or. Steing:ötter"
(Landesrat Müllner: Sie fIlac!7°n ja dirrkt

ProfJa,!':anda für Herrn Dr. Stein!',ötter.')
Ich möchte nioht auf den merkwürdigen ]n­

haH 'eingehen, darauf ;kommt es nic'ht an; ,der
Bescheid ist aber ungesetzlich, denn er k'önnte
sich nur auf ein Gesetz oder eine gesetzlliche
Bestimil1lung berufen, nicht aber auf {he Mei­
nung der Sozialistischen Partei in SI. PöHen.
Das i3t Iganz klar.

Es gibt auch noch sehr viele andere solcher
Beisp,iele. Wenn Sie wollen, kann :ich noch
5('l1r v'iele zitiellen. -E,ine ganz,e Menge vo'n Er­
lässen gibt davon Zeugnis. Sie beweisen, wozu
c:ie Bezirksha'll'ptmannschaften eigentlich ver­
\V~ndet und mißbraucht werden, nämliich Zll
<HIsgesprochen parteipolitischen Zwecken
ad'er für Zwecke einer bestimmten Gruppe.
Das haben wir auch bei der frage der so­
genannt1en Preisregelung erlebt. Man soHte
meinen, daß es hier nu:- eine Mögl,ichkeit glibt,
nämlich die geltenden gesetzlichen Bcsh'll­
mungen einzuihalten und dafür Zlll song,en, daß
s,ie auch von den Bez'inkshauptmannschaHen
eingeha'Hen Iwenden, und daß nur solche Ver­
fügungen und Anordnul1'gen von oben, von der
LandesverwaItung, -gegeben werden.

Ich halbe hier einige B(:Iweise, die zeigen, daß
gerade Idas Gegenteil der f aiI ist, aus ,denen
hervorgeht, daß durch 'Solche Er,lässe ein
ganzer Wirrwarr in der Venw.alt'ul1'g erzeugt
wnrd und der Be,amte sClhheßlich nicht mehr
weiß, was er tun s'Üli und sich schlließlieh
überhaupt 'nur darauf einsteHt, zu enkennen,
was man 'olben wi.Jl :und wi'e er es machen: kann.
damit er nicht von 'Üben eine aufs Dach kriegt.

So gibt es einen Erl,aß vom 17. juli 1951,
betreffend Ueberschreitungen des höchstzu­
l~ssigen Preises für Schlachtlvieh, -darin heißt
es unter anderem (liest):

"Ueber Erlaß des BUl1'desminist'Cniums für
Inneres ergeht di,e Weisung, ,gegtl1 joed0n ViIeh­
händler unnachslichtlich einzuschreiten, wenn
er beim Verkauf von Vieh die mit Kund­
machung 'VOiIlJ 7. NovClIlJlber 1950", Zahl sound·
so viel -ich ;bin koHegial ,und wi,ll mir 'er­
sparen, di,e Zahl zu verlesen, im Oegensatz2)u
(lern unko\ilegialen Verhalten 'So mancher, ülher
das man redenkiönnte --, "dekroeflierten Preise
für Vi'c<h übe'rschreitet, wobei zuberüclksichtii­
gen ist"uS'w. Dann heißt es weiter (liest):

"Sollte die \Xfahrnelhmung -gemaoht werden,
daß Viehlhändler das auf den Markt aufge-

triebene Schlacht'vieh ,deshalb wieder abtrans­
port,ieren, weil sie ,keinen höheren als den ge­
sdzlic'h zulässilgenHiÖohstp'reis mit ,dem zu
tolerierenden Aufbringungszuschlag erzielen,
so ist gegen diese 'W'eg'cn Verkaufsverweigerung
gemäß § 482 StG die Anzeige bei der ZUist'än­
c1ii,gen Staatsanwaltschaft bZ1w. bei den zustän­
digen Gerichten zu erstatten."

Kurz·~ Zeit später ist wieder ein Erlaß ge­
l,ommen, der auf die Verpflichtung der E,in­
haltung der Preise hingewiesen hat; das war
aol1l 2t jnli. Am 31. julnlst in ,derselben
Sache ein neuer Erlaß hinausgegangen. Das
ist alles ein Symptom der ganzm Verwaltung.
Es gibt Hunderte undiHundertesolc'herEr1äss,~.

Dieser Edaß hier trälgt einen ,anderen Titel,
hetl'cHend die Toleniemng 'VO<ll Höchstprerisen
für R.indfleisch. Darin Wil1d ein Erlaß des
],nnenministeriums allsgelegt. f:::s heißt :hier
(liest):

"Das B'undesministeri,um für Inneres ist der
Mei nu ng, da ß diespf zlieHen R i,ndHeischsorten"•
und diesen Absatlz muß man g,enießen, "uaclh
wie vor der preisbehördlichen Regelung unter­
liegen, ,aber lbiisauf weiteres für diese Rind­
Heisc:hsorten (Gustostücke) Ueberschreitungen
des Stopppreises olhne Einschränkung toleriert,
das heiißt strafrechtl ich nicht verfol1gt werden."
Das heißt, es steht in diesem Satz, daß die spe­
ziellen Rindfleischsorten der Preisrlegelung un­
terhegen, aber Ueberschreitungen toleriert wer­
den. Dann heiß,t es weiter (liest): "Das Bundes­
ministeriumfür ,Inneres ist - falls diese To­
lerierung zu ull1ger,ecMfIe.rliigt hohen Preisen
fÜlhren sollte - jedenzeit in der La.ge, seine
Weis,unl~nzu widerruf.en und Preise für Rost­
bmten, Beiried, 'Lungenbraten usw. neu f,est­
z'usetzen, die einlgeh3llten werden müßten."
Dann kommt wieder ein Erlaß vom 26. August
1951, der ,vlh,,1 kürzer is,f 'und in dem es heißt
(liest): "Es ergeht d~r Auftra!g, aHenfaUs ein­
larngende Beriohte uher Preisüberschr1eitungen
bei SchlacMv,ieh bzw. StmfamC'igen gegen
Produzenten welg,en Ueberschreit'ungen der ,in
Geltung stlehenden Stopppreise für Schlaoht­
tiere unverzüglich, sohin ohne Einleitung eines
Straf,verfaihrens Igegen die ziur Anzeig'e ge­
brachten Personen, dem Amte der niederöster­
reichischen Lalndesregierung behufs Einsicht­
nahme vorz'ulegen."

Man kann sich 'vorstellen, w,as der ariIlJe zu­
ständi'ge Beamte der ,ßlezirksihauptmannsoha.ft
dazu gesa.gt hat, wenn er eÜlen Er'laß 'nach
demand:eren hekommt, 'Wo einer dem ander,en
widerspricht, die aber alle nur den einen
Zweck verfolgen, die Pre'istreiberei zuto.Je­
rieren und vor aHem die Profite der Großvieh­
händler zu sichern. Das list nämlich Sinn und
Zweck dieser g,aIlZen Erlässe, und ma.n ver-
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steht auch, daß es Leute gibt, die gar nicht
woUen, daß die Bez-irikshauptmanl1'schaften de­
mokratisiert werden, weil man demoikrat~ischen

BezirikStvertretungensrolche Befehle nicht er­
tßiJ.en könnte, weil sich demokratisohe Bezüiks­
v:erwaltu'l1lgen dagegen wehren würden, daß
man Maßnahmen durchfühpen soll, die dea
g'esetzlichen Bestimmungen strikte widerspre­
chen. Es gibt eben für manche Leute viele
Gründe dafür, zu verhindern, daß die Bezirks­
vertretungen demokratisiert werden. Die Ar­
bei,terschaft und die ganze ~Bevölkerung sind da
ein~r ander,'n Meinung, als sie diesmal der
lierr Präsident Wondraik zum Ausrdruck ge­
bracht hat. nie Arbeiterschaft ver,l,angt 'dit,
Demokraüsierung der Bezir'ksverwaltul1lg~n,

und ,gerade di,e Tatsache, daß hier ein immer
schärferer autoritärer Kurs his zUt>1ner ge­
wissen Grenze, die eines Tages erreicht sein
wiTd, durch Herrn Landesrat Müllnereinge­
führt wird, 'wlird :dazu führen, daß die f 01'­

cerung nach der Demokratis:ierung der Be­
z-irkSivertr'etungen und d,em Ausbau der Demo­
kratie von der Al1heitersohaft und der g,anzen
Bevölikerungimmer schär.fer erhoben wenden
wird. Wir weI'den der Arheiter'sch3'ft sagen,
welches Spiel hier gespielt 'wird 'und mit wel­
chen Manö'vern man über die Tatsachen hin­
wegkommen will. 'Wir si'nd davon überzeugt,
daß der Kampf um ,d,ie Verbreiterung der De­
mokrahewm Erfolg fÜihren wird.

2. PHÄS,I:DENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Stangler.

Abg. STANOL:EiR:Ho:her Landtag' In der
Gruppe 0 sind von den kommunistischen A,b­
geondneten Stehr lange Reden gehalten worden.
Es ist vieHeicht nicht sehr angenehm, sich
diese Heden anhören zu müssen, aber die Ver­
treter der Kommunisbschen Partei sollen
durchaus nicht der Meill1!ung 3"in oder den
Eindruck gewinnen, daß "'lir auf 'ilhre :Reden
keine .Ant'wort wissen. Hier ist vor aHemaus
eier Rede des Herrn AJbgeordneten Dulbavsky
(he Angelegenheit der rBezirikshauptmannschaft
Tulln einer genaueren Betraohtung Z'U unter­
ziehen, Vorerst danf einmal festgestellt werden,
daß in der Angelegenheit des Herrn Bezirks­
hauptmannes Sy~ora ein öst'l'rreichisches Oe­
richt ein ordnungsgemäßes Verfahren einl!;e­
leitet hat, daß das Gerioht bereits ein Urteil
gesprochen hat und daß nun in zweiter In­
stanz der Proz'eß vor aBer OeHentliohkeit
durchgeführt wird. Herr La,ndesrat Genner,
ich weiß nicht, alb überall in der WeH lunab­
hängige Richter so viel Freiheiten haben wie
hei uns in Oesterreicih, wo hier vor ,aller Oef­
fentlichkeit solche Fälle behandelt werden.
(Beifall rechts.) Der Herr Ahgeordnete :Du­
'bov'sky findet ja sehr häufig Worteg'egen die
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unternehmer, gegen die I'l1'dustri'ekap:itäne und
gegen die ,f,abrik'anten. Er hat sicihaber heute
selbst unter die Fahrikanten 'eingereiht, näm­
lich unt'er die Lügenfabrikanten, und ichw:erde
ihm das genau n:achweisen, daß er eine Reihe
vo,n Unwahrheiten heute hier ,im HauSte aus­
gesprochen hat. Er hat darauf hingelwiesen,
daß der Herr LandesamtsdiJ'lektor von Nieder­
österreioh ,eine Untersuchun1g der zuständigen
Behörde, und ,z'war eine HausdurchsuClhungin
der Bezirkshauptmanllschaft TuHn, v'erboten
oder 'unmö,ghc'h gemacht habe. Ich darf dazll!
folgendes erklären: Diese Hausdurchsuchung
sollte von einer nichtzuständigen Behörde ,auf
niederösterreiohischem Boden durchge'führt
werden, und dage.gen hat sich die 'Landesamts­
direkt.ion gewehrt, noch dazu wenn einzelne
Organe dies'er ßehörde - ich betone aus­
drücklich einzelne Org~ne dieser Behörde ­
anscheinend keine Ahnung vo,n der Amtsver­
schwie'g'enheit haben; denn 6I1izelne Organe
d~eser Behörde haben die :lwmmun:isti sche
Presse früher über di'e Vorfälle ,in defi Bezirks­
hauptmannschaft TuHn informiert, als ,di'e Po­
lizeidirekt:ion Wien die niederösterreichisch{'
Lal1'desreg'ierung verst,ändigt hat. (Ab~'. Du­
bovsky: Aber Stan,f!:ler, wir haben doch schon
im Landta,f!: darüber p:esprochm!) Daß di{'
LandesamtsdirektioI1 'hi'er auc:h die niedepöster­
rekhischen 'Rechte gewahrt Ihat, kann nur
unsere Zustimmung finden. Häft:endieGepichte
dieSle Untersuchung im Wege de'r Sicherheits­
direktion 'gefordert, hätten sie selbstverständ­
lich, wie 'inaUm anderen FäHen, a1uch hier
unsere Zushmmung und die Zustimmung des
zuständigen Amtes gefunden. Der Pmzeß,
Herr Aib!geol'dineter Du:hewsky, 'wirdi'naller
Oeffentl>ichkeit geführt, und 'Sie haben weiter­
hin die MÖ'g,J.johkeit, diese Prozeßalkten ZIU ver­
folgen. Sie sind ja, Gott sei 'Dank!, Abgeord­
neter in Oesterreich, da können Sie sich das
noch leisten! Ob es 'Ihnen ,in einem anderen
Staat auch so ergehen wÜ'I'de, istei:ne andere
Frage, denn da müß'ten 'Sie ,wahrsoheinlich
bereits vor der nächsten Liquidierung zittepl1.
(Abg. Dubovsky: Die vertuschm wollen, die
würdm zur Verantwortung ,(J,"ezogl'f1 werden,
das ist der Unterschied!) In diesem Falle
k,önntenwir noch etwas mehr reden.

Wir können bei dem 'Kapitel "Bezirkshaupt­
mann SykÜ'ra"auch noch eine ander'e ,Frage
ansohneiden, die sicherlich ,auah ,die Bevöl­
kerung !unseres Lan:dtessclhr interessi'ert! Die
OeHentliohke:it 'Wunde durch den: Herrn Bun­
deskanz,l'er und den Herrn Innenmin'ister wie­
,derho:Jt ,inflOfmiert, und es :wurde vor aller
Weltöf:fel1'Uichkeit 'festgestellt, daß Oesterreioh,
nämlich ,dem angeblikih] 'befreiten Oesterreich,
ein ,grundsät:zliohes 'Recht vonenthalten wird,



und z!war das Asylreoht jenen bedauerns­
werten Menschen gegenüher, die Haus 'und Hof
verlassen mußten, die sich über die Grenzen
ihrer Heimatlä'nder g,eHücht,et haben, trotz
Stacheldraht und Minen'~elder. Ja, Herr Lan­
diesrat Genner und Herr Abgeordneter Duhov­
sky, diese IMenschen sind aus dies,en ;mgebli­
ehen f reiheitszentr,en geflüchtet, um nioht einer
Verfolgu11Ig seitens der dortigen Behörden aus"
geliefert zu sein. (Landesrat Genner: Solch!'
Hetzerei"n schaden den Interessen des Landes,
lind diese Hetzereien lenken vom Budg'et ab.­
Zahlreiche Zwischenrufe der Abr.;eordneten Du­
bovsky und Genner und des Landesrates Müllner,
die im Lärm untergehen. - 2. Präsident r.;ibt
wia/erholt das Glockenzeichen.) Herr ,Landes­
rat Oenner, :ioh darf wohl ,feststellen, vom
Budget hahen Sie nicht viel gesproohen! Sie
sind seh'r ner'vös geworden, weil Iich den Finger
auf eine sehr empfindliche SteHe gelegt habe.
Ich kann mir vorsteHen, daß den kommunisti,
sehen Vertretern dieses Kapitel nicht sehr an­
genehm ist. (Heiterkeit beim Linksblock.) Aber
nehmen Sie zur K,enntnis, daß auch in Oester­
i'eich einmal wieder ordnungsgemäße Z'ustände
herrschen 'werden. (Abg'. Dubovsky.· Sehr ric/l­
tif.':.') Dann werden Menschen, die wegen' ihrer
poliNschen Gesinnung ins Ausland! flüchten
müssen, 'auch Ihier ihr Asylrecht bekommen
und nicht unter mißbräuchlicher iH~ranz'iethung
österreichischer Gel1'darmerieorgane seIhst aus
Spitäle\1l1 'herausgeholt 'werden, um wieder in
ihre Länder zmücklgesteHt zu werden. (Zwi­
sdunrllfe.)

Ic'h darf nooh etwas richtigstelIen, 'was Sie,
Herr Abg. Dubov,sky, von der Ausreise naoh
Kanada bei der Angelegenheit der T'ullner Be­
zirikshauptmannschaft erklärt haben, Si,e haben
enklärt,daß es sich um einen Sekretär der
OeVP handelt. leh muß sdhon feststellen, das
müßten 'w'ir auch wissen, 'Ob dieser Herr Se­
kretär der OeVP war. Wenn Sie Ze:it'ungen
nicht <lesen klönnen oder I'hr Gedächtnis soweit
schwindet, dann muß ich Ihrem Gedächtnis
nachheMen. (Ständige Zwiscl7l'nrufe des Ab­
.~'!'ordl1etl'll Dubovsky.) Seien Sie nicht so ner­
vös! Ich 'weiß nlicht, warum Sie die Nerven
verlieren. (Abg. Duhovsky.· Ich l'erliere keim
Nerven.') kh muß Ihnen etwas nachhelfen und
Ihnen sagen: Es 'handelt sich bei dem Betref·
fenden um den JSekretä~' des Schauspider.s
Iiörlbiger. Das i",t richti'g: er war ein Sekretär,
aber kei'n Sekretär der OeVP! Also Lüge Nr. 1,
ciie Sie heute hier venzapH haben.

Aber ich k'annauch zu weHerenfmgen, die
Sir angeschniHm haben, st'eHung nehmen. loh
habe mir mittlerweile die Zeitungen geholt;
Sie haben ja S'O la'l1'ge gesprochen, daß ich da-
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ztU Gelegenheit ,gehabt habe. (Abg. EndI.' Das
ist auch ein Vorteil.' )

Sie haben das "Kleine Vo,lik9blatt" eÜlige
Male zitiert, unter anderem die Ausgabe vom
9. Dezember 1951, und z'w'ar mit der Beweis­
führung, daß di'e verantwortlkhenR'egi,erung,s­
parteien und vor aHem die OeVP hier eine
Politik betreiben, die auf die Zerreißung
Oesterreichs hinziele. Ich muß I'hncn ,sagen:
Wdr weisen das ganz entschieden zurück! (Ab­
geordneter Dubovsky: Das stelzt dort im !'rstl'll
Satz.' "Am amorikanischl'll Ufer der Enns".')
Ich lesel!hnen das .sqgar 'Vor. Ich werde ,es
aber genauer 'vmlesen, als Sie es getan habeIl.
(Rufe bei der O!'VP.· Er kann ja nicht lesen,
er mufJ erst lesen lernen.' - Weitere Zwischl'll­
rufe.)

2. PRÄSIDENT (das Glockenzeichen ge­
bend): I ch muß das !Haus aufmenksam macihen,
daß das ,AhschweHul1'gen vom Thema sind. Ich
möchte bitten, daß auch der 'Redner zur Sache
spricht. iDie Eenen Aibge'O'f.dneten möcMe lieh
aber sehr dringend 'ermahnen, sich aUif Zwi­
schennufe zu beschränken, ,die mit der Sache
Z'u tun haben. Bitte, Herr Abg. Stangiler!

Abg. ISTANGLtE'R (fortsetzend): Der Herr
Abg. üubovsky hatei'nen Artikel im "Kleinen
VolksblaH" zitiert: "Tränen und Perlen a11l der
Enns". Es handelt sich hier um eine Reportage
über die Neuerriohtul1'g einer Si,edlung Ga­
blomer flüchtlinge, die hier i'hre Hausindu­
strie wieder aufgebaut haben. Und in 'irÜ'l1Ii­
scher Art wiTd angefügt: "Am amerikani,schen
Ufer derösterreichis·chen: Enns". Und das
haben Sie ausgelassen, Herr Aibg. DuhoVSiky!
"Am amerikanischen Ufer der österreichischen
Enl1's liegt Neu.,Gaib!onz als Beispiel für die
aus den fugen geratene Geographie unserer
Zeit." Das klingt ganz anders, als Sie es zi·
hert hahen. Lügie Nr. 2! (Abr.;. Endl: Er muff
alll's verdrehen.' - Abg. Dubovsky: Gibt es
ein!' amerikanische Enns oder nicht? - Abge­
ordneter Endl.· Nein.' Abg. Dubovsky.·
Sehm Sie, Herr Abg. Stangll'r, von Ihrer Seite
haben Sie es g'ehört, da~ gmügt.' - Landesrat
Müllner.· Stellen Si!" das ab, Herr Präsident.'
Er kann doch nicht immer dreinreden.' ~ Ab­
,f.(eordneter Dubovsky.· Er darf auch nicht ah­
schweifen, Herr Landesrat.' Schauen Sie, in
d!'r Geschäftsordnun.f!. waren Sie nie stark,
Herr Landesraf.' - Laflidesrat Müllner.· ]!'tzt
madzt er sich auch noch läcludich!)

Herr Ahg. Dubovsky, Sie beweisen durch
Ihpe AusfiÜhml1'gen 'höchstens, daß S'ie an deT
Würde dieses Hauses keinerlei Interesse hahen.
Sie ;beweisen damit neuerlich I:hre völlig un·
demokratische ,Ha'ltung und 'Einstellung. (Bei­
fall bei den Parteigenossen. Abg. Dubovsky:
Das war kein starker Beifall.')
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Die Lüge Nr. 3 ist die ZitiefiUng des Arti­
kels "Zwischen ·den Mühlsteinen", mit ,der Sie
der österreichischcn Regierung vorwerfen wo,ll­
teu, daß si,e für 'einen separaten friledensver­
trag eintritt. (Abg. Duhovsky: Nein! Das
lmrm Feststellungm!) Dad ich Ihnen sagen,
daß hier in diesem Artikel etwas ganz -anderes
steht? (Ab.r;. Dubovsky: Das war eine Gruber­
Rede. Sie müssm aufpassen!) loh wollte Hiur
darauf hinweisen, daß hier im vorletzten Ab­
satz steht (liest): "Aus dem g'l'eichen >Grunde
aber wird ,der Abschluß des ,österreiohischen
Staatsvertrages, wenn 'er einmal zustande
kommt, den weltge1schichtlichen Sinn einer
Wiederbegegnung des Ostens und des Westens
hahen, di,e von der ganzen Menschheit erhofft
wird und an dieauchl wir immer noch .glaubcn
wo,Hen." Das istdc'l' Sinn dieses Artikels, aber
nicht so, wie Sie es dargestellt haben. (Abge­
ordneler Dubovsky: Das haben Sie wieder
nicht verstanden!)

!Sie 'haben hier auch den Herrn Außenmin,i­
ster Gmber ziNert. (Abg. Dubovsky: Ja!) Ich
habe mir erlaubt, bei den zuständilgen SteHcn
Rückfrage zu halten und hin enmächtigt, dem
Hohen Haus fo'lgendes mitzuteilen: Der Herr
Bundesminister für die Aus'wärtigen Angele­
genheiten hat titl Amerika und 'aluch in 'Europa
sowie in Oest'erreioh wiedeflholt betont, daß
sich Oesterreich ;kÜ'nftig,hin wirksamerer Me­
thoden bedienen 'wiord, um den Staatsvertrag
zn erhalten. Er 'hat abter ausdrüokhch !erklärt,
daß damit keine Gewa:ltpolitikgemeint ist. Die
österreichische Regierung hat neuefldings die
Ini,tiative für die Erlangung. des 6taatsver­
(r,ages ,ergrif'fen, wobei nun alle Großmächte
Gelt~genheit haben werden, ihre Steltlungnahnne
zu den östermichilschen Wünschen, ja zu den
österreidhisohen Rechten ZIU zeigen. .(Abge­
ordlU'ter EndL Das ist wesentlich.') Di'e West­
mächte haben bis jetzt sC1hon ,ihr positi,ves In­
teresse kundgetan, diese Venhandloungen .wieder
aufz ulllClhmen.

Punkt 4 Ihrer f'al,schen Erkläru'll!gen: Der
Herr Außenminister Gruher habe im Jahre
1948 !vor dem österreichischen ParIament
(Abg. Dubovsky: Nein, vor dem Hauptalls­
schur'), vor dem Hauptausschuß des österrei­
chisahenPariaments -ich !bel'ichtige mich
selbst, Herr Abg. Dubovsky-- eine St'eHung­
na,hme de'l' Hüchkommissare der Westmäohte
zitiert, worin ausg,ef'ülhrt wurde, daß eine Aen­
derung der Maohtposition eintreten müsse, um
mit der Sowjetr~gierung ,erfolgr,eiche Verhand­
lungen auflnehmen zu wönnen. Da.s ,ist ei'ne
Zitierun'g einer Mein!ungsäußerung der Ver­
treter der Westmächte, nicht ,aber ei:ne Mei­
nungsäußerung des Herrn Außenminlisters, und
der Herr Bundesminister für die Aus:wärt!igen

Angelegenheiten hat sich damals beru'fen g'B­
fühlt, das dem Hauptausschuß des National­
rates mitzuteilen, wie er auch dem Hauptans­
sClhußdes Nationalrates Ülberalle andei"'c!11
Entwicklungen auf außenpolitischem Gebiet
bel1'achrichti'gt.

Das ist die Wahrheit, und so liegt die Sache.
Herr Ahg. rDubovslky, ISi'e werden heute kaum
me:hr Gelegen'heit habcn, diese Fragen noch
ei,n'illal 'v'erdreh t darstellen zu können. (Ab.r;e­
ordneler Dllbovsky: Nein, nein, das ist schon
richtig zitiert.')

Ich ,könnte !beidiesem Kapitel auch noch auf
die Ausführungen des Herrn Landesrates Gen­
Her bez,ügJoich Demohatisierung ,der Bezirks­
hauptmannscihaften eingehen. leh wel'de ver­
suohen, mich ihier mögliohst :kiurz zu fassen.
Ich zitiere hier den Schöpfer der Bundesver­
fassung 1920, sicherllkh einen Krol1lZeugen für
demokratische De11ik'ungsart, dessen demokrati­
sche Gesinnung - es handelt sich um Pro­
fessor Hr. H.ans iKdsen -sioherlich nicht an­
gez1weif'elt wer,dien k,ann. Er hat in ei'ne11l
Buch Vom Wesen 'und Wert der Demokra­
tie" sehr breit ausgeführt, wie weit die Demo­
kratisierungin 'einem Staatswesen Plak grei­
fen soll. Er sagt do'rt an 'ci'ner ,SteHe wörtlich
(liest): ,,'Es ist nämlich keineswegs so, wie ,es
auf dem ersten iBlicik ersoheinen möchte, daß
die Demokratie der Voltlziehung ,nm die Kon­
sequenz der Demokratie der Oesdzgebung ist,
und daß dem demokraNschen Gedanken 'um so
besser gedient sei, je weiter die demo!kratische
form ,der Willensbildung auoh den Prozeß der
Vollzi'ehung" - VoUz:ie:hung, das ist hier Ver­
waltung - "ergreift."

IEr sagt weiter (liest): "Und eine radikale
Demokratisierung der durch die Dezentralisa­
tion gebildeten 'Mittel- und Unterinstallzen 'be­
deutet geradezu die Gef.ahr ,einer Aufhebung
der Demokratie ,der Oesetzg'ehun:g." So spri,cht
der Schöpfer der BundeSiverf,assUlng, nOlktor
Keolsen, über die Demolkratisierung. loh möchte
noch einmal beto'nen, daß 'wo:hlni'emand 311

der demokratischcn Gesinnung des Schöpfers
unserer ß.ul1'desverfassung zweifeln kann.

Wenn ic:h abschließend noch auf eine
Aeußerung hiN eingehe, die bei diesem Ka­
pitel vomUnrkSiblodk gemacht wurdc, 50so11
es die f1eststellung sei,n, daß der Antrag, die
Landtagsspesen und die Au~gabenfüT die Ab­
geordneten des Landtages herabzusdzen, um
eine Ersparung z,u erzielen, dOüh' etwas näher
bel,euchtet 'werden muß. Ich darf erklären,
daß eine kurze Durchr,echnung gezeigt hat)
daß die nieder,österreichische B·ev,ölkNung pro
Kopf 'und Jahr mit e'i'nem BetTag von 2.80 S
für diese oben 3tngef'ü

'
hrten Kosten Ibdastet er­

scheint. Ich bin überzeugt, daß die niederöster-
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reichiscl1e Bevölkerung di'esen BetTag nicht als
Belastung emplfi,ndet. Die ni>edei"'österreichisohe
Bevölkel'U'ng emp:findet 'ganz andere Dinge als
ßelastulngen. !Dazu gehört s,ioherlichauch
(zlIm Linksblock ,f!,ewendet) J.hre Tätigikeit!
Das niedel~österreichische Vo,lk aber hat j-a bis­
her immer die beste Antwort ·auf seine Art
gegeben (Abg. Dubovsky: In St. Pölfen und
in Traisen), denn 'Sonst würden nicht nur drei
Herren Ihrer Partei hier sitzen! !Das zeigt am
besten, wiev:iel Vertmuen Sie ,(zum Linksblock
e:ewendet) in der ,ß,evöllkerung haben! -Daher
sehen wir der Entwickl,ung ,in Zukunft rUlhig
enf'gegen. 'Das 'österreichische Volk und das
niederösterreiclhische Volk wi'rd sohon >Sorge
dafür tr,agen, daß Sie auch weiterhin eine Ibe­
deutungslO'se. kritisierende M'inder,heit !bleiben,
weil das Volk ,el1kannt hat, daß Sie nicht für
österreichische Interessen arheiten. (Beifall bei
der OeVP.)

2. P:RÄS,InEiNT: Zum 'Wort gelangt Herr
Abg. Dr. S te i n g ö t te r.

Abg-. Dr. STEINGöTTER: Hohes Haus!
Der Herr Landesrat Genner -- ich hätte fast
gesa'gt Landesrat Gennerin parti:bius 'infide­
lium - hat heute einen 'Erlaß vOln mir zitiert,
der walhrschetinüoh schon ein Jahr alt ist, und
bewiesen, daß ich '!nioh als g,ewählter Bezirks­
hauptmann leichter tue als eÜl anderer Be­
zj'rkshauptmann, der zum Beispiel zum Antra'g
des friedensrates zuerst die Meinung der Lan­
desregierung häHe ei'nlh'O'llen müssen. loh habe
diese Meinung vor einem Jahre schriftlich und
heuer wieder mündlioh kundgetan, weil diese
Bezirksfriedens'räte sowie alle d:i,ese a'ufgewge­
nen Organisationen ni,chts anderes als Tal'­
nungen der KommunisHschen Partei SÜld und
ich absolut nicht einsehe, daß man hier Dinge,
die mit Politilk nichts !zu tun halben, dazu be­
nützt - wie zum Beisp,i1el die AufsteHung
eines Weilhn,aGhtSibaumes, um die Bev'ölke­
l"Ung über die ,eigen tl iohen Ziele, die mit einer
solahen Aktion Iverbunden 'S'ind, irrezuführen.
Ich habe im St. Pö1tner Gemeinderat gesagt,
daß ich natür'li-oh als Demokrat jedem s'eine
Ueberzeugung lasse, daß icha'ber weiß, daß
die österreichische Kommunistisohe Partei, falls
sie nicht ~beHifalls, so wie das jetzt in der
TsC'hec:hos,lÜ'wakei und in Ungarn geschehen
ist, gesäubert werden will, unbedingt au:f dem
Standpunkt der Uebedühr-ung Oesterreichs in
eine volksdemokratische Republik stehen muß.
leh habe weiter in St. P'ölten gesagt~ und ich
muß es hier heute 'wieder 'tun -, daß wir '50­
zialistendiesen Standpunkt bekämpfen müssen,
weil wir ihn als den An'fang Uinser-es ei,genen
Unterganges bet-racMen, und halbe - das ist
mißverstanden 'worden - aUdh bedeutet, daß
die OeVP, die dabei mehr ZIU verliieren hat als

wir, das natürlich auch zur Kenntnis nehmen
sollte.

IierrLandesrat Genner,ioh hahe geglaubt,
Sie werden zuerst aufstehen und ,dem Land­
tage beweisen, daß sich der Herr Ahgeordnete
DulbÜ'vsky mit der ißerechnUtng, daß er pro
Stunde 1200 SchiHi'ng vel'dient, geirrt hat. Ich
weiß, daß der iHerr Abg. Dubo'vsky ein ziem­
lich Heiß,i,ger Ahgeol'dneter ist; er muß wahr­
scheinlich noch einmal beim Kollegen Stangler
in die 'Schu'le gehen, um diese Milchmädchen­
rechnung, die er aufgestellt hat, zu bereinigen.
Es ,ist ü'berflüssig, zu sagen, :daß die Tätigkeit
eines Abgeordneten nicht nur nach dem Ver­
lauf einer Sit'zull'g und ,deren Dauer bemessen
w-ird, sondern daß gewde der Herr Abg. Du­
bo,v.sky aus seiner Anwesenheit !bei den Fi­
nanz- und Verfassungsausschußsitzungen weiß,
daß wir Abgeordneten doch noch etwas mehr
zu tun hahen (Abg. Dubovsky: In fünf Stun­
den wurde das Budr!.et im Finanzausschu(J be­
handelt!), als nur eine Stunde bei einer Land­
tagssitzung anwesend zu sein.

Die Beratung des Budgets im Budgetaus­
schuß hat ,fünf Stunden gedauert. Sie sorgen
j,etzt dafür, daß dlie 'Beratung im Hohen Hause
länger dauert, und Sie I\{<önnen sich vorstellen,
daß auch sonst di'e Ab!gwrdneten sowohl
meiner Partei als auch der OeViP ei'niges zu
diesem >Budget zu sagen hätten. (Ab{;. Dubol'­
sky: Hätten? - Landeshauptmannstellvertre­
ter Popp [zu Ab,f!,'. DubovskyJ: Wenn wir im
Ausschu(J etwas saf!.'I'Il, dann schreibt Ihr es
ab, damit Ihr später etwas zu reden habt.' _..
Beifall.)

Die Demo,kratisieru'l1g der Bezinksverwal­
rungen sieht Artilkel 120 unserer B'undesver­
fassung vor, Herr Abg. üubo1vs'ky! (Zwischen­
rufe des Abg. Dubovsky.) Herr Abg. 'Dubov­
sky, ich habe Ihnen und dem Landesrat Genner
heute den 'ganz'en Tag ruhig zugehört, bitte
schön, sind Sie jetzt so :freundlich und tun Sie
bei mir dasselbe! Die iDemoknatisierung der
Bezirksverwaltung ist im Artikel 120 unserer
Bundesverfassung enth'alten, und ,ich muß hier
der OeVP sagen, daß sie 'eigentlich heute
ihrem Kanzler, der in dieser IfunlktioiJl sein
sechsjälhriges Juhiläum f'eiert und zu dieser
Demoikratisierung stets ,gestanden ist, einen
schlechten Dienst tut, wenn sie heute 'versucht,
mit 'ei'ner Aeußerung des Pmfessors Keisen zu
heweisen, daß diese IDemoikratisierung nicht
notwendig sei. SchließHch können sich auch
PwfessoreniirreiJl, oder si'e haben ihren eigenen
Standpunkt. Wir kennen den Standpunikt ·des
Professors Kelsen, wir wissen, daß 'er ein her­
vOTrag,ender Verfassungs,lehrer list, aber schließ­
lich müssen sich sei'ne AuU,assungen nicht
immer mit den unseren idenHfizieren. Auch wir
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verlangen die Oen1O!kratisierung -der Bezil"ks­
verwaltung. Wi:r sind aber mit den Vorschlä­
gen, die uns darüher zugekommen sind, nicht
einverstanden. Wir be:zeiohne:n zum Beispiel
den -letzten Gesetze:ntwurffür eine Demoikrati­
sierung der Bezir'ksverwaHung als nicht glück­
lich. Wir betonen, daß die Ausdrücke "Be­
zir'ksg,emeinde" oder gar "Bezirksgemeinde­
bürgermeister" eig-entlich niaht österreichischem
Empfinden entspreahen. Wir könnten uns vor­
stellen, daß an der Spitze der iBezirk~werwal­

tung ein schlichter Obmann steht, wobei wir
freilich absol-ut nicht glauben, daß auah noch
der Hezirkshauptmaun in seiner funktion vor­
ha'l1'densein müßte. !Denn gerade wir !Bürg-er­
meister der Statutarstädte wiss-en, daß unsere
Magistratsdirektoren vermöge ihrer Kennt­
nisse alloh die entsprechende SteUu'l1'g in der
Gemeinde Ihahen und -ihnen kein tStein aus der
KronefäHt, wenn sie nicht BeziDkshauptleute
heißen. Die Fra'ge der ,demokratisohen B'ezil1ks­
verwaltung wird also nach 'unserer Ansicht
nicht ruhen, sondern ,sie muß, weil s,ie in an­
slerer Bundesverfassung verankert ist, einer
Lö'sung zugeführt werden.

Die Budgetverhandlungen, insbesondere zu
diesem Punkt, gehen uns Gelegenheit, über Iver­
schiedene IDinge offen zu sprechen, und es
tut mir leid, daß so ,wie im vorigen Jahr a'uch
heuer gerade das Halupt der Landesregierung,
der Herr Landeshauptmaull, nicht hier ist.

Oie neun LandeshaupHeute iotl Oesterr-eich
sind eine EinricMung, die genau den Oharakter
unserer Verfassung als BundesveDfassul1lg dar­
stelH; ihre Stellung ist da'her Ivon -einer großen
Bedeutung, si-e sind sozusagen die Landesväter.
Und wenn ,auclh unser Herr iLandeshauptma'l1n
äußerlich so ziemlioh aHe Attr-ilbute eines gtÜti­
gen Landes,vaters hesitzt, darf er sich darüber
nicht täuschen, daß ein 'großer Teil seiner Lan­
deskinder mit ihm nicht izufri'edenist. Da ,gibt
es besonderrs zlwei Dinge, die immer Unmut
erzeugen: das ist seine tStellungnahme hei der
Verleihung von Staatsbürgersohaften und sein
Stalldpunlkt 'bezüglich des Wohnungs,anforde­
rungsgesetzes.

Ich gehe zu, der Herr Landeshauptmann
kann auss,einer I-la'ut nicht heraus, wie kein
Politiker; schheßhch ist das auch :kein Fehler.
Es ver:ursachen hei ihm ja manche Ver1eihun­
gen von Staatsbürgerschaften gewisse Ge­
wissenskonfli!kte. loh würde micha'll seiner
Stelle von dem hieftÜr zuständilgen Judsten,
dem Herrn LJ311desamtsdirektor, ,beraten lassen.
Er würde ihm sagen, daß der Herr Landes­
hauptmann sich dieser GewissenSikonfl.ikte ent­
ledigen könnte, wenn er hei der BUlndesregie­
rung in FO'l"m eines aJ.1enf,aUs vom Landtage
zu hesclhließenden Antrages dien üedaniken aus-

sprechen würde, daß es, seitdem wir in Gester­
reich k6n Heimatreoht mehr haben, kej'ne Lan­
desbürgerschaft mehr gibt 'und daher eigent­
lich konsequentel1weise die Verleihung der
Staatsbüf'gerschafkn zu den Auf:g'a~en des
Bundes zählen soIHe. Das wäre jedenfalls eine
Lösung, mit der wi'r einverstanden wären. Wir
wÜflden dann nicht in die unang'enehome Situa­
tion kommen, daß, man muß sagen, Ifast täg­
lich zu uns Aibgeordneten verzweifeHe Leute
kommen, die hierin Oesterreich gebor-en sind,
die arber, weil ihr Vater Ivon irgendwoher in
der Tchechoslowakei einmal eingewandert ist,
samt ihren iKindenn heute noch nicht das Hei­
matrecht besitlzen; es sind das Leute, die unter
diesen Umstänlden um ihre !Stellung, um i'hre
Rentenansprüche kommen, arme 'Leute, die ein­
fach unter der starren A'uf'fassung des Herrn
Landeshaupnmannes Iwinklich leiden.

Genau dasseIhe giH 'von den Wohnung­
suchenden. Ich halbe soholn voriges Jahr den
Herrn LandeSlhauptmann -eingeladen, einmal
so wie ein IHa'run 31 IRaschid in den Bezirken
und Städten herumzuigehen, und vom frühen
Morgen his z'um späten Abend Zeuge ,der ver­
zweifeHen Szenen zu sein, und zu sehen, wie
vielen wo-hnungslos.en Leuten man keine Woh­
nung zuweisen kann, nur deswgen, weil der
Herr Landeshauptmal1'ngl,aubt, im Interesse
der Hausher'ren, deren letztes 'Recht er ihnen,
wie er behauptet, nicht nehmen will, sich nicht
dafürentschei1den zu Mnnen, die §§ 7 und 8
des Wohnungsanforderungs'gesetzes iln Wirk­
samkeit treten zu lass'en. W:ir haben Ibereits
festgestellt, daß hei einer entsprechenden Or­
ganisat'ion ,die Bestimmungen dieser P·ara­
graphen für kleinere Gemeinden gar nicht not­
wendig sind. DasWolhnllngsanforderungs­
g,esetz versetzt den ,Bürgermeister, der sich i:n
seiner Gemeinde auskennt, in die Lage, 'auch
ohne die §§ 7 und 8 joede freiwerdende Woh­
nung anzufordern. In größerlen Städten ist das
schon ,viel schwieriger. Da müssen wir unsei"'e
Juristen anfordern I,assen. <Es kommt dann
natürlich zu entsprechenden Einsprüchen bei
der Landesregierung. Die Sache dauert dann
sehr lange, und iSch.\ießliclh wird der eigent­
liche Zweck nicht erftÜllt. Kleinere Gemeinden,
wo sich die Gemeindevertretung in dieser Be­
ziehung genau orientieren kann, sind natürlich
in der Lage, tatsächlich joede frei1werdende Woh­
nung sofort zu beset:zenund den entsprechen­
den Parteien ,zuzuweisen, 'Wohei den Haus­
herren jedenfalls ein gewisses Aus:wahlrecht
Zllsteht.

Die Not wirdaher immer größer. Die Ge­
meindenNönnenbei ihrer .an:ges:p.annten Fi­
nanzIage f,ast keinen Wohnungsbau mehr
durchführen. Auch die Genossenschaften wer-
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den es immer sahwie~iger haben, da ,aus dem
großen Topf des Bundes~Wohn- und Siedlungs­
fonds natürlich aUe mö'glichen Stellen Dar­
lehen haben wollen, ,nioht nur die Gemeinden,
nicht nur die Siedlungsgenossenschaften, nicht
nut die 'Wohnungseigentums-GenossenschaHen,
nicht nur die pri1vaten Siedler,sondern ,auch
die Wohnungsgenossensohaften der Bundes­
beamten, die Bundesbahn, die Post usw., alle
wollen aus diesem Topf Darlehen haben. N a­
türlichist dem auch ibald ein Ende gesetzt;
infolgedessen kann die Wohnbaut,äti~keit nicht
in dem Maße weitergeführt werden, wie es die
große Wohnungs,losigk'eit erfordern würde.

Wenn wir :heute das Budget ,des Landes he­
sch HeBen, müssen wir immer wieder zur Kennt­
nis nehmen -daß wi'r leider noch aus der natio­
nalsozialistischen Zeit 'gewisse Gesetz,e haben,
-ci-ie uns die AusÜtbulng unserer Tätigkeit wiJ1k­
lich erschweren. Vor allem, gIaulbe ich, müßte
es auch den Mitgliedem der Volkspartei, so­
weit sie Städte verwalten oder selbst in auto­
nomen Städten Bürgemneister sind, auf die
Daluerunmöglich sein, für ihre Schulen .zu
sorgen, wenn die entspreahenden demoikrati­
sehen Einrichtungen, wie der Ortssohlllrat und
der Bezirkssc'hulrat, nicht 'funktionieren kön­
\len. Ich möchte bei dieser Gelegenheit als Ab­
geordneter an die Volkspartei -den Appell rich­
ten, alles zu tun, damit endlich das Schul- und
Erziehungsgesetz im Parlament zur Beratung
kommt. loh kenne die großen Gegensätze, aber
meine Herren, di'e großen Gegensätze, die un­
zweifelhaft in unserer Weltauffassl1'ng zwi­
schen uns 'beskhen, sie müssen doch von ur:s
beiden überbrückt werden, schon um unser
Vaterland willen. Es Ibesteht zwischen uns, wie
schon -heute betont wurde, keine Liebesehe,
aber wir standen vor der .frage: Können wir
allein dieses Oesterreich wlieder -aufbauen,
künnen wirallei:n ihm eine ibessere Zukunft
versohaffen? Infol<gedessen -hahen wir uns zu
dieser Koalition entschlossen. Wir müssen iII
dieser Koalition natürlich hei'de gewissen An­
schauungen 'Rechnung tra'g,cH,aber beim Schul­
und Erz-iehl1'ngsgesetz Ikann mall unmöglich
I;inter das 'Reichsvolksschulgesetz zurückgehen.
ß{jdenken Sie vor allem, daß auc'h in Ihrcn
Kpeisen so viele arbeitslosle iLlehrer und Leh­
rerinnen vO'r'handen sind, so daß die Gleich­
schaltung der konfessionellen 'Schule mit der
staatlichen Sohule diese Arbeitslosilgkeit sicher
noch vergl1ößern 'würdle.

IEs ist hier Iheutea,uoh von unserergroßpll
Spitalsnot 'gesprochen worden. Darüber wü,d
bei jeder Gelegenheit immer wieder gesprochen,
was gewiß ein 'glutes Zeichen für die Akt-ualität
der ganz'en Angelegenheit ist. Hier Ihandelt es
sich darum, daß die beiden Igroßen Parteien

traohten, im Parlament ,endlich ein -entsprechen­
des Sanitätsgesetz z-ustande zu :bringen. Es
ist ja auf den erst-efli Blick fast unglaublioh,
daß ein sO'genannter Schnellibr-ief eines Millii­
sterialdirektors aus der nationa'lsÜ!ziahstischen
Aeta, also nicht einmal eines 'M:inisters, ge­
nügt, um heute hier in Oesterr,eich Gesetzes­
kraft zu haiben. Auf Grund eines solchen
Schnellbriefes wurden die §§ 48 und 49 des
Krankenanstalteng'esetzes nämlich einf,ach ab­
geschaf1ft, und heute -nach fünf bis sechs
Jahren - gilt das .in Oesterr(~ich noch immer.
Es ist 'höchste Zeit, daß wir da rang-ehen, durch
tin entsprechendes Gesetz das aus der Welt zu
schaffen, damit unsere Spitäler endlich wiede"
zu eineT so.J.iden 'finanziellen Basisgel,angen.
Uelber die Spitalsnöte wird im Verlauf der Be­
rahul'gen des Budgets noch manches :zu sagen
sein.

,Es wurde heute von Abgeordnetelldes Links­
blocks auch von der Zerr,eißung Oesterreichs
gesprochen. loh glaube, wir allel hier in diesem
HausIe sind der ,M,einun,g, daß es z-u dieser Zer­
r,eiß'ung Oester,reiClhs nicht kommt, zumindest
nicht von österreichisaher Seite aus. Es müßten
hier andere Krä:fte e:ingreHen, um den Versuch
zu machen, diese Zerreißung durchzuDühren.
Das würde 'aber - darüber sind wir uns ,alle
einig - Krieg bedeuten. Wir wollen keine Z'er­
reißung Oesterreiohs, 'wir wonen 'ein dni'ges,
freies, unabhängiges Oesterreich sein! Bei
dieser Gelegenheit müssen wir uns natür,lic:h
daran erinnern, daß w:ir als altes Kulturvolk,
sechs Jahre nach ,ß,eenlc\iigung ,des Krieges, noch
imlmer unter dem so'genannten Konh"oHabkom­
men der AlIüerten stehen, das heißt, daß wir
heute nicht souverän -sind, sondern eigentlich
ein Kolonial-volk sind, das sehnsüohtig auf die
Beseitigung dieses Zustandes 'wartet. Unter
den ,derzeitilgen VenhältnisseIlJ ist es schwierig,
zu sagen, wann wir unseren Staatsvertrag he­
kommen. Wir möchten: aber das russische Volk,
die Sowjetunion, daraufallfmerksam maohen,
daß es als großes Volk doch~chließlkh ver­
stehen muß, sich in die ,Lage eines so kleinen
Volkes, wie IWÜ" Oesterreiether sind, hineinzu­
denkeil. .fast si'(!b<:11 Jahre besitzen wir keine
freilheit. Wir müsscn das russische Volik bitten
- zum Glück werden heute meine Worte
o:tenographiert, denn es ist schon vÜ'rgekommen,
daß solche Aeußerul1igen 'Von mir der Kom­
mandantur in iSt. Pölten, ich weiß nicht durch
welche Stel1m, unrichtig vermittelt wurden -,
sich in die Lage Oesterrekhs Ihine:inlzufinuen.
Wir l1'iederiösterreichischen Bürgermeister sind
keine Faschisten, wir salbotieren 'Jücht die Be­
satzung, wir spionieren nicht, wir -bäHen ja nur
alle eine Freude, und hahen sie -auch, 'wenn
lIIan uns möglic1hst in Ruhe läßt. Wir sind be-
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reit-- natürlioh soweit es in unseren Kräften
steht ---, der Besatzungsmacht zu helfen, wenn
es sich il'gendwo, z'um Beispiel um ihre Quar­
tiere oder um den Zustand ihrer Quartiere,
handelt. ,WiT v,erstehen les, bei jedem Komman­
danten - ich bi'n noch mit jedem ausgekom­
men - zwischen dem Mensohen 'und dem Be­
fehlsträger z'u 'unterscheiden, der irgendeinen
Befehl auszuführ,en hat. Wir nehmen au;f
Grund der 'zahlreichen :Plakate, mit dienen man
uns 'förmlioh zudedkt, :zur Kenntnis, daß esdem
russischetll Volk und dem kommunistiischenVolk
und aHw \!iöl:Nern der ISo'wjetunion gUltgeht.
Wir glönnellJ 'i'hnen dies,en IFortschritt, wir wis­
sen aber auch, ,wenn wir im Besitz unserer
Naturschätze wären - es ist das sicher nicht
il'gendein Anlaß, um gegen die Russen zu
schimptf,en, wir steUen Idlas einfach fest -, daß
sicherlich auch wir ähnliche Leistungenaufzu­
weisen hätten. Man möge ,aber. von dieser Seite
eines zur Kenntnis 'nehmen : Wir wollen alles
ertragen, aber wir warten sehnSlÜchtig ,auf
unsere Befreiung, man lasse uns aberaucih
nach unserer Fasson selig werden. Man versuche
aber nicht, unslhemde Ideologien aufzuzwingen.
Wir si'nd - man !kann das ru'hig sagen--­
ein westliches Volk; es gibt, historisch betrach­
tet, ehen sozusa'gen eine großeScheidelzwischen
westlichen und östlichen Völkern. Das bedeutet
aber weder in dem einen Falle eine Ueber'heb­
lichikdt noch ,in dem anderen falle eine Dis­
kdminief'Ung, denn jedes Volk hat seine eigene
Kultur, und jedes 'größere Volk hat auf dem
Gebiete der Wissenschaft und der Kunst
Großes geleistet. Wir heneiden niemand darum,
wir wollen aber auch unS'~re eigene Art ge­
wahrt 'und gleac1htet wissen. Wir haben nur die
eine Bitte, daß man uns dieses KontroHabkom­
men, wie es auch -in anderen Zonen der Fall
ist, .erträgl'kher maoht. Wir versprechen, nichts
dazuzutun, um .die rBesatzung in der Ef'füllung
ihrer Pflichten zu hindern, was übög,ensganz
selbstverständlioh 'ist. Was wir aberaHe 'Ver­
langen, ist das Zustandekommen ·des Staats­
vertr,ages, damit wir uns endlich ein ·freies, un­
abhängi'ges Vollk nennen dürfen. (Beifall bei
dm Sozialisten.)

2. PRÄISliDENT: Oie Redn~rlistc ist er­
schöpft. Der Herr ßeriohterstatter hat <das
Schlußwort.

Berichterstatter Aibg. SCHöBERL (Schlll!l­
wort): Die rege tDeibatte zur Gruppe 0 belweist
das große Interesse der Mitgüeder des Hohen
Hauses. Besonders berücksichtigt wurde dabei
die Pe'fSOinalpo.Jitik.

Zur Gruppe 0 wurde ein Abänderungsantrag
gestellt.

Ieh ers'uohe den Herrn Präsidenten, zuerst

über diesen AbändJerungsant,rag 'und >dann über
die Gruppe 0 abstimmen zu lassen.

2. PRkSItDiNT: Zur Abstimmung liegt vor
die Gruppe 0, ILandtiag und Allgemeine Verwal­
tung, und hierzu der A,iJänderungsantrag des
Herrn Ahg. Dubosky.

Ich lasse zunächst über den Abänderungs­
antr'ag und dann über die Gr'Uppe 0 sellbst ab­
st'immen.

Ich bitte den Herrn Beric1hterstarter, den Ab­
änderungsantrag des Herrn Abg. rDUibovsky
noch 'einmal zu verlesen.

'Berichterstatter Abg. SCHöBE!RL: (nach
Verlesung des Abänderungsantraf!:es des AIJ­
f.':eordneten Dubovsky Zllr GrupfJf 0): Ich bi<tte
um die Abstimmung.

2. PRÄtSIüENT (nach Abstillllllllng): Ab­
gelehnt.

IC'h bitte den Herrn BericMerstatter nunmehr,
,den Antrag zur Gruppe 0, Landtag und All­
gemeine Verwaltung, zu steHen.

BerichterstaHer Abg. SOHÖBlERL: Ich be­
antrage die Annahme dieser Gruppe.

2. PRASIiDlENT (nach Abstimmung iibfr
Gruppe 0 in Erfordernis und Bedeckung:): An­
genommen.

Ich ersuche nunmehr ,den Herrn Referenten,
zur Gruppe 1, Polizei, die Berahmgen zu er­
öHnen.

Berichterstatter Abg. SOHoBER,L: Die
Gruppe I, Polizei, si0ht Ausgaben im Betrage
VOlli 40.000 S vor, denen keine Einnahmen
:gegenüberstehen. Sie enthält die Kosten des
Schubiwesens.

Ich ersuche, die Debatte über diese Gruppf~

zu erÖ'Hnt:n.
2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt der

lierr Ahg. Baohinger.
Abg. B,ACHINOEIR: Hohes Haus! Wie

schon der Herr Berichterstatter erwälhnt hat,
ist in dieser Gnuppe der besoheidene Betr,ag vo'n
40.000 S ebenso wie im V'Ü'rjoahr veransohlagt.
Wenn ich z'u dieser Gruppe ,einige Worte sagen
möchte, so betrifft das 'ganz besonders die
Ver1kehrspoli;zei. Bevor ich aber auf di,eses
Thema eingehe, will ich 'nur iganz kurz die Ver­
dienste der Polizei und Gendarmerie unter­
streichen.

Ich glaube, es ist uns aUen zu .gut bekannt,
was Polizei ,und Gendarmerie in diesen
schweren J.ahren nach 1945 ig,eleistet halben,
als daß man das nochmals hesonders her-vor­
heben müßte. Wenngleich manchmal in diesem
Hause von einer Aufrüstung und ähnlichen
Dingen gesprochen wirdl, so muß man mit Be­
dauern feststeHen, daß ,esZ'U so manohen Au~­

einand~rsetlzung.en gekommen ist, hei denen
diese braven Beamt,en mit ihren ei'genen Klär-
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pem sozusagen für uns eine Sohutzmauer ge­
bildet haben.

Seit dem Jahre 1945 si'11Jd 100 ,Q;.>ndarmerie­
beamte im !Dienst 'für den Staat gefallen und
298 schwerer verletzt wOf1den. rDas 100. dieser
Opfer 'war aus dem VenwaHungsbezil'k lÄmstet­
ten. Es hat uns zur Ehre gereicht, daß wir
Gelegenheit hatten, an dem Leichenbegängnis
in Neustadt! an der rDo'l1'au teilzunehmen. Wie­
so mußte di'eser bra'ye Mann sein Leben lassen?
E'r fiel durch die Hand eines jug,endlichen
Mörders, weloher durch ,die letzte Amnestie
entlassen wurde und! der schon bei seiner Ent­
lassung den E:ntschluß gefaßt hatte, sich an
diesem Gendarmen, welcher ihn in Ausübung
seines Dienstes verhaftet und dazumal dem
Bezirksgericht Amstetten eingeliefert !hatte, zu
rächen. Als er dann die Gelegenheit hierzu
hatte, hat er 'ihn kurzerhand niedergeschossen.
Dieser ju,gendliche Mann wurde zU 12 Y:! Jahren
verurteilt. Es soll nicht meine Aufgabe sein,
Iiolhes Haus, Idieses Urteil zu kritisiere<n - er
ist ja verurteilt wordlen -,aboer das eine ist
bed,auerlich: Gaßnerist tot! Iahglaube mit
Reoht sag,en zu können, daß w:ir uns vor diesen
hundert Op:fern' beugen und dieser braven Gen­
cl'al1meöe 'und Polizei unsere 'voBe Anerkennung
zoHen müssen.

Ich habe einleitend schon erwähnt, daß· ich
mich mit der Venkehrspohzei befassen möchte.
Es ist begreifl:iCih, daßang'esi,chts des dichten
Verkehrs auf der Bundesstraße so manche
strengen poli'zeiliohen Maßnahmen notwendig
sind, weil es ja doch zu so manchem Unfal1
kommt. Ich wiII aber di,ese !Frage 'vom St,and­
punkt der Landwirtschaft mit nur einigen ganz
kurzen Worten beleuchten. Es ist oft nicht an­
ders m'Ö!g,lich, als das Personal für Idie Feld­
arbeiten mit dem Traktor und auf dem An­
hän'ger vom Feld und zum Feld z'u fahren, und
zw,ar ,ist das nicht nur aus wirtschaftlichen,
sondern auch aus sozialen Gründen notwendig.
Ich möchte daher hittcn, daß man dieser An­
gelegenheit das entsprechel1:de Augenmerk zu­
wendet und bei sokhen Gelegenheiten die Ver­
kehrspolizei anweist, hier manche Milde gegen­
übler der Landwirtsohaft walten zu lassen.
Wenn ich eT'wähnt habe, daß 'dies :nicht nur
aus wirtschaftlichen, sondern auch ,aus sozialen
Gründen zu geschehen habe, 'Sü deshalb, weil
oft GrundstückevOim :bäuerlichen Betrieb 6 bis
8 km entfernt hegen, und deshalb viele Ar­
beiter, wenn sie zur Arbeitsst'ätte zu Fuß gehen
müßten, schon ermüdet wären. Wenn dazu der
Arbeiter, ermüdet ,von der Arbeit dr,außen auf
dem Felde bei sommerlioher IHitze, dann noch
zu Fuß nach Hause zurückkehren müßte, so
wäre das gewiß nicht soz.j'a!. IEs soH ihm
daher di,e Mögliohkeit gegeben werden, mit dem

wirtschaftseigenen Fuhrwerk, Traktor usw., mit­
fahren zu künnen. Er soU dabei nicht von
seiten der Verkehrspolizei heanstandet Wlerden.
Ich glauhedaher, es muß unsere Aufgabe sein,
immer wieder darauf hinz'uweisen, daß die Mit­
nahme de~~ notwendig'en Arbeitspe'rsonaL; auf
dem Tralktor vom und Z'llm iF,eld erreicht wer­
den muß. (Beifall bei der Volkspartei.)

2. PRÄIS,liDrEiNT (nach Abstimmung über
Gruppe 1 in Erfordernis und BedeckunrO:
Angenommen.

loh bitte 'nun dien Herrn Referenten, zu
Gruppe 2, Schulwesen, die Verhandlungen ein­
z'uleiten.

Beriohterstatter Albg. SOHÖBER'L: nie
Gruppe 2, :Schulwesen, weist Ausgaben im 'Be­
trage von 18,464.600 S aus, denen IE,innahmen
von 675.800 ,S gegenüherstehen. Es eng'ibt sich
daher ein Nettoerfordernis 'von 17,788.800 S.

Gegenüber dem Vorjahr sind die Ausg,aben
dieser <Gruppe um 147,4 Prozent gestiegen, im
Verhältnis ;ZUim <Gesamtaufwand betrag,en di,e
Ausgaben 3,4 IProzent.

nie E'rhöhung der Ausigaben in dieser
Gruppe gegenüber dem Vonjahr um 10,.998.200
SchiHing ist hauptsäohlichauf die erstmalig i'n
der FinanzausgleichsnOlveHe 1951 vorgesehene
V'erpfliohtung des Landes ziUrJÜcikz'uführen, wo­
nach unter gewissen Voraussetzungen die Län­
der einen Beitra'g zum Aküvitätsauf'wand der
Volks-, Haupt- und ISo'l1'derschulen z'u tragen
haben. Dieser Venpfhcht'ung entspricht der
unter VoranschIagsansatz 211-75 mit dem Be­
trag,e von 8,000.000 6 veransohIagte "IBeitrag
zum A'kHvitätsaufwand der ,öffenHichen Volks-,
Haupt- und Sonderschulen".

2, PRÄiSlIDiENT: Zum Worte gelangt Herr
Landesrat Ge n ne r.

Landesrat GENNER: Hoher LandMg! In
der Generaldebatte ist einige Maleaueh von
Aihg,eondneten der anderen Parteien das Wort
vom Stieflkind Niedlerösterreich gebraucht wor­
den. Daß Niederösterreich das Süefkind des
Bundes ist, ,ist eine Feststellung, die di'e Alb­
geordneten desUnkshlodks schon vo'r Jahren
gemacht hahen. Aus dem Verlauf der !Debatte
kann man ,aiber nicht erkennen, daß die Mehr­
heitsparteien, 'wie sie sich mit Vorliebe nennen,
daraus auch die ,entsprechenden Sohlußfol­
gerungen ziehen wollen.

Wenn man das [Land Niedel'österreich :das
Stiefkind Oesterreiohs nennt, dann ist die
Schule in Niederösterreich das Aschenbrödel.
Die Benaohteiligung d~s ,Landes Nieder:äst'er­
reich durch den Bund 'ist eine Tatsache, die
nicht mehr geleugnet wi'1'd undaluch 'nicht mehr
geleug,net werden kann, insbesondere nach ,den
Ausführungen des Herrn Finanzref'erenten. Die
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Lehrer 'Übernommen hat. Es ist sehr wichtig,
diese feststellung zu machen, weil die fol­
gerungen, die sich dla raus ergeben, auch die
sind, ,daß der Zustand der Schulen in Nieder­
österreich 'noch sehr viel zu wünschen 'Übrig
läßt. Ich ke'l1neIhre iE,inwendungen: Die Er­
haltung und ,der Bau der Sohul:en ist Sache der
Gemeinden. Wennalber die Tatsache nicht ge­
wesen wäre, daß der Bund zum Wiederaufbau
der krie.gszerstoÖrten o,der beschädigten Schulm
Nieder,österreichs niohtsgetan hat, dann wären
die Gemeinden 'heute leichter ,in der Lage, ihre
VerpflioMul1gen zu erfüllen.

Nun, ich muß wieder ,einmal den Landes­
h'auptll11annstellvertreter 'Popp zitiC'ren. Es war
in einer IDebatte 'Über die Schule, di'ei'n diesem
HohenH,auseabgeführt wurde, wo Landes­
haUiptmannsteHvertreter Popp wörHichgesagt
hat ,(liest): "Wir Ikönnen mit Befriedigung
festskllen, daß unser Schulwesen auf
eineraußerordentlic'h hohen Stufe steht,uncl
:daß es innerhalb Oesterreichs, aber 'auch dar­
über hina:usauß,erhalb Oesterr,eiohs, mi,t allen
übrigen 'Ländern ikeinen Ver'gleich zu scheuen
braucht." Er hat das rhetorisch viel schöner
gesagt, aber dias kann i,ch ihm ,nicht '11Ia:ch­
machen. Der Herr LandeshauptmannsteHver­
treter Popp wird mir aber ,gcst,aHen, daß ich
nun, ,nachdem ich ihn zitiert :habe, einigen
Lehr,ern das Wort erteHe, die an nieder,österrei­
chischen Schulen 'unterrichten. Ich hahe mich
vor einiger Zeit an eine Reihe von Lehrern, ohnc'
Unterschied ihrer pohtischen IEinstdlung, mit
der Bitte g.ewendet, mir konkreten Aufschl'uß
über die Zustände in ,den 6chuJ.en und darüber
hinaus über die Lehrpläne in den einzelnen
Schulen zu g{;ben. Oer ,gr,ößte Teil von ihnen
hat auch außerordentlich sachlich geantwortet.
Ich wiH aus den 01'li'ginalbriefen verlesen. In
einem dieser Schreiben 'wird mitgeteilt, daß am
7. Dezember di,eses Jahres ein Bürgermeister­
amtstag in Baden staHgef'unden hat,auf dem
auch sehr ausführlich über die SchuJ.verhält­
nisse in diesem Bezirk 'g,esprochen wurde. In
dem Schreiben heißt es wörtlich (liest): "Der
sozialistische Bürgermeister VOll Neuhaus ,an
der Triesting brachte die Schulschande ,i'n
seiner Gemeinde zm Sprache. Trotz jahre­
la'ngem Bemühen war es nicht möglich, den
Wiederaufbau der kriegszerstörten Schule in
Neuhaus in Angriff zu nehmen. Die Gemeinde
verfügt über k,eine Industrie und hat '11m sehr
geringe Steuerein'nahmen. Laut MiHeilullg des
SP4Bürgermeister !Wurde der Gemeinde Neu­
haus nachstehender Vorschlag gemacht: 20 Pro­
zent hekommt die Gemeinde Subv,entio,n, für
20 Prozent wird ein ll'nverzinsl,jches Darl~hen

gegeben und für 60 Prozent der 'Bausumme des
Schulgebäudes hat sich die Gemei'nde ein Dar-

Schule ist dabei immer am allerschlechtesten
weggekommen. Es ist schon oft fest'gestellt
worden, daß die Schäden, die durch Kriegs­
handlungen an den Schulen in Niederüsterreich
angerichtet wopden sind, besonders arg waren,
und daß viele Schulen in Niederüsterreich
gänzlich zerst'ört wurden. Man muß immer
wieder daranef'innern, daß der Bund nicht
einen einzigen Groschen zum Wiederaufb,au der
Schulen in Nieder,österreich bei'gesteuert hat.
Das ist eine Tatsaohe, di'e nooh lange ihre Aus­
wirk'ungen haben wird, und man muß sagen,
daß der Wiederaufbau der Schulen nur durch
die Opfer, die die Bevülkerul1'g Niederöster­
reichs gebracht hat, durchgeführt werden
konnte. Es list vor allem der SchuHreudigkeit
der Gemeinden IZU verdanken, die wirk,lich sehr
sohwere Opfer a'uf sich genommen haben. Ge­
wiß ist es eine begrüßenswerte Sache, Idaß der
Sohulbau'fünds gebildet wmde, wobei hier gerne
etwas durcheinander geredet worden ist und
die entsprechenden rBeträge sozusa:gen als Lei­
stungen des iLandes hingestellt werden, während
in Wirklichkeit nur ein Teil davoil das Land
leistet, und die übrigen Beiträge von den Ge­
meinden durch Steuern getmgen werden.

Die Verschuldung der Gemeinden, die Schul­
bauten ,durchführen, ist außerordentlich groß.
Das list si,cherlich auch ein Beweis 'für die
Schulfreudi,gkeit der Bevölkerung ,der Gemein­
den. Sie hat die Notwendigk,eit des 'Baues von
SchuleneJ1kannt und ist ,dafür auch bereit, zu
opfern. Man muß· ,aber immer wieder diese Tat­
sache feststelleni, daß, wenn der Bund seine
Pflicht ,gegenülbe,r dem Lande Niedepösterreich
e!"füllt hätte, es nioht notwendig gewesen wäre,
der iBevöl:fk'erung; solche Op:fera'ufzuerlegen
und eine Verschuldung der Gemeinden ·auf 10
und 20 Jahre und weiter darüber hinaus ein­
treten zu lassen!. Eine weitere Tatsache ist, daß
der Bund auch sei'l1eanderen V,erpfliohtungen
gegenüber demL'andnicht erf1üllt, Illnd sogar
die Ertragsanteile dem Lande schuldig bleibt
und so das Land lNiederüsterreich sehädi:gt.

Nun hahen wir heute g,ehört, daß das Land
Ni'eder:ästerreich jetzt 8 ,Milli ionen Schilling zu­
sätz.Jich für die ,Besoldung von ILehrkräften be­
zahlen muß, das heißt, ,der B'und S'uchtauch
alll'f dem Gehiete des Schul'wesens aus dem
Lande hera'uszupressen, was möglich ist. Und
das ist es nicht aHein! Wir alle wissen, daß die
LehrC'r nichts mehrf'Ürchten, ,als die Ueber­
nahme ihrer iBesoldun!g, die ,jetzt 'vom 'Bund ge­
leistet wird, durch die :Lä'nder. Das ist eine
Sache, ,die bei den 'lehrern, wenn sie ang'e­
schnitten wif1d, ei'ne sehr .große Unruhe her'vor­
ru·ft. Hier list nun das Prinzip durchbrüchen
und die Tatsache .geschaHen worden, daß das
Land einen Teil der 'Besoldungskosten für die
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lehen zu rbeschaffen. Die Gemeinde verfügt je­
doch über 'keine Pfandobjekte und kann daher
kein DarICihen erhaHen. iDie Kinder sind nach
wie vor in einem Gasthaus ·in sowohl vom sani­
tärenalsauch pädagogischen StandpU1ll!kt ,un­
zulänglichen Räumen untergebmcht. Die Kinder
erleiden gesundheitlichen Schaden, -insibesonders
an :ihrem Augenlicht, -und droht ·die Schul­
behörde mit der Spenung dieser N otschulrälume
in Neuhaus, und werden die Kinder in die
Schule nach Weißenbach 'umgeschult. Die Bür­
germeister forderten bei diesem Amtstag den
Bezirkshauptmann ,auf - ,a:nwesend war auch
der B'Ürgenmeister und L,andtagsab'geordnete
Nimetzaus iBerndorf -, beim Landessohulrat
zu intervenieren, daß es der Gemeinde Neu'haus
durch außerordentliche Zluwendungen ermög­
licht wind, ·den Sc:hulbau zu hegi'nnen. Der
B1ürgermeister von Neuhaus erklärte hierzu,
daß sei-ne Gemeinde nur für 10 ·Prüzent der
Baukosten alufkommen ~öl11'lle und 90 -Prozent
der Baukosten aus :Landes- und IßoundesmiHeln
beigeschossen werden müßten. Bei diesem Amts­
tag brachte der Bezirlkssohulinspektor von
Baden -auch vor, daß im iBez-ink IBaden um 30
Lehrkräfte weni-ger eingestellt wurden, ,als
SchulMas'seru ·bewiHigt si.nd ,und 'für welche die
Schuliklassensteuer von den Gemeinden auch
eingehoben wird. iDa derzeit 14 Lehrp'ersonen
erkrankt sind, so feMen derzeit 44 ILeht1krä.ft.e,
obwohl -i,hm bek-31nnt sei, daß i-n anderen Be­
zirken mehr Lehrkräfte .eingestellt wurden, ia.Js
Klassen bewilligt sind. Aus diesem Mangel an
Lehrkräften leidet der SchuIbetrieb."

In einem anderen IBrief heißt es (liest): "Die
fragen des Lehrplanes sind imgroßlen und
ganzen fragen <der iBundesgesetzgehung, ·und
gerade darüber ist viel zu sagen. Unsere L·ehr­
pläne sind reformbedürftig. Sie lassen 'Wohl für
fortschrittliche Lehrer die MÖlgliohlkeit oHen,
jene Sto<ffe zu wälhlen, die einen möglichst
hohen formalen Büdungswertabwerf.en oder
-I,ebensnaih 'und von Bedeutung für die Gegen­
wart sind. Vieles in den Lehrplänen ista'ber
totes Wissen und 'VIerstaubter, mitgeschleppter
Ballast, der hloß das Gedächtnis helastet und
nur ,bestimmt ist, -wieder 'vergessen ,z'u 'werden.
Trotz der unzweifelhaften .fortsohritte seit der
mit dem Namen Gl:äcrkel vet1bundenen Schul­
reform muß von den ILlehrplänen 'gesagt wer­
den, daß sie noch immer der Aufgabe der
Schule, eine Erziehungsanstalt zu sein und
nicht hloß eine IDressur.a.nstaltfür das Gedächt­
nis, nicht ,gerecht werden." Es wird dann im
einzel:nen ausgeführt, wie der Geschichtsunter­
richt nach ganz alten Methoden durc'hg-eführt
wird.

Dann heißt es weiter (liest): "Die Zwei­
züg-igkeit der Hauptschulen kann wegen der

Koedukationsf-eilndlich'keit ,der nieder-österreich i­
sehen Sohul·verwaltung nur an den größten
Schulen lück'enlos durchgeführt werden, wo­
durch der Gedanke der EinheHsschule noch
mehr v,erwässert wird, als dies ohnehin schon
der FaH ist.

Die Stundenzahlan -den Hauptschulen ist zu
groß. 'Siegeht von 29 und 30 Stunden Ibis zU

36 WOIZU noch Idie Belastung mit Hausühung.en
ko,:nmt. .Eine Reduziemng de'f Stundenzahl ist
notwendig. Di,e Ueberzabl von Unterrichts­
stunden hedeut-et nicht geistig.e F'örderung, son­
dern nur Erz,iehung zur Zerstreutheit.

Der Mangel an guten Lehribüchern ist groß.
Die ho'hen Bucihpreise maohen die Anschaffung
vielen iEHern unmöglich. Nur in den ,größer,en
Gemeinden wird -fiÜrunentgeHliche Lehrmittel­
hei,steUung -und a-uch hier nur für Idie Be­
dürftigsten - gesorgt. Auch alle anderen
Schulrequisit-en sind außerordentlich teuer.

I-n vielen 'Schal'en besteht 'nloch Wechselunt·er­
richt. In Neunrkirchen Zium !Beispiel ist der
Raummangel sehr drückend. TernH,z braucht
eine moderne Schule. Die Hauptschul-e ist in
eil1lemalten Gebäude untergebracht. Es f·chlt
an einem Zeichensaal, P'hysiksaal, die Lehr­
werkstätte muß gleiohzeiti-g als Klass-enzimm~r

v-erwendet werden, Idie TurnhaHe reicht nicht
aus, ein Spieolplatz ist üherha1upt nicht vorhan­
den. Art der Beheizung, Klosettanlagen und
Wasserversorgung sind den Verhältnissen des
vorigen j.ahrhunderts -ang.epaßt. Hier zeigen
sich sehr starlk die Folg-en der finanz-ieHen Be­
naohteiJi.gung der Gemeinden."

Ich möchte das 'unterstreichen, weil hierei'lI
Lehrer -geschrieben hat, der Mar erNannt hat,
daß die !ganze Politik der Benac.ht<eiliJgung Nie­
derösterreichs auf dem Gebiete 'des Schul­
wesens zu einer schweren Belast1ung der Ge­
meinden geführt hat. 'Es 'kommt nämlich auch
vor, daß manche Lehrer, weil ;es immerhin
menschHch ist, daß man immer -die !Schuld .dem
gibt, den man 'Vor Aug-en: hat, den Gemeinden
die Schuld geben.

"Die -LehrergehäHer", heißt es weiter, "haUen
mit derfortschr.eitenden T'euemng nicht Schritt
und sind von jeher unzureiohend ·gewesen. Un­
lu.st zlum Beruf und Ablenkung durch Neben­
beschäftigungen sind die nachteiHgen: Folg.en,
unt'er dienen natürlich auch die :Sc:hüler leiden.

nie Wohlliverhältnisse der Lehrer sind im
aHgemeinen schlecht. Es -gilbt keine Dienstwoh­
nungen; die herechtigte Forderung, daß der
Lehrer in seinem iDienstort wohnen soM, steht
au.f dem P,api!er. Vi'ele ·L·ehrer wohnen -außer­
halb ihres Dienstortes und haben wenig Kon­
takt mit der l'ug.end. Die Verschuldung der
Lehrer ist igroß.

Es f-ehltan BezinksaushiHslehrern. IBei Er-
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krankung 'von ,Lehrern lookommt die Kl'asse ge­
wöhnlich keinen ,Ersatz, sondern jede Stunde
geht ein ander:er 'Lehrer 'hinein, der zum !Bei­
spiel wegen einer 'Religionsstunde gera,defrei
hat. Diese Form der Unterrichtserteilung ist
für' die Ki'nder nur von geringem Wert."

.oann fOiJogen noch eini'ge Bemerlkungen über
die Fr,alge der Sohuligesetzgebung. IEs besteht
bek,annHkh .- ich möchte das hier einfügen -­
die Notwendigkeit,daßei'ne Reihe von Schul­
gCgetzen geschaffen werden sollten, die nicht
geschaffen werden, weil zlwischen den Koali­
tIonsparteien in 'bestimmten ,Fragen - wie P\"Ii­
vatschulen und Staatsschulen 'Usw. -kein,e
Einigung zustande kommt. Und es geht hier
so wie in manchen anderen Dingen auch, daß
man sagt: Machen wir ihaltg-ar nichts!

In einem anderen Bl'ief heißt es (liest):
"Das dringlichste prQlblem" - ,das betrifft

eine Schule in Krems -- "ist die Frage des Khs­
senraumes. Für 8 Volksschulklassen mit je 30
Kindern stehen 'nur 4 Klass,enräume zur Ver­
fü1gung. !Die Schule wurde 1943al5 Notschule
erbaut. Nach Ausbau der Siedlung vermehrte
sich die Schüler.zahl, lund die Klassenräume
sind seit 1948 zu wenig. Ein Schulneulbauist
wohl geplant, doch durch Idie ofinamieHen Ver­
hältnisse ,der Stadt Krems ist die Ausführung
in Fra'ge gestellt." - Das ist die Meinung
dieses Lehrers. - "IDer Klassenraul111mangel
macht einen Wechselul1'terricht notwendig, der
sich auf den 'Ler,ner:fo'1g uind ,auf Idie Gesund­
heit der Kinder (mangelhafte Lüftung) schlecht
auswirkt. Außer-dem muß ibis l8Uhr unterrich­
tet werden, dadurch müssen auch Kinder der
Unterstlufe in der Dunkelheit nach Hause
gehen."

Das ist immer eine erschütternde Sache,
wenn man mit Lehrern, aber ,auch mit IEltern
rtdet, wie sie über den Wechselunterricht und
die folgen dieses Wechsell1'nterrichtes Klage
führen

"An un"erer Schule erhalten ,die meisten Kin­
der dieeill'geführten Schulibücher gegen Leih­
gebühr. Ungefähr ein Sechstel der Kinder er­
hält die Hefte umsonst."

Reinig'ung und! Beheizung der Klassen, heißt
(:s da, waren bisher immer -in Ordnung. Die Er­
nährung und Bekleidung der Schül,er ist
schlecht. Die EHern gehören meistens dem Ar­
beiterstand ,an. ,;Leider 'gilbt es auch an !unserer
Schule immer einige l1bc.,gefährdebe Kinder",
heißt es dann noch.

Das ist im wesentlichen das, was 'von einer
Reihe 'Von ,Lehrern geschrie:ben worden ist. Ich
habe noch eine g,anze Menge solcher Briefe.
W,enn 'dier Herr ILandeshauptmanllsteHvertret'er
Popp 'es wünscht, kann ich sie ,i'n dner der
nächst'en Sitzung.en des Landtages alle verlesen.

Ich möchte jetzt auf eine andere Tatsache,
die ebenfalls eine Hlustration zu ,der Bemerkung
ist, die er damals :gemacht hat, hinweisen, näm­
lich auf die Tatsache, daß in Niederösterreich,
im Verhältnis zu den anderen Ländlern, die
Zahl der ein1klassi,gen Schulen besonders groß
ist. 1'11 Niedellösterreich sind 25 Prozent der
Schulen einklassi'g, in Oberöst'errdch 5 Prozent,
in 1Steiermark 9 Pro:zent ünd in 'ganz OesIer­
f'eich 8 Pr'Üzent.

Ich habe mich selbst vor einiger Zeit über­
zeugen können, wie in manchen Gemeinden
draußen der Zustand der SchuJ.en ist. In Wie­
servhach, in dier Gemeinde St. Veit 3n der
Gölsefl!, und in WeißenbaC'h, das 'ebenfalls zu
der Gemeinde St. Veit an der Oölsen gehört,
herrschen schauderhafte Zustände. In W'i,esen­
bach ist ei,neei'n:klassige Schule, ,die gepölzt ,ist.
I i1 Weißenbach muß der Unterricht in einem
Extrazimmer durchgeführt wer,den.

V~elleich!J darf ich Ihnen noch an einem
Beisp'ielaufzeigen, wie es manchmal'bei der
Fördlerung des Schul:baues zugeht. Da ist ei'n­
mal von der Landesrlegierul1'g eine Vorliage über
die BewiHig,ung des Haues von Hauptschulen,
darunterauC'h in Teesdorf, im Landtag einge­
bracht und dem zuständigen Ausschuß zUlg'e­
wiesen worden. In dies,em Ausschuß haben
einige Aibgeordnete dier Volkspartei 'beantragt,
daß Teesdorf aus der Vorlalge herausgenom­
men werden soH,ohw'Ühl es dies nach der Ge­
schäftsordnung nicht gibt. E'ntweder hätte man
die ganze Vorlage aihlehnen oder annehmen
müssen,aber ,eine Hew'us,na'hme von Teesdorf
allein ist nicht möglich. >Der Landeshaupt­
mannsteHvertr,eter Popp hat in treuer Koali­
tionsgesil\1:fl'un,g die Zustimmung dazu gegeben,
daß Teesdorf aus der Vorlage heraus,g,enom­
men wir'cl. IEinige Zeit später ist eine neue Vor­
lage der Landesregi,erung über Teesdorf einge­
hPacht 'WQT,den. IEs wurde sogar eine ISitzung
des Landt'ages unterbrochen, um eine Sitzung
des Schulausschusses dUTchflü!hren zu kiö,nnen.
Man hatte den Eindruck, daß die Sache in
Ordnung ,gekommen ist. Sdbstverständlich
wären auch wir damit einverstanden 'gewesen,
daß in keiner Weise irl5lendwi,e der Beginn des
Baues der Schule ver,z'ögert wi'fd. Das war zu­
mindest, nebenbei bemerkt, das ein:zige, wo wir
zugestimmt hahen, daß nur eine Lesung .an­
statt zwei ILesungen stattfinden sOIH. Alber siehe
da, in der näohst,el1i Süzung ,des 'Schulaussohus­
ses hat wieder ein VolksparteileI' den Antrag
gestellt, daß man die Beratung über die Vor­
lage vertagen soll. Sie ist his zum heutigell Tage
vertagt. Es Ibesteht noch immer der Streit, olb
die Hauptschule in Oherwaltersdorf oder in
Tee9do11f errichtet werden solL iDieFolgedavon
ist, daß sie in keinem der heiden Orte errichtet
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wird. Das ist ein Schulbeispiel dafür, wie das
Schulwesen in Niederösterreich ,,'gefördert"
oder aus irgendwelchel1i parteipolitischen Grün­
den behindert wird, wobei man die Nachgiebig­
keitdes Herm Landeshauptmannstellvertreters
Popp 'geg·enüber solchen etwas herrschsüchti­
gen Wünschen der Volkspartei bewundern muß,
während er auf der anderen Seite ganz andere
Töne anschlä:gt.

Es ist selhstverständilioh, daß man die Schul­
freundlichkei,t oder Nicht~Schulfreundlichkeit

nicht etwa nach manchmal schulfreundlichen
Worten des Herrn Finanzreferenten von Nie­
derösterreich bemessen kann, der dann solche
Vergleiche mit dem Finanzminister abschließt.
Wo ist er de,nn üiberhaupt? Was ist das für
ein Skandal, daß die der Vollkspartei ange­
hörenden Mit'glieder der Landesregierung. so
wellig Interesse an den tBudgetberatungen
zei'gen, daß sie niemals da sind! Das ist ein
unmög·licher Zustand. Weder der Herr Finanz­
referent noch die anderen sind da. Sie haben
die Pflicht, 'anwesend zu sein. Wenn sie schon
die Kürzung der Bezüge abgelehnt haben,
sollen sie wC'lügstens da sein!

Man kann die SchuHreudigkeit des Herrn
finanzreferenten nicht nac'hseinen WÜ'rten,
~ondern man muß sie 'nach den Tat·en beudei­
len. Selbstverständlich :g'ehört dazu auch,
welche H·il·fe man den bega'bten Ki.ndern von
Eltern angedeihen läßt, die nicht in der Lage
sind, die Kinder gemäß ihren Talenten und
fähi'gkeiten auf höhere Schulen zu schicken.
Da kann ma·n sohöne !Reden hören, abe'r 'bei
der Post "Stipendien" ist die Schulfreudigkeit
nicht ,zu erkennen, sondern ganz dias· Ge,genteil
ist der FalL Das war im vergangenen J.ahr
so und ist auch iheuer wieder so, daß den
Preissteigerungen hier einfach nicht Rechnung
getr,agen wird, und daß hier von den 50-Pro­
zent-Preissteigerungen, 'von denen in der Ein­
leitung zur Budigetvorlage die 'Rede war, nichts
zu bemenken 'ist. Offenbar herrscht hier die
Ansicht vor, daß alles, was die Studenten
brauchen, nioht teurer geworden ist, wie der
Herr Finanzref·el'ent meint. Ich erlauhe mir
deshalb den Antrag zu steHen, daß der Posten
für Stipendien genau !gemäß der Steigerung
der Preise, wie sie in der IEinleitu'11g des Bud­
gets festgestellt wunde, er<höh t wird.

Der Antrag ,I,autet (liest):

Der Hohe Landtag woHe beschließen:
"Der Voranschlagsansatz ,Stipendien für

begabte Schüler' (291-61) ist von 500.000
auf 759.000 Schilling z'u erhöhen."

Ich 'bitte um die Annahme dieses Antrages.
2. PRÄlSIlDENT: Als tnächst'en Redner er­

teile ich Herrn Abg. K r e.j n e r das ,Wort.

Abg. KREINEiR: Hoher Landtag! Beim
Kapitel Schule fällt ein Abschnitt auf, an dem
Inan nicht acht·lüs 'Vorü'bergeh~n so·11. Es ist
dies jener Abschnitt, der ziHernmäßig einiges
über die gewerblichen Berufsschulen, über die
Fortbildu,ngs- und Fachschul,en ·erzählL Der
Betrag, der ,für dieses SchulwescnausgewO'rfen
wird, ist im Voranschlag mit etwas 'Über 5 Mil­
lionen Schilling bemessen. Wenn man sich nun
ansieht, was mit dem Geld geschieht, wird man
feststeHen k'Önnen, daß es dem Zwecke 'dient,
die 76 Berufsschulen in Niedier'Österreich ;zu er­
halten. Von ,diesen 76 IBerufsschulen sind 64
all'gemeine ,fachliche Berufsschul,en und 12
Landesherufsschulen mit 581 Klassen und
590 Lehrpersonen. für die praktische Aus­
bHdung stehen 91 LehrwerkstäUcn mi,t 111
Unterrrichtsabteüung,en Z'Ur Verfügung. Das
ist ,in kurzen Worten das Ziffernmäßige dieses
AbschnHf,es. Damit könnte man sich unter
Umständen bescheiden. Wir wiss·en das Be­
stn~ben der ILandesregierung und des .zuständi­
gen Schulref'erats zu schätzen, daß wir in den
letzten ]iahren auf diesem Oebiete wesenNiche
fortschritte erzielt haben. Wir hoffen, 'daß sich
diese E!ntwic!k;].ungauch weiterhin nach auf­
wärts bewegt, denn, Hoher 'Landtag, ich bin
:der Meinung, daß hinter den Ziffem ein sehr
ernstes Problem verbor'gen liegt, dem wir als
ver.antwortliche Stelle in diesem Lande grüße
Aufmerksam1keit schenken soHt'en. Ich habe
mich diafür 'interessiert, wie es mit der Be­
rufsausbildung, mit dem Schulbesuch der
schulentwachsenen jugend nach der Pflicht­
schule bestellt ist. Wenn man den Ziffern des
Landesanbeitsamtes von Niederösterreich Glau­
ben schenken kann, so sagen sie, daß jährlich
ungefähr 75.000 bis 78.000 jugendliche aus
den Schulen kommen, diaß aber ei'ne füMbare
Beschä·ftigungs- und Aushildungsnot herrscht.
Von 1948 bis jetzt war es wohl nicht so
schlimm,aher 'verantwortliche Stellen meinen,
daß in d{)n Jahren 1952, 1953 und 1954 wieder
eine ernste Situation entstehen k'Öl1'nte,auf die
heute schÜ'naufmerksam 'gemacht werden muß.
Wenn man mit Schulleuten spricht, die sich
mit diesen Dingen beschäfhgen, so kann man
<di'e Befürchtung !heraushören, daß die ißesohäf­
tigungsnot junger Mensohen von 14 ibis 18
j alhl'en in den Jahren 1952, 1953 und 1954
wiede~' größer werden wird'. Dem müssen wir
Beachtunig schenken, weil es schheßHch und
endlich doch um unser-e jugend geht, der wir
eine fachliche und qualitative A.usbildung zu­
teil werden lassen woUen. Meine Meinung ist,
daß wir an den weiteren Ausbau dieses ·ge­
werbhchen FortbiMungswesens schreiten sollen,
für ,das 'ein Betrag 'Von über 5 ,Millionen Schil­
ling ausgeworf1en wurde.
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Ich möchte hier keine Attacke gegen die
l.andwirtschaft reiten, ,abcr doch zum Ver­
gleiche anfü'hren, daß wir für das landwirt­
schaftliche fortbildungsschulwesen immerhin
einen Betrag von 13 Millionen Schilling aus­
werfen. Es wäre da doch z-u erwägen, ob man
in Zukunft nicht i1"gcndeinen Ausg-1eich schaf­
fen so;]l, damit wir nicht auf einem Gebiet zu
weit vorstoßen, während wir beim gewerb­
lichen fortbildungsschulwesen im Rückstande
bleiben. Auch diese Frage müßte im Jahre 1952
o{ler wenn man wieder über das Budget
spricht, das die Schule angeht, 'behandelt wer­
den, um zu 'Versuchen, hier einen Ausgleich
herbeizuführ'en. Wenn wir feststeHen, daß in
den nächsten drei Jahren - so herichtcnul1s
die Arbeitsämter und die SchuHeute - wieder
mehr schulentlassene Knaben und Mädchen
vorhanden sein werden, als wir in Lehrstellen
unterbringen kö-nnen, so wonen wir die Frage
aufwerfen, oib nicht doch i'n dennächst-en
Jahren hier ein entscheidender Schritt nach
vorwärts getan wer,den muß. ,Sie kennen unsere
Auffassung, daß wir für die Förderung und
den Ausbau der staatlichen Lehrwerkstätten
sind. iEs sind aber nicht nur staatliche L'ehr­
werkstätten, die wir benötigen. Wir sind der
Meinung, daß auch die größeren Behiebe diese
E'imichtungen schafifen müßten, ,damit wir also
dann die Zehntausende von jungen Menschen,
die wir sonst ,nicht unterbringen werden, he­
schäfti-gen und ihnen eine fachliche Berufs­
aus!bildung gehen können. Damit scheint aher
die ganze Angelegenheit noch 'lange nicht er­
led'i'gt zu sein. Wir müss,en lauch daran ,denken,
fül.1 die große Schar von jungen Menschen, die
trotz eventueller staatlicher 'Lehrwerkstätten,
hotz der Lehrwerkstätten lin größeren Bdrie­
ben, trotz LehrweI1kstätten des Landes oder der
Gemeinden keine Lehrstelle finden und sich
ir:gendwoh-i'l1 als Hilfsarbeiter verdingen, Schu­
lungsmöiglichikeiten zu schaffen. Sei das nun
in Abe'nd- 'und Sünntagslkursen oder sonst
irgendwie. Ich selbst habe das Beispiel der
Abendsohulen für j,ugel1'dliche Arbeiter in
Schweden erlebt und weiß, welch glänzende
Erfolge damitel1zidt wurden.

Die größte Gefahr, der wir 'begegnenmüssen,
ist die, daß der 'Üroßt,eil der schule'l1Hassenen
Jugend ,nicht die Möglichkeit hat, einen Beruf
zu erlernen. Es ist so, daß große Teile der
Jugendlichen, wenn sie aus de'r Schuleent­
lassen werden, als Hilfsar'bei-ter beginnen und
ihr Leben ais HilJsarbeit,er 'fortfristen. Es ist
eine hekannte Tatsache, daß wir in Oesterreich
einen Mangel an Yaohar'beitern, einen ,Mangel
an geschulten, qualifizi,ert-en Arbeitern hahen.
Ich ,glaube, alle kompet-enten Stell-en,an der
Spitze unser Schulreferat, die Arbeitsämter, die

zuständigen Kammern und die Gewe11kschaft
und selbst-verständlich auch wir im Landtag,
werden sich in den nächsten Monaten mit
dieser frage sehr eingehend beschäfügen
müssen.

Warum richte ich dies,en dri,ngenden Appell
an das Hohe Haus? Es ist so, daß bei Budget­
beratungen, wie überhaupt bei Sitzungen des
Landtages, oft von der Demokratie 'Und vo'n
der IErhaltung der Demokrati-e ,geredet wird;
ich habe dies im vorigen Jahr auch in einem
anderen Zusammenhang gesagt. Eine der
großen Gefahren für den Bestand der Demo­
kratie kö-nnte sein, ,daß eine Jugend heran­
wächst, der wir nicht ,die Chance einer ge1"egeJ­
ten Arbeit geben. Die Gesellschaft hat daher
die Verpflichtung, die Jugend, die die Schule
verläßt, ei'ner geregelten Arbeit zuwführen
und womöglioh dafür iZU sorg'en, daß die jungen
Menschen facharbeiter werden.

Es ist aber auch über die Ursachen des
Faschismus geredet worden. Mei'ne innerste
Ueberzeugung ist es, daß dier Nationalsozialis­
IpUS nicht zuletzt 'auf den Schultern einer ent­
wurzelten und enttäuschten Jugend zur Macht
gebracht wurde.

Wenn es der De'l11ohatie gelingt, dieses Pro­
blem i,n positivem Sinn zu lösen, nämlich der
sohulentlassenen Jugend die M-ö'glichkeit zu
geben, s.jch beruflich undf'3chlich weiter aus­
z.ubilden, wenn wir darüber hinaus dieser dann
ausgebildet-en Jugend auch die !Möglichkeit der
Arbeit geben, dann glaube ich, ist die Demo­
hatie gesichert. Dann wird diese Jugend zur
Demokrat,ie Vertrauen hahen. Unsere Aufgabe
ist es, die Vüraussetzungen zu schaffen, dar)
die öst'erreiohische Jugend niemals den Glauben
an die Demokratie 'verli,ert. (Lebhafter Brifaf!
bei den Sozialistrn.)

2. PRÄSIDENT: Zum' Wort gelangt der
Herr Abg. Bi illg art ,ho

Ahg. HILGA-RTH: Hohes Haus! Das Ka­
pitel 2, Schule, war in iden Voranschlägen der
vergangenen Jahre immer 'etwas enger gezo:gen
als wie in dem 'Vomnschlag des Jahres 1952.
Durch verschiedene Umstände mußt'cn die
Posten dieses Kapitels über den P1'OIzentsatz,
um den sich eine Ellhö!1ung bei allen ührigen
Ansätzen erlgeben hat, erhöht werden, so daß
jetzt der Vor.ansclüag für das Jahr 1952 einen
Gesa'l11taufwand von rund 181;; Miillionen Schil­
'hag für das Schulwesen umfaßt. Die -Bedeutung
des Schulwesens in Niederösterreich ist aber
durch diese Zi<ffem 'noch nicht voll zum Aus­
druck gebracht, denn dieser Betrag ist nur 'ein
Teilbetrag 'von all dem, was auch von anderen
Körperschaften in Ni'ederös,terreichfür das
Schulwesen !geleistet wird. 'leh nenne nament­
lich - und besonders im Gegensatz zu den Aus-
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fü.hrungen des Herrn ILandesrates Genner
den Bund, die Gemeinden und verschiedenc
andere Körperschaften, die in irgend,:,incr,f orm
zum Aufblühen und zum Ausbau auch des be­
ruflichen Schu!lwesens wesentlich beitragen.

Wenn der Herr Landesrar Genner die 'Schul­
frage in Niederösterreich als eine "Aschen­
brödel-frage" bezeichnet, so hat er einen ganz
sonderbaren Standpunkt 'Cingenommen, von
dem ich nicht weiß, ob er ihn bewußt oder un­
bewußt hezi'eht. Steht er vielleicht noch in dcn
Schuhen der Märchenzeit oder nimmt er die
gegebenen Tatsachen, die eben jedem bekannt
sind, zur Kenntnis? 'Er muß wissen, ·daß ein
ganz anderer Betrag für ISchulzwecke, die auch
ein wesentlicher Bestandteil des kulturelkn
Lehens des ,Landes sind, ausgegeben wird.

Der Schulaufwand teiH sich bekanntlich hl
zwei Gruppen, in den Sachaufwand und in den
Personalaufwand. \X1enn der ;Herr Landesrat
Genner die Ansätze des Kapitels 2 angeführt
hat, so möchte ich ihm darauf erwi,dern, daß
der größte Teil des Schulaufwandesim Per­
sonalaufwand steckt und daß dieser Personal­
aufwand 'heute vom Bund getragen wird.

Wenn wir in Niederösterreicheine Anzahl
von 5700 Lehrern an den Pflichtschulen 3n­
nehmen und rüreine 'Lehrperson durchschnitt­
lich jährlich samt Steuern und so'zialen Ab­
gaben eine Ausgabe von 25.000 S rechnen, so
kommen wir auf die ansehnliche Summe von
142 Milllionen SchiHing, die ,der Bund f'ür den
Personalaufwandder Schulen im Lande Nie­
derösterreich trägt. Ich hin so'gar überz'eugt,
dnß sich dieser IBetrag noch um einigE' Mil­
lionenfür 'verschiedene Nebenstellen im Lehr­
beruf erhöht. Ich 'glauhe kaum zu überschätzen,
wenn ich annehme, daß sich die Gesamtsumme
auf 150 Millionen Schilling stellen wird. Ich
glaube, daß ,der 'rIerr Landesmt Genner mit
dem KDmpllex: der Bund ist an allem schuld,
einmal daneben geschlagen hat, weil 'gerade in
(lies'Cm f,ü! ,der Bund eine der Iiaupts,tiitzen
eies Schulwesens in Niederösterreich ist.

Der Herr Landesrat Gcnner hat aber voll­
kommen recht gehabt, als er erwähnte, daß die
Lehrerschaft nicht nur in Niederösterreich,
sondern im ganzen BLI'ndeS'gebiet diesen Zu­
stand der bundesei'l1heitlichen 'Besoldung auch
für die Zukunft beibehalten will. Die Gründe
dafür sind versohie'den, aber sicherlich liegen
sie auch im Berufsinteresse.

Herr Landesrat Gcnner 'hat verschiedene Zu­
stände in dren Schulen Niederösterreichs oe­
kanntgegeben. Er hat sein Wissen angeblich
aus Briefen genommen, die 'von Lehrpersonen
an ihn geschrieben 'Wurden. Ich würde den
Herrn Landesrat bitten, daß er uns ,diese Briefe
im Original vorleg't,clennes kann sich nlll

keine :besonders große Anzahl von Lehrperso­
nen handeln, die dem ,Herrn Landesrat Genner
geschrieben haben. Von den OrtschaHm, die
er aufgezählt hat und aus welchen die !Briefe
stammen, könnte icha,uf Grund meiner Kennt­
nisse {kr Organisatiünsverhältnisse des ,Lehr­
personals fast die Namen der,er nenr;en, von
denen die Briefe geschrieben sein Ikönnten. Ich
kann ,dem Landtag ruhig sagen, ,daß sich die
.J\1itglieder ,cler Lehrerschaft, die sich zur Partei
Genners bekennen, ich glaube, an den zehn
fingern unserer beiden Hä'nde abzählen ließen.

Wenn der Herr Landesrat Genner aus dem
Bezirk Baden berichtet, daß dort ein Lehrer­
mangel besteht, während in anderen Bezirken
angeblich ein Ueberhang vorhanden sei, so ist
das etwas, was in einem lebenden Betrieb immer
möglich ,ist. Ausgleichsmöglichkeiten sind aber
gegeben und werden sicherlich auch in An­
spruch genommen, d'enn - wir kommen ja
später nochdar3uf zurück - es gibt hier auch
eine Möglichkeit, um in eil1'er anderen Weise
zu helfen.

Interessant ist, daß der Herr 'Landesrat die
Lehrplanfrageangeschnitten hat. Die Lehr­
pI anfrage bedeutet gewöhnlich ein Spezial­
gebiet, das besonders den fachleuten vorbe­
halten ist. Er hat hier 'von einem Wissens­
ballast gesprochen, ,der trotz Glöckelscher
Schulreform darinnen st,eckt. Der Herr 'Landes­
lat hat aber dabei vergessen, daß der fach­
lTlann zwei Arten von Lehrplänen unterschei­
det, sogenannte Minimal-Lehrpl,äne und Maxi­
mal-Lehrpläne. Ich kann ihm zu seinem Trost
sagen, die in Niederösterreich und im gesamten
ß undesgebieteingeführten Lehrpläne sind
!v\.aximal-,Lehrpläne, das heißt, man kann die
Lehrziele dieser 'Lehrpläne erreichen, wenn es
möglich ist, man ist aber nicht dazu verpflich­
td. Ich kann auch versiohern, daß es hier nur
die Lehrerpers'önlichikeit sein Jnnn, die ,den
richtigen Weg findet, um für das vOThande'l]f:'
K'lassenmateriia,l dien 'nohvendi'gen ,stoH, der an
dieses Klassenmaterial herangetragen werden
kann, im Rahmen des Lehrplanes richtig ,zu er­
fassen und herauszusteHen. Im ü'bri'gen könnt\.'
ich dazu noch sagen, daß der Lehrplan nichts
Starres ist, wie denn die Schule überhaupt eine
Betätigung mit etwas Lebendigem darstellt; es
sind daher 'Von seiten des Ministeriums für
Unterricht an die gesamte Lehrerschaft schon
seit längerer Zeit Aufträge ergangen, Vor­
schläge zu einer Umgestaltung und Moderni­
sierung der Lehrpläne auszuarbeiten. Die 'Leh­
rerschaft ist eifrig am 'Werke, diese Aufgabe
zu erfüillen.

Wenn der Herr Landesrat Oenner über die
Schwierigkeiten sprioht, die durch den Mangel
ilJl RaulII der Wechseluflterricht :mit sich 'bringt,
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so ist dies leider eine Tatsache, die aber nicht
wir geschaHen 'haben, sondern die durch die
Kriegsfolgen eing'etrd,enist. 'In manchen Ge­
meinden und Dörfern - das möchte ich be­
tonen - wird dieser Zustand noch dadurch
verschärft, draß bis heute noch nicht alle Schul­
gebäude dem Zwecke, ~ür den sie errichtet
wurden, zur Verfügung gestellt wer,den k,önnen.

Wenn ·der Herr Abgeordnet,e Oenner weif.er
darüber klaigt, daß rbei manchen Schulen k'ein
Zeichensaal vo'rhanden ist, so möchte ich dar­
a.uf antworten, daß in eirner modernen Schule
überhaupt kein Z'eichensaarl errichtet werden
braucht, weil wir davon abgehen, Klapphänwe
in den Klassen zu ,verwenden. Bei modemen
Schulen gehen wir jetzt ,zur Benützung von
S,tÜ'hlen und Tischen 'Über, ,dk es ermöglichen,
auch den Zeichenunterricht, so wie er bisher in
einem ZeichenSla,al erteilt wurde, in der Klasse
selbst durch:z,u'flÜ'hren.

Das Malheur der einklassigen Schulen, di·e
angeblich 25 Prozent ausmachen -- es können
auch um einige Prozent mehr sein - ist nicht
so groß. Wir wissen, daß gerade aus einkllas­
sigen Sohulen oft die tüchtigsten M'enschen
hervorgegangen sind. W,enn ·ein Lehrer witik­
lich mit Leib und Seele Lehrer ist, drann
v.-ünscht er sich ,die TMigk'eit an 6nrMassi'gen
Schulen, weil er dann die Kinder ,die ganze
Schulzeit hindurch unter seiner Führung hat.
Diese einklassigen SCihwlen sind vieHach nur
von 15 bis 20 rSchrülenn 'besucht, wodurch die
persönliche Fühlungnahme 'erst richti'g wirk­
sam wird. Mran darf daher die einklassige'
Schule nicht in Bausch 'und Bogen 'einfach als
sohlecht hi'nstellen. Die ei'nlklassi'gen Schulen
sind auch Schrulen,in denen der Lehrer nicht
nur ·als Lehrp,erson, sondern auch als Hand­
wer'k'er und Künstler tätig ist.

leh möchte von dieser StocHe aus die schwere,
aber gute Arbeit, die unser·e Lehrer an ein­
klassi,gen Schulen leisten, besonders hervo'f­
heben und ihnen namens des ,Landtages und
namens meiner F~aiktion für -ihren Dienst, den
sie o·ft an sehr exponierten undabgeschiedcnen
Ort,en 'versehen, ,den rDank z,um Aus·druck brin­
gen. (Beifoll rechts.)

Wenn auch verschiedene Uebelstände bei
Schulgebäuden angeführt wurden, so glaube
ich kaum, daß es einen Zauberer unter uns gibt,
der in wenigen Jahr·en alles das aufholen K,ann,
was im Verlaufe der Hitler-Zeit versäumt und
in der Naohkri'egszeit vernichtet wlir.de. Wir
können trotzdem feststellen, daß zum Beispiel
die Schule in Ternitz im Aufbau begriHen ist
und daß auch bereHs Pläne 'für neue Volks­
und Hauptschulen in Angriff genommen er­
scheinen.

Was die Frage Teesdürf und Ober-W,alters-

dorf betrif-ft, wOZ'U Herr Landesrrat Genner
sagte, e!:i wurde seitens der OeVP ein Antrag
nur zu dem Zwecke ei,ng,ebracht,um diese hei­
den Schul'en abzuwrürogen, möchte ich dazu fest­
stel'len, daß die no,twendigcn Verhandlungen

. nur deshalb geführt wurden, um in 'b eid e TI

Orten eine Hauptschule errichten zu ,k,ö'nnen.
Ich bin davon überzeugt, daß· es zur Erfüllung
diesler Pläne schon in der nächsten Zeit kom·
men wir·d. Daß ,die ISchul'verwaltu11lg und ,auch
das zuständiige .Amt der Landesregierung im­
mer wieder vorsichtig und planend verhandeln
müssen, is,t klar, weil wir heute bei der Neu­
prrichtung einer Hauptschul,e noch 'gar niC'ht
wissen, wie das Absinken der Schülerzahl, das
sich jetzt i'n der Volksschule bemeflkbar macht,
aurf die Hauptschulen ,ühergreif,e·n wird.

Wenn Herr Abg. Kreiner das B'eruf9-~md

Fachschulwesenang,ezogen 'und mit dem land­
wirtscha'ftlichen Schulwesen verglichen hat,
dann nehme ich zur Kenntnis, daß er dami,t
keinen Angriff auf die Landwirtschaft ;g;emacht
hat. Sachlich möchte ich ihm aber dazu folg.en­
des entgegnen: Die lamhvirtschaHlic!hen Schu­
J.en befinden sich 'viellf,ach 'erst im Aufbauzu­
stande, wodurch natürlich jetzt ein größerer
Oe1daufwand er'forderlich ist, als das bei man­
chen gewerblichen IFachschul'en, die bereits 'vor
1938 bestanden haben, der ,F a11 ist. Ich bin
davon· überzeugt, daß der Bet6eb dieser Sohu­
Jen den joetzigen Geldaufwand wettmachen
wird. Eines muß dazu noch festges'tellt werden.
Es ist eine Tatsache, daß bis zum ].ahre 1938
gerade das landwirtschaftliche Fach- und Be­
rufsschulwesen noch ein Stidkind 'gewesen ist,
so daß hier bei ihrer rEntwicklung noch vieles
aU'fzuho,len ist, was in der Vergangenheit ver­
säumt wurde.

Wichtig ·ist, daß .zum gesamten Schulwesen
-des Land~s auch die Kindergärten gezählt
werden. Die Kindergärt,en sind in unseren
A,ug,en nicht eine Stätte der Fürsorge, sondern
sie sind bereits ein Teil der Erziehung des
jun'gen :Menschen. Das hat das L:andNieder­
österreich auch immer richti:g erkannt, und es
ist g,ewiß anerkennenswert, daß im Verlaufe des
'ver,ga;ngenen Jahres wieder zehn weitere Lan­
deskindergä'rten eröffnet wurden, so daß sieh
jdzt die Gesamtz,ahl ,der Kindergärten auf 225
beJ.äuft.

für ,den Wiederau,fbau der zerstörten iSchul­
gebäude best,eht der Schulbaufonds. Wir wiss'cl1
ganz genau, daß dem Gesetze nach wohl die
Gemeinden vel1Jf1ichtet wären, :für den Schul­
bau zu sO'rgen; wir wissen aber auch, daß es
die heutigen V'erhäUnisse den Gemeinden un­
mö'glich machen, die notwendigen 'Schulbautel1
aus eigener Kraft ·ausz,U']ühren. Es hat sich
daher auch die OeVP .zu dem System ,des



Schulhaufonds bekannt und wir 'haben heuer
den Erfolg zu verzeioh~en, daß mit rund zehn
M'illionen Schi! Iing 78 Gemeinden durch diesen
Schulbaufonds derartig unterstützt wurden,
daß sie in die L,age kamen, 'neue Schulen zu
errichten oder durch Um- und Zubauten neuen
Schulraum zu schaffen, wodurch die verschie­
denen lIGagen üiber die Schulraumnot nach und
nach verschwinden werden.

Eines steht natürlich auch fest: IDie Mittel,
die dem Schulhaufonds zur Verfügung stehen,
sind, wie jede Budgetpost, beschränkt. Sie konn­
,jen aber trotzdem im hetlfi,gen Budget hedeu­
tenderhöht werden. Wir wissen ganz genau,
daß die eingetretene Verteuerung ,der Bauma!e­
rialien ein größeres Bauprogramm, wie es in
den verg.angenen jahl't:,n 'erstellt wurde, heuer
nicht zulassen wird. Um so Dütwendiger wir,d
es. daher s'ein, daß mit den vorhandenen Mit­
teln richtig hausrgehalten wird. Wenn ich nun
eine Bitte vortragen darf, so ist es die, zu­
nächst einmal zu trachten, die bereits in Bau
befindlichen Schulgebäude zu vollenden und
dann das rHaupt,augenmerkauf di,e im Rück­
stand g<.'bliebenen kleineren Schrulen des nachen
Landes zu richten, damit auch dort moderne
Schulverhältnisse :geschaHen werden. Dort
können !\1rämlichin Idas Schulibauprogramm ,eine
sehr große Anzahl von Schulen ,einhezogen
werden, weil oH nur Reparaturarbeiten not­
wendig sind, deren Kosten aber heute für die
Gemeinden nicht mehr tra~bar sind.

Wenn die ISchuJ.glesetzgebung heute wohl
mm großen Teil,e :nicht mehr eine Angelegen­
heit des :Landes ist, so beeinträchügt sie doch
unserrSchulwesen ,im Lande '~anz berdeut~nrd,

denn wir düden nicht vergessen, daß die Be­
so,ldung ,des Lehrpersonals, wie ich angeführt
habe, naoh wie vor eine rBunctesangelegenheit
ist. Durch die verschiedene rBer·echnung der
Dienstposten und die verschiedene Betracht'ung
der tatsächlichen Verhältnisse entsteht eine Dif­
ferenz, die in irgendeiner Form üherbrückt
werden muß, damit das Schulwesen unseres
Lauldes nicht zu Sohaden kommt. Ich ,führe
hi,erzu nur ein Beispiel an: Bek,anntlich 'fechnt"t
das finanzministerium für ,die 'VoliksschuJ.e pro
Klasse einen Durchschnitt von 30 Kindern;
wenn nun hei den iVolksschulen das ,finanz­
ministeri.um erklärt, wir hahen heuer um 9000
Schulkinder weniger, so Ibedeutet das, durch 30
dividiert, 300 Lehrerpostenzuviel. Die Hech­
nung stimmt, der Grundsah ist eingehalten,
aber in der Praxis schaut das 'glanz anders aus.
Die 9000 Schulkinder sind nämlich nicht aus
einer Schule oder ,aus einer Klasse oder aus
einem Bezirk genommen worden, sondern sie
verteHen sich auf runcl 4000 ibis 5000 Klass<Cll,
so daß auf ,eine Klasse nur der Abgang eines

einzigen Kindesbzw. von 1,3 Kindern ent­
f,ällt. 'Wegen 1,3 Kinder k,ann selbstverständ­
lich eine Klassenzusammenlegung nicht stat't­
finden.

Aus ,dieser DiHerenz zwischen Theorie und
Praxis ergibt sich aber, daß das Land durc'h
,den Ei'nsatz von 8 MiHionen Schilling einen
wichtigen Teil der Lasten übernimmt und da­
mit verhindert, daß unser Schulwes,en unter
den Bundesdurchschnitt sinkt. Wir können im
nachhinein auch feststeHen, daß die Scihuher­
hältnisse gegenüber ,den Zeiten vor 19308 auch
in Niederöster'feich wesentlich günstiger sind,
denn es hat auch in den besten und finanzi'ell
kräftigen Zeiten bei uns nie den Zustand 'ge­
geben, daß wir eine durchschnittliche Schüler­
zahl von 31 per Klasse geh,aiht haben.

für uns als Lehrpersonen kommt damit aber
auch noch eine zweite frage zurL'Ösung. Durch
die Berechnung des :Finanzministeriums über
die notwendigen Lehr,erposten würde für uns
Niederösterreicherauf lange Zeit die IMöglich­
keit abgeschnitten sein, der junglehrerfrage
eine entsprechende Wendung zu geben. Und
wenn wir im allgemeilnenvon 'einer Vollbeschäf­
tilgung redren, so gehört im besolld.~ren sel'bst­
verständlich auch der geistige Arbeiter dazu,
und zu dem zählt ,der ILehrer. Darum sind wir
auch vo'n dem Standpunkt der Möglichkeit
finer Versor,gung der junglehrer in ,gewissem
Ausmaß und in gewissen Grenzen danülber be­
friedigt, daß das Land Niedefiösterreich diese
Summe in ,den VoranschlClg rfür 1952 einge­
~etzt hat.

Im schulgesetzgeberischen . Abschnitt wurde
drurch das iBundesmi,nisteriumflür Unt<erricht
der Entwurf eines b'llndes,einheitlichen Schu'l­
gesetzes dem Ministerrat vorgelegt und von
diesem auch genehmigt. Dieses einheitliche
Di~nstge&etz für die ILehrpersonen war Inot­
wendig geworden. Es ist auf die Dauer nicht
tragbar, daß in neun verschiedenen Bundes­
ländern bei ei'l1!heitlicher Besoldung neun ver­
schiedene Dienstgeset.ze vorhanden sind. Diese
gleichmäßige Regelung ergibt sich aus ver­
schiedenen Anlässen. Ich möchte nur ein Bei­
spiel arnführen, das sich auf die verschiedent­
hehe Behandlung der Lehrerin in ~en Dienst­
rech tsgesetzen hezieh t. In manohen Gesetzen
war die Lehrerin mit dem Lehrer vollkommen
g'leichherechtig,t; in landeren iLändern durfte die
Lehrerin überhaupt nicht heiraten,es bestand
,dort ein Ziölihat, das heißt, wenn sie heiratet,
muß sie aus dem Dienst al.l;Sschei'den. In einem
anderen Lande wieder durfte sie nur rmH Zu­
stimmung der Dienstbehörde eine 'Eihe ein.gehen,
ohne aus ,dem Di!enst auszuscheiden; in ei!nem
vierten :Land schHeßlioh durfte die 'Lehrerin
erst heiraten, wenn sie ein gewisses Alter,



und an die Definitivstellung denke. Es wurden
bereits 3340 Dienstposten ,definitiv besetzt,
während noch 302 Posten ausgeschrieben sind.

Die Schaffung des Lehrervorschlagsaus­
schusses hat sich als gute Sache erwiesen, denn
von den 'Ernennungen, Idie im jahre 1951 er­
folgten, wurden 983 einstimmig beschlossen, und
nur 34 wurden über einen Dreiervorschlag
durch die Landesi"egiüung erledigt. Ich glauhe,
daß diese Ziffern für die Richtigkeit des einge­
sch lagenen Weges spr,echen.

,Ein besonderes Augenmerk müßte in der Zu­
kunftnamentlich einer Gruppe von Lehrperso­
nen zugewendet werden. Es sind dies die Hand­
arheitlehrerinnen. DerHandarbeitsunterricht ist
eine sehr wichtige Angelegenheit und ist im
Zusammenhang mit demhauswirtschaftlichen
Unterricht eine frage, Idie die gesamte Bevöl­
kerung interessiert. Auch in den städtischen
Gebieten, wo dieser Unt'erricht schon mehr
intensiviert ist, ist es notwendig, noch mehr
darauf zu achten. Aber ich weiß, daß nament­
lich die bäuerlichen Gemeinden diesen Unter­
richt und seine Ausgestaltung ausdrücklich
verlangen. Die Stellung der Handarbei,tsl'chrerin
muß aber nach ihrer Vorbildung, ihrer recht­
lichen fundierung mld auch in bezug lauf ihre
Besoldung wesentlich anders gestaltet werden,
als es heute der fall ist.

Wenn hier noch etwas zu der Lehrerfortbil­
dung gesagt werden soll, so ist es die Tatsache,
daß das Land ,hier in gewisser Hinsicht bereits
eingesprungen ist. Die Lehrerfortbil'dung, deren
Notwendigkeit 'Von niemand bestritten wird, ist
genau so wichtig wie die Fortbildung des Me­
diziners, ansonsten tritt ein Rückschritt ein; sie
ist in der Zukunft noch zu verstärken.

Die Aufgaben, die der Lehrerschaft in un­
serem Lande nach wie vor bevorstehen 'lll1d die
sie zu erfüllen hat, gliedern sich, wie ich bereits
im vergangenen Jahr zum Ausdruck gebracht
habe, in die Vermittlung des Wissens und, was
heute besonders wichtig ist, in die Erziehung
der jugend. Gerade diese zweite Frage ist im
Interesse des Landes und des <Staates von alIer­
größ'ter Wichhgkeit. Wenn heute imiJ11,er wieder
behaurtet wird, die jetzt 'heranwachsende
jugend sei von Haus aus nichts wert, dann
verfallen diese Beurteikr meist in den fehler,
daß sie einzelne Fälle verallgemeinern. Leider
Gottes weroden immer ehe schlechten fälle nur
zu gerne gesehen und gerade bei diesen eine
Verallgemeinerung vorgenommen. Wenn wir
aber Z'UI11 ßCii.spiel ,an den jungen Burschen von
Hagenbrunn ,denken, der im 14. oder 15. Le­
bensjahr stand, bei seinem ,Stiefvater zu Hause
war und durch ein jahr hindurch einen Ar­
heitsrlatz gesucht hat, der endlich ei'nen sol­
chen Arheitsplatzmit freude fand und nun
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sagen wir das kanonische Alter, erreicht hat.
Sie sehen aus diesem ,Beispiel, daß es auf ,di,~

Dauer unmöglich ist, neun verschiedene dienst­
liche Bestimmungen in Kraft zu halten.

'Leilder vermissen wir immer noch die He­
schluß-fassung über ,das Schul- und Erzi,:hungs­
gesetz. Diese Frage ist heute bereits von einem
Redner der Sozialistischen Partei angeschnitten
worden. Ich stehe nicht an, zu erklären, daß die
Differenzen in der AuHassung über die Grund­
lagen ,dieses Schulgesetzes wohl weit auseinan,­
dergehen, daß es aber möglich ist, sie zu 'über­
brücken. Denn es bedeutetkein,;n Rückschritt,
wenn wir moderne iSchulgesetze i'n Anwendung
bringen, die nach anderen Grundsätzen aufge­
baut sind als das Gesetz vom Jahre 1869. Ich
verweise nur auf die Beispiele, ,die namentlich
die westlichen ,Länder gegeben haben, aUf die
Schulgesdzgebung in Holland, Belgien, Frank­
reich und in der Schweiz, wo unter Aufrecht­
erhaltung eines hohen Schul niveaus trotzdem
solche Fragen, wie freie Wahl der 'Eltern für
ehe Erziehung der Kinder, einer guten Lösung
zugeführt wurden. Ich hin auch davon über­
zeugt, daß dabei die I,Lehrerschaft keinen Scha­
den nimmt. Wir brauchen nur an einen Weg
denken, der bis heute noch nicht beschri!toen
wurde, den ich ,aber immer im Auge habe,näm­
lich die Unterstützung dieser umstrittenen
Schulen j'n der Form der lebenden Subvention.
Für das zugewiesene Lehrpersollal müssen das
gleiche Dienstrecht und die gleichen besol­
dungsrechtlichen Vorausselzungen gelten wie
für das Lehrpersonal an aHen anderen öffent­
lichen Schulen. Sie müßten in jf:'der Beziehung
dem Personal an 'öf!f'entlichen Schulen ,gleich­
gestellt sein, so daß auf diese Art nicht das
eintreten k;ann, was heute HP1T Dr. Skingötter
gesagt hat, daß dadurch die Arbeitslosigk.::it
im Lehrberuf vergrößert oder die dienst- oder
besoldungsrechtliche Stellung verschlechtert
wird. Es gibt einen W,eg, 'nämlich die Verhand­
lungen einzuleiten 'und sie so zuführen, dal)
wir auch hier einen igemeinsamen Nenner
finden, denn ,das Wichtigstedaran ist und
bleibt, daß wir endlich zu einem Gesetz kom­
men, das die SchulverhäJt.nissegru'l1dlegend
regelt. ..

Das Schullaufsichtsgesetz ist ehenfalls. noch
ausständig. Zu diesem Kapitel, Herr Abgeord­
neter Dr. iSteingötter, gehört die F rage der
Reaktivierung der verschiedenen Körp~~rschaf­

ten, die Sie hier im Auge haben, des Bezirks­
schulrates 'und des. Landesschulr,ates.

In 'personeHer Beziehung hat das Land Nie­
derösterreich ziemlich Ordnung ge'lllacht. Wir
sind in Niederösterreich 'vielleicht vonal1cn
Bundesländern an erster Stelle, well'nich an
die Lehrerernenlll1l1g, an diePrag'1l1il1isierung
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seinc EHern um 7.30 S gebeten hat, um damit
dic erste \Xlochenk,arh: zu kaufcn, dann dieser
Betrag aber vo'n den Eltern verwei:gert wurde,
der darauf aber nicht das 'Übliche getan hat,
nämlich betteln, einbrechen o,der stehlen zu
gehen, sondern sich durch ,Sammeln von Alt­
metall diese paar Schillinge zu erwerben suchte
und dabei :Hand und fuß verlorcnha't, so ,ist
das ein Beispiel dafür, daß unsere heutige
Jugend auch einen anderen Weg kennt, als den
des SC'hlurfs. In der Jugend st'eckt ein gesunder
Kern, der nur durch die öffentlichen 'Einrich­
tungen entsprechend zu fördern und zu
~,chützen ist, ,damit dieses junge Menschenge­
schiecht nicht einmal SchiffbrLlch er'eidet. AllS
diesem Grunde hat auch die Schulverwaltung
an Sielle der Beurt'eilung des Kindes durch
{Ien K,atalog, den sogenannten Schülerbeschrei­
bungsbogen eingeführt. Das bedeutet eine Ar­
beit, welche die LehrerschaH zusätzlich leiste:
L1nr! die ,ihr sehr viel vO'n ihrer freizeit nimmt.
Di~'s{'r Schülerbeschreibungsbogen zwingt aber
den Lehrer, das Kind ständig zu beobachten,
auf scine bigenarteneinzugehen, sowie daraus
die notwmdigen methodischen lind didaktischen
Folgerungen indivi,duell fürdcn Unterricht und
die Erziehung abzuleH'Cn. In dieser Hinsicht
kommt also dies'er lehn:rarbeit sogar eine
staatspolitische Bedeutung zu, denn die i'ndi­
viduclle 'Behandlung des Kindes re:ißt die pola­
ren Gegensätze, die zwischen dem vergangenen
und dem jetzigen Jahrhundert in der Gesell­
schaftsordnung aufschienen, nieder. Vor mehr
als 100 Jahren war ,die Zeit des 'Liberalismus,
und 100 Jahre spä,ter halben wir am eigenen
Leibe ein Zeitalter erlebt, wo eine nationalsozia­
listische Gemeinsohaft die ganze ,Macht an sich
gerissen hat. Zwischen diesen heid:en Welten
kann mit ganz wenigen Sätzen - das hat
einen wesent:JichenEinfluß auf die erzieherische
Tätigkeit - das folgende Charakteristirkum lan­
,g,ewendet werden: Wenn wir in der Zeit des
Liberalismus eine Zeit der freiheit ohne Ord­
l1ung gehabt haben, so haben wir i'n dem tota­
litären System des Nationa Isozialismus eine
Ordnung ohne freiheit erlebt. Wir wünschen
uns beides nicht mehr. Wir wollen unsere
Jugend in dem Sinne erziehen, daß sie in eine
Ordnung mit freiheit oder in eine freiheit mit
Ordnung' hineinwächst. Das ist dasW'esen t ­

liche, wekhes den österreichischen Menschen
<,usmacht, der in seiner ursprü'nglichen form
und Ausdrucksweise das Barocke in sich trägt,
in seinem Inneren ,der Romantiker ist und
hleibt, der in die neue Zeit aufgeschlossen
hineingeht.

Darum steht die lehrerschaft Duf dem Stand­
punkt, diesem Ideal zu fo,l,g·en, Wenn nun die
LehrerschaH dieses Landes an der Arbeit ist,

dann weiß sie ganz genau, daß sich ihre Tätig­
keit nicht von heute auf morgen erstreckt, SOI1­

derndaß sich ihre Tätigkeit auf Generationen
hinaus auswirken wird. Darum kann diese Ar­
beit nur von Menschen ,geleistet wer,den, die
durch und durch Oph111'ist'en sind.

Wir haben leider in ,diesem Hohen Haus von
seiten der Redner des Linksblocks immer
Sachen gehört, die unsere ga'nze Situation in
Oesterreich und in Niederösterreich nur von
der pessinJistischen Seite aus beieuchtet haben.
Wenn hier sogar die Verlagerung der Industrie
ins Treffen geführt wurde, so möcht'e ich dazu
sagen: Wenn auch alle Gründe dafür ange­
l'ühr! wurden und die absurdesten Motive ge­
sucht werdm, so k'ann man doch gewiß nicht
sagcn, wir könnten ldii,e Eisenindustrie nach
Niederösterrei:C'h bringen, wenn wi,l' eben den
Erzberg verschieben könnteil. Darüber aher
pessimistisch zu werden und anlier Zukunft zu
verzweifeln, ist gewiß 'nicht notwendig, denn
eines steht fest und ,daran hält die niederöst'er­
reich ische Lehrerschaft aller Richtungen :fest:
Pessimismus hat die Menschheit noch nie um
einen Schritt weitergebmcht, aber richtigen,
iiicht rosarot gefärbten Optimis'l11us, also be­
gründden Optimismus wollen wir durch di,~

Schule in die Kindrr hineintragen. !Das ist das
ZaubermiHel, um die Zukunft uns'erer öster­
reichischen Heimat zu sichern. (Lebhafter Bei­
fall bfi der Volkspartei.)

2. PRASl!DJENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Pos pis eh i 1.

Abg. POSPIISOHIL: Hoher ,landtag! Ein:,
eier traurigsten Erscheinungen dieser Z'eit ist
ohne Zweifel :die trostlose Lage der schulent­
lassenen Jugend. :So stellte der Dienstposten­
plan fü, die gewerbl,ichel] rBeruf'sschulen für
1952 unter anderem ·fest, daß die Schülerzahl
innerhalb eines Jahres um 823 zurückgegang,cn
ist. Nicht weniger als acht rBemfsschulen, näm­
lich jene in Dr'Ösing, Groß-Weikersdorf, Kirch­
berg, Laosdorf, iRavelsbach, St. Leonhard,
St. Pölten und Yhbs, wurden stillgelegt. Hier
anzunehmen, daß dieser Rückgang nur auf die
sinkende Geburtenziffer der betreffenden Jahr­
gänge zurüCikzufiÜihren sei, entspricht nicht den
T,atsachen. Der Rückgang der Geburts'jahr­
gänge 1931 bis 1934 bzw. 1934 bis 1937 ­
das sind jene Ge'burtsjahrgänge der ,im Schul­
jahre 1951/52 überwiegend aufscheinenden
Lehrlinge - beträ1gt in Nieder,österreich 3219,
,das sind 4,6 Prozent; der Hückgang bei -den
Lehrlingen in diesen vier ]ahrgä1ngen beträgt
aber 2300, das sind 13.15 Prozent! Die Ur­
sachen dieser alarmierenden Ent1wicklung
sind nach unserer Meinung in der Tatsache zu
erkennen, daß ein akuter Mangel an Lehr­
stellen eingetreten ist. Mit anderen Worten
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heißt ,das, es ist ein ständiiger Rüc:kgang in der
Lehrlingsh,altung festzustellen. Das zeigt auch
der Bericht der Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft, der sich ll1'i,t dieser Tatsache befaßt und
feststellt, daß al,lein von 1948 bis 1950 ein
Rückgang von 3000 'Lehrlingen 'eingetreten ist.
Dazu kommt noch, daß durch die ständige
Senkung 'des 'Lebensstandards die Jugendlichen
vieHach gezwungen si'nd, eine 11l1qualifizierte
Arbeit ,anzunehmen, um mitzuhelfen, die f a­
milie zu erhalten. Auch das ist ein Ausdruck
der steigenden Verelendung. iDie Unternehmer
begründen die sinkende Lehrhngshaltung mit
den hohen finanziellen Kosten, die ihnen da­
durch erwachsen, und 'Verlangen - das ist
wirk'lich sehr bezeichnend -- den Abbau der
hemmenden Bestimmungen des Jugendschutz­
gesetzfS und eine Aenderung der Vorschrifkn
der Gewerlbeor-dnungfür dasiLehrlingswesen,
da diese Vorschriften,i'hrer Meinung nach, den
Jugendlichen zu viel Schutz gehen. iDasist aber
noch nicht alles. >Dazu 'kommt noch die For­
derung nach dem Abbau der 44.JStunden­
Woche, ferner di'e Forderung nach Verkürzung
der Urlaubszeit und der Wochenendfreizeit,und
auß'erdem 'noch die Forderung ,des starren Ver­
botes der Sonnbgsarbeit. Soweit aus dem Be­
richt der Kammer der gewerblichen Wirtschaft!
Mit anderen WOTten heißt das, di,e Unterneh­
mer versprechen, bei der Erlaubnis einer ver­
steckkn Ausbeutung der 'Lehrlinge mehr Lehr­
steHen zur Verfügung zu stellen. Es soll also
hier wieder die ;gleiche alte Methode angewen­
det werden, die scho'neinmal in den Krisen­
jahren der Massenarbeitslosigkeit angewendet
wurde. Damals wurde von der Unternehmer­
schaM die Massenarbeitslo'Sigkeit dazu benützt,
um die L'öhne und diie Rechte der in Arbeit
stehenden Menschen herabzudrücken, was da­
mals auch tatsächlich vielfach mit ,dem Hin­
weis darauf gelang: Wenn es dir nicht paßt,
so s'tehen dr,außen schon hundert andere, die
darauf warten, deinen Al'beitsplatz einzu­
nehmen. Das ist zweilf'e'1los ,eine der scheußlich­
sten Erscheinungen der kapitalistischen - Zeit­
rechnungen.

Nun ist es aber auch hier so, daß die in
Arbeit st<ehendenLehrlinge die im jahrzehnte­
lang'en K'ampf der Anbeiterschaft errungenen
Rechte dafür opfern sollen, um den stellenlosen
Lehrlingen !Lehrst,eHen zu schaffen. iDen Her­
ren Unternehmern sei 'an dieser Stelle gesagt,
daß Idie Zeit nicht stillsteht; es wird ihnen auch
nicht ,gelingen, sie zurückzudrehen.

Will man aber dieses ibrennende Problem der
Jugendarbeitslosigkeit lösen, so wird es meiner
Meinung nach :notwendi1g sein, 'Von Plänen, die
auf dem Papier stehen, ,zu ei'ner wiJ1klichen und
tatsächhch:en Hilfe zu schreiten. Es ist hekiannt,

daß ein Arbeitsausschußfür Jugendarheits­
losigkeit schon über ein Jahr besteht. Er sieht
eine stärkere Ueberführung der Jugendlichen
in die llandwirtschaftliche Lehre vor, er befaßt
sich des 'weiteren mit einem Werkschulplan,
das heißt mit der Angliederung von Sdhul'enan
Großbetriebe bei halbtägiger iBeschMbgung.
Aber diese Pläne stehen, wie ich schon gesagt
habe, auf dem Prapier, und man muß feststellen,
daß noch 'keine wirklich kon'kreten Erfolge in
,dieser Sache eingetreten sind.

Nun wäre <es aber vollkommen fialsch, in dem
RrÜckgangan Lehrlingen und damit in dem
Rückgang an qualifizierten Arbeitskräften aus­
schließlich einen 'Schaden für Jugendliche zu
erblicken. Die Auswirkungen sind viel weit­
reichender; sie erstr<eoken sich auf di,e g,anze
Wirtschaft und die gesamte iBevölk,emng, sie
sind schließilich mitbestimmend bei der Schaf­
fang des Nationaleinkommens, da dOlch die
fortschreitende Technisierung, die 'forHaufende
Modernisierung eine immer stärkere und auf
breiterer Basis erfolgende Ausbildung und
Schulung verlangt. Hier kann es, meiner Mei­
nung nach, keinen anderen Ausweg geben, als
in großzügiger Art und Weise LehrwenkstäHen
zu schaHen, die auch den AnfOTderungen, die
heute an den Arbeiter im modernen Pwdutk­
tionsprozeß :gestellt werden, Rechnung trager1­
Das heißt aber nicht Kampf der MeisterJ.ehre,
sondern wirksame 'Btlkämpfung der Jugend­
arbeitslosigkeit!

Unbedingt nöüg wird aber auch die rasche
Vermehrung der Landesfachschulen s'ein, die
bisher nur für wirtschaftlich starke Gewerbe,
und zwar insgesamt :für 10 Sparten, vorhanden
sind. Es muß ein P.lan ,ausgearbei,tet und in
die Tat unigesetzt wel1den, der di,e finanzie­
rung so.Jcher fachschulen für a\.l<e Gewerbe
und aBc Jugendlichen ermö1glicht.

Wenn es im Mohvenlbericht Ides schon er­
wähnten Dienstpost,enpl'anesfür die gewerb­
lichen SchuIen zum ISchluß heißt, daß er mit
Rücksicht auf die angespannte ,finanzielle 'L'ag,e
des ,L'andes erstellt 'Wurde, so iheiß,t das, ,daß er
nich t den Bedüpfnissen der Jugend 'entsprechend
erstellt wunde, sondern entsprechend den Er­
fOTderni'Ssen der kapitalisNschen Bankrottpoli­
tik. Also gegen die Jugend, die bessere und
mehr Berufssoh\.ilen braucht, die Lehrwerkstät­
tcn braucht und die nicht die Aussicht haben
will,eventu~ll eines Tages wieder in einer Ka­
SErne zu landen.

:2. PIRÄSIiDENT: Zum Wort gelangt die
frau Abg Czerny.

A'bg. Anna CZIERNY: Hohes Haus! Wenn
wir di<e Ziffern der Gruppe 2üiherhliokel1, dann
können wir fest'St-ellenr, daß in den Endziffern
der Ausgaben auf Seite 63 im Voranschlag des
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j.ahres 1952 ein ganz erhebIich höherer Betrag
aufscheint als im Voranschhg für 1951. Der
Betrag ist um fast 9 ~~ Millionen Schilling
höher ,als im j,ahre 1951. Wenn wir dann die
einzelnen Zirffern dv.rchgehen und hierbei auch
auf den Schulbaufonds 'kommen, dann können
wir feststellen, daß hier eine Reihe von wich­
tigen Dingen geschehen ist.

·Es wurden aus dem Schuloba ufOüds an 31 Ge­
meinden SU'bventionen über 50.noo S gegeben,
an 47 Gemeinden Subventionen unkr 50.000 S
mit einem Gesamtbetrag von 4,852.900 S. Dar­
lehen wurden an 30 Genwinden in Höhe von
über 50.00n S und ,an 12 Gemeinden unter
1)0.000 ,S ,gewährt, Zll'sammen 4,360.000 S, das
ist 'ein Oesall11t1betrag von 9,212.90nS. 'Darüber
hinaus wurde auch :an 9 Gemeinden ein Zin­
sel1ldienst und THgungsdienst mit einem Ge­
samtbetrag von 121.700 S geleistet. Das sind
Beträge, die gewiß nicht als gering 'bezeichnet
IVfrden können und die uns z,eigen, daß das
land Nieder·österreich im abgelaufenen Jahr
auf dem Gebiete der Scihulrbauten nicht gerade
untätig war.

Es wird Sie vielleicht auch interessi'eren, daß
im abgelaufenen Jahr 3 Volksschulen wi~der

aufgebaut wurden, 3 Volks- und Hauptschulen
neu errichtet und 5 VÜ'I:ksschulen ebenf,aHs neu
errichtet wurden. Bei 3 Hauptschulen 'Wur,de
eine Erwe·iterung vorgenommen. Alle diese liif­
\'ern zeigen uns, ,daß wir uns auf diesem Ge­
biete bestiil11'mtauf ,dem richtigen Wege be­
finden,

Wenn wir uns im Voranschlag auch ansehen,
wie es um di'e FachschuIen st'eht, dann :können
wir daraus entnehmen, daß für die Fachschule
in Waidhafen ein erheblicher Betrag vorge­
seh'en ist, ebenso f'ür die F,aohsch nIe in Groß­
siegharts, während ,der Betnag, der für die
frauenberufsschule in Hol1~brunn ausgewor­
fen wird, nicht 'Ü'berwälNgend ist. Er beträgt
im Sachaufwand 74.200 15, das rst keine über­
wältigend große Summe.

Und nun, Hohes Haus, habe ich wieder, so
wie vor zwei Jahren, ,eine Bitte an Sie. Damals
habe ich geheten, der Ki'nderg,artenfrage mehr
als bisher Ihr Augenmerk zuzuwenden. Wir
müssen feststeHen, daß in den letzten Jahren
auch auf diesem Gebiete Wesenlliches erreicht
wurde. Heute richte ich aber ,die Bitte und den
Appel1 an ISie: nenken Sie an die Ausgestal­
tung der ,f rauen1berulf'sschule in Hollabrunn.
Ich weiß, daß das nicht 'sofort mö'glich s'ein
wird. Aber es werden sich sicher Wege finden.
wenn die Schule in W,aidihofen an ,der Ybbs
fertiggesteHt ist, dann auch daran zu denken,
diese einzigartige Schule auszu,gest!aHen. Ich
möchte dies'e Bitte besonders deswegen an Ihr
Herz legen, weil gerade aUlf dem Sektor des

frauenerwerbes Vorsorge getroffen werden
muß, um auch den frauen die entsprechenden
Ausbildungs'l11'öglichkeiten zu geben. Sie alle
wissen, daß die Erwerbstätig'keit der Frml
heute mehr als es früher der Fall war, not­
wendig ist und daß von dieser Frage nich'
mehr abgegangen werden kann. Sie dürfen
nicht glauben, daß die Tätigkeit di,eser Frauen­
berufsschule in dem Sinne aufzuflas'3en 'ist, wie
es in früheren j.ahrzehnten im I-J.aushaH üblich
war, daß an allen möglichen und unmöglichen
SteHen ein Dedkerl,ein Spitzerlader ein Ma­
scherl anzubringen ist. Das ist nicht der Sinn
dieser Schulen. Der Si'l1l1 dieser !Schulen muH
sein, unserer weibHchen Jugend alle jene Vor­
aussetzungen mitz.ugeben,die sie no'twendig
braucht, wenn 'sie einstmals selbst 'einen Haus­
halt zu führen hat. 'Darum richte ich noch­
mals an Sie die Bitte, dieser Frauenbemf'S·­

,schule in den kommenden Jahren, ja vielleicht
schon im nächsten,jqhr, mehr Aufmeriksamk,eit
zu widmen, als dies bisher der fall wir. (Bei­
fall bei den Sozialisten.)

'2. PRÄSiIiDElNT: Zum Wort gelangt .der
Herr Abg. lAnder!.

Abg. ANDEIRiL: Hohes Haus! Im Voran­
schlagfi'l1'den Si'e in der Gruppe 2 das Berufs­
schulwesen. Bei dies,er Geleg,enheit möchte ich
ganz kurz ,aUlf eine ganz bedeut'ende Berufs­
schule in Niederöstcrrcich ·aufmer:ksam machen.
Es ist die Berufsschule in Kar1stein, die ber.eits
im jahre 1874 durch die Gemeinde ins Leben
,gerufen w.urde und im Jahre 1886 mit Hilfe
einer Landessu1hvent'ion ausgebaut wurde. Diese
Schule ,gewährt eine dreijährige Berufsausbil­
dung für junge Uhrmacher. nie Uhl1macher­
lehrlinge werden tumusweise einberufen und
es wird ,ihnen dort dias Handwerk des Uhr­
machers wil'klicih in einer Weise beig~bracht,

daßWr dieösterreichische Industrie ein großer
und ans,ehnlicher Vorte'il zu erwarten ist. Wenn
sie auch keine Llal1ldesberufsschule ist, so war
doch das Land NiederiÖsterreich in erster Linie
daran beteiligt, diese B,erufsschllle ins Leben
zu rufen. Während des fünf'jähr,jgen Krieges
wmde das Gebäude dieser Schule aUdh einer
,ganz ander'en B'estimmung zuge~ührt, und es
ist daher eine große NMwendi'gkeit, daß jetzt
mit Unterstützung des Landes sowie des ,Bun-,
des die not:wendigen Veränderungen durchge­
führt wer,den. 'Für das Jiahr 1952 wurde
wiederum ,ein 'L'andesb.eitrag von 200.000 S flür
den Ausbau dieser 'Berufsschule bereitgestellt;
damit soll erreicht werden, daß bei der Unter­
bringung der .Lehrlinge den soziaJ.en Gesichts­
punkten weitlgehendRechnunggetragen wer­
den kann. An diese Schule ist auch eine Mei­
sterschule angeschlossen; es werden im Jahre
nicht weniger als 130 bis 140 'Lehrlinge oder
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auch Meister, die zur Meisterprüfung -antreten
wollen, zu einem siebenwöchigen Kurs ein­
berufel!. Es ist gewiß zu hegrüßen, wen 11 sich
das Land Nieclerösterreichentschließt, dieser
Schule auch weiterhin 'seine Hiifr angedeihen
zu lassen und diese Schule jedes J "hr mit eincm
amehnlichcn Betrage zu unterstützeIl. (Bri/all
{Jli 11m Sozialisten.)

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Abgt:­
ordneter S ta n g I e r.

Abg. STANGLER :I--loher Landtag! Ich
möchte die Gruppe 2 dazu benülzcn, um auf
ein Problem hinzuweisen, das sichcrlich eine,,;
der schwierigsten und ernstesten in unsen'm
Lande darstellt. Es betriHt UIlsere postenloscn
Junglehrer in Niederösterreich. Aus dem Jahr­
-gange 1949 warten 84, aus dem Jahrg:lnge
1950 122 und aus dem Jahrgange 1951 147
M.aturanten 'auf eine Anstellung im nieder­
österreichi'schen Schuldienst. In welügpn Mo­
naten wird diese Zahl noch um weitere ISO
Lehramtsanwärter vergrößert sein. Dalbei
warten noch 90 Lehrer - das sind sogenannte
Wiedereinstell ungsfälle auf ihre -Reakti­
vierung im Schuldienst. Diese Zahl ist also he­
achtlich groß, und unsere Junglehrerschaft ist
daher von schweren Sorg'en erfüllt, wann end­
lich Gelegenheit sein wird, sich im erlernten
B.eruf eine :Existenz schaffen zu können. Diese
Not der Junglehrerschaft muß für alle Abge­
ordneten dieses Hauses, aber auch für die Lan­
desregierung und für den Landesschulrat eine
Verpflichtung darstellen, alle nur möglichen
\X1ege zu suchen, um diese jungen Menschen,
die sich ein 'B,erufszielgesteckt haben, auch
tatsächlich in dem von ihnen erwünschten
Beruf unterzubringen. ,Es werden da verschie­
dene Wege gegangen werclen müssen; vielleicht
muß auch die Ausbildung weiter gedrosselt
werden, denn es hat j1a keinen Sinn, weiterhin
noch .J llnglehrer heranzubilden, wenn fast keine
,\ussicht besteht, sie dann in ihrf'm ,Beruf unter­
zubringen. Es wird auch zu untersuchen sein,
ob nicht die Jung-lehrer, die ihre Studien an
11 iederÖ'sterreich ischen Anstalten absol viert
haben, heider Anstellung gegenüber jenen
Lehrern zu bevorzugen sind, die in anderen

.Bundesländern studiert 'haben. Es mag eine
harte, ,aber sicherlich eine notwendige ,Maß­
nahme sein, um dieses Junglehrerelend lindern
zu können. Vielleicht 'gibt es doch auch eine
MÖ1glichkeit, daß 'durch die g,am bedeutenden
Mittel, die heuer im Budget vorg'esehen sind,
wieder neue Kräfte eingesetzt werden können.
Vielleicht kann ein Teil dieser 8 Millionen
Schilling dazu verwendet werden, daß man
jenen Junglehrern, die schon Jahre auf eine
Anstellung wiarten, eine Möglichkeit gibt, ,im

niederösterreichischen Schuldienst wipken zu
können.

Aus dem Grunde, weil cs eben so viele ernste
und tragische fälle gibt, möchte -ich an alle
zuständigen Stellen den Appell richten, wirk·
lich kein Mittel unversucht zu lassen, um
diesen bedauernswerten jungen Menschen zu
helfeI!. Ich könnte eine ganze Reihe VOll Hrief-en
aus den Kreisen dieser 'jungen Menschen hier
zur Verlesung bringen, die jetzt als Hilfsarbei­
ter arbeiten; sie wollen s,elbst 'alles versuchen,
um sich irgendwie ihr Brot zu verdienen. Ihre
Sehnsucht ist es aber sdbstverständEch, ein­
mal in ihrem erlernten Beruf unterzukommen.

Ich richte daher nochmals den Appell ,an
alle zuständigen Stellen, alles zu tun, damit
unsere Junglehrerschaft die berechtigte Hoff­
nung haben 'kann, möglichst baldl in ihrem Be­
ruf unt-erikommen zu können.

Zur Gruppe 2 möchte ich auch auf die Aus­
führungen des ,Herrn Ahg. :Kreiner einiges er­
widern. Er hat über die ßerll'fsausbildung der
Jugend gesprochen und ,hier voraHem auf die
Sorgen jener Jugendlichen, welche eine Lehr­
stelle suchen,hingewiesen. Dazu darf ich vd­
leicht ganz kurz einige grundsätzliche fest­
stellungen machen. nie beste Bemfsausbildung
unserer Jugend werden wir dann ermöglichen,
wenn wir eine gesicherte Wirtschaft undeil1e
weitgehende Vollbeschäftigung in unsercm
Lande haben. Dann wer,den wir wahrscheinlich
den minimalsten Prozentsatz 'von arbeitslosen
Jugendlichen haben. Um llUn möglichst viele
Jugendliche einer fachausbildun:g zuführen zu
können, ,gibt es sehr verschiedene Mittel und
Wege. Das Nprobtesteund beste Mittel ist
nach wie vor zweifellos die Ausbildung in der
großen Zahl unserer gewerblichen Betriebe.
Man möge aber auch der gewerblichen Wirt­
sCihaftdieMöglichkeit geben, möglichst viele
junige Menschen ausbilden zu 'wönnelL Dann
wird uns diese frage weit wenig·er Sorgen be­
reiten als jetzt. Heute ist es aber nun einmal
so, daß ein Betriebsinhaber dafür beinahe be­
straft wird, wenn er in seinem Betrieb Lehr­
linge einstellt. Ich stimme mit Herrn Abgeor,d­
neten Kreiner überei,n, 'daß der Ausbau von
betriehsgebundcnen Lehrwerkstätten gefordert
werden muß. Ja, hier sind wir mit ihm ganz
einer Meinung, ,daß dies eingiangbarer W'eig
ist. Eine gegensätzliche Auffassung haben wir
aber nach wie vor, wenn da'von gesprochen
wird, ·daß der Staat Lehrwerkstätten eimichten
soll. Sie würden wahrscheinlich auch sehr
schnell zu der Ueberzeugung kommen, daß
man hier Lehrlinge produziert, deren Zahl in
keiner Weise dem Bedarf der Wirtschaft ent­
spricht und von der Wirtschaft auch nicht über­
nommen werden können.
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Hoher Landtlag! Ichdanf Ihnen hierzu ein
Beispiel dafür bringen, wie man in öHmt­
lichen Lehl'werkstätten nicht verfahren soll. Ich
habe mich ,in ,den letzten Wochen etwas~ür di'l'
Lehrwerkstätte in der Eisenbahnwer'kstätte in
St. FöHen interessiert; in dieser ,Lehrwerkstätte
werdenungefä'hr 1üOLehrlingea usgebildet.
[ine Lehl'werlkstätteeines 'öffentlichen Betriebes
oder eines privaten Betriebes hat raber nur
einen Sinn, wenn die hier ausgebildeten Lehr­
linge auch nachher in den iBetl'iebaufgenom­
men werden, Die Eisenbahnerlehrwenkstätte in
St. P'ölten macht sich ,das sehr leicht; sie bildet
Lehrlinge aus, behält siea'uch noch während
eier dreimonatigen Behaltepflioht, und dann
setzt man die jungen Leute auf die Straße, weil
manangehlich keinen Iß,edarHür sie hat. SchÜ'n
dieses eine Beispiel beweist uns doch eindeutig,
daß eine planlose Errichtung 'von ILehrwerk­
stätten 'nicht nur einen Schaden für die Wirt­
schaft, sondern vor allem einen Schaden für
elie jugendlichen Menschen selbst darstellt.

Ich möchte als gutes Gegenbeispiel dazu die
Lehrwel'kstäHe der NEWAG anflühren. Auch
diese unterhält in St. PöHen eine Lehrwerk­
stätte für die HemnrbHdung deslfachnachwuch­
ses. Jeder, der in diese ,Lehrwerkstätte hinein­
Jmmmt und die Ausbildung mit einer gut,en
Abschlußprüfungaibschließt, weiß auch, daß er,
wenn er tüchti:g und ,arbeitsam i'st, soJort in
den Betrieb übernommen wird und hier auch
-eine Lebensstellung finden kann. !Diese ,fo'rm
der betriebsgebundel1'en Lehrwerkstätte ist rich­
tig, sie begrüßen wir, und hier stimmen wir
zweifellos auch mit ,den Ausführungen des
Herrn Ahg. Kreiner Ülberein. Sicherlich wird
der Ausbau solcher Lehrwerikstättenauch von
uns sehr begrüß't wel1den, aber nur inso'lange
und inso'fer'n diese aUlf di,e betriebswirtschaft­
lichen Notowendi!g'keiten abgestimmt sind.

Wenn hier noch davon gesprochen wur,de,
daß der Ausbau der ,landwirtschaftlichen Schu­
Iren etwas zu großlzügig erfol!ge, daß hierfür zu
große Mittel eingesetzt wur,den und hier ein
gewisser Gegensatz festzustellen wäI'e gegen­
über den ,gewerblichen :fortbildungsschulen,
welche wenilger bedacht würden, so danf ich
bemerken, daß das landwirtschaftliche Schul­
wesen ehen ,am Beginn steht und erst aufgeb.aut
und ausgebaut werden muß. Z'wei'fellos werden
wir uns zu ,der Erkenntnis durchringen müssen,
daß auch die Landwirtschaft ein Beruf 'ist, d,en
man er:lernen soll und den man eplernen kann,
lind daß auch sie eine berufliche fachausbil­
dung erfordert. Wir wissen aUe - ,auch Sie,
meine Herren -, daß gerade in der 'Landwirt­
schaft Plahfür AribeitslkräHe zur Genüge vor­
handen ist. Diese vielen jungen Menschen
könnten in diesen landwirtsch:afHichen fach-

schulenaufh dazu herang~bildet werden, ein­
mal in der Landwirtschaft praktisch zu ar­
beiten.

Das Problem 'ist an und für skh auch jetzt
nicht so kritisch, daß es uns mit besonderer
Sorge enf'Ü IIen müßte. Ich habe mir auch stati­
stische Unterlargen ausheben lassen. Ich kann
im Ver!gleich zum Vorjahr sagen, daß das Pro­
blem nicht größer ,geworden ist und daß wir
mit der Entwicklung durchaus zufrieden sein
können, soliange auch unser,e Wirtschaft wirk­
lich blüht und aufsteigt. Es ist nicht so, wi'e
die Abgeordneten ,des LinkSlb'locks immer wieder
feststeUen, daß wir 'vor einer 'lüedergehenden
und zusammenlbrechenden Wirtschaft stehen;
nein, Gott sei Dank! rauchen unsere Schlafe und
arbeiten in diesen Behieben fl.eißigeMenschen
und auch fleißige jugendüche Menschen.

Am 30. Novem1ber 1950 gah es in Nieder­
östen'Cich 1476 männliche,Lehrstellensuchende;
das entsprach einem Prozentsatz von 15,7 Pro­
zent des schulentlassenen Jahrg,ang,es 1950. Am
30. No'vember 1951 'konnten 1199 männliche
Lehrstellensuchenrde bei den Arbeitsämtern fest­
gestellt werden. rOie Zah'l ist also gegenüber
dem Vorj,ahr zurückgegangen. Wir haben
weniger 'Lehrstellensuchende als im Vorjahr.
(Abg. Dubovsky: Weil sie sich gar nicht mehr
anmelden, das ist das Geheimnis!)

Darf ich noch darauf 'hinweisen, daß die
Lehrstellenantritte der Schulentlassenen auch
eine erfreuliche IEntwicklung zeigen. Bis Ende
November d. ]. sind bereits 2003 männliche
Lehrstellensuchende in einen Betrieb einge­
tr,eten. Im 'vergangenen Jahr hat sich gezeigt,
daß im ,L'aufe dies Jahres auch widdichder
überwieg,ende Prozentsatz aller Lehrstellen­
suchenden von der Wirtschaft ,aufgesogen wer­
den konnte. Ich muß sogar dem Herrn Arbge­
Ol'dneten Pospischil entgegnen, daß seine 'fest­
stellung unrichtig ist, denn aus rder Statistik des
Landesarbeitsamtes ist ersichtlioh, ,daß die An­
zahl der oflf.enen Lehrstellen heuer gegenüber
dem Vorjahr größer ist, was also duröhaus auf
eine beschei'deneaber positive wirtschaftliche
Entwicklung hindeutet.

Ich möchte damit schl'ießen, daß wir uns
eben wirklich mehr an das Positiv:e halten
müssen und nicht nur negative Kritik üben
soHen. ZweHellos zleigt die wirtschaftliche Ent­
wicklung li'n Oesten'Cich die Möglichkeit, daß
jeder, der arbeiten und lernen will, lauch seinen
Platz zum Arlbeiten findet. 'Es wird nur ,darauf
ankommen, daß dieSle wirtschaftliche Entwick­
lung 'Von niemandem Igestört wi'fd. (Beifall bei
der Volkspartei.)

2. PRÄSIDENT: nie vorgemerkten Diskus­
sionsredne'r haben aUe ,gespro.chen, so dlaß die
Wechselrede 'als Ibeendet zu enklären ist. Es ist
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nur noch ,der Herr Landcshauptmannstellver­
treter Popp zum Wort gemeldet, der als R,e­
ferent über dieses Kapitel morgen, zu Beginn
der Sitzung, zu Wort :kommen wird.

Die nächste Sitzung des niederösterreichi­
schen Landtages Hndet morgen, :Donnerstag, den
20. Dezember, um 10.15 Uhr statt.

Auf der Ta,gesordnung steht die fortsetzung
der Spezialdebatte über den Voranschlalg des
Landes Niedef'österreichf<ür 1952

Ich möchte die Herren Ahgeordneten auf­
merksam machen, daß der gemeinsame Schul-

ausschuß und finanzausschuß um 8.30 Uhr
im Herrensaaol tagen wird, der finanzausschuß
zur gleichen Stunde, also ebenfalls um 8.30 Uhr,
im Prälatensaal und der Verf'assungsa'U'ss~huß

um 9 Uhr im Herrensaal zusammentreten wird.
Ich hi,tte die Herren Aibg,eordneten, sich diese

Zeitangabe für die Ausschußsiotzungen gut ein­
zuprägen und nicht zu verschlafen.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluf} der Sitzung um 21.40 Uhr.)


